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1  ZUSAMMENFASSUNG / RÉSUMÉ
Le résumé français se trouve à la suite de la versi-
on allemande.
Seit Ende der 1990er-Jahre wird in verschiedenen 
westlichen Ländern breit über das Schicksal von 
ehemaligen Heimkindern diskutiert. Oft gingen die 
Debatten von aufgedeckten Missbrauchsfällen aus. 
In der Schweiz setzten vergleichbare Auseinander-
setzungen bereits in den 1980er-Jahren ein, zunächst 
im Zusammenhang mit dem Hilfswerk für die Kinder 
der Landstrasse der Pro Juventute. In den letzten 
Jahren drehten sich die Diskussionen vor allem um 
Pflege- und Verdingkinder sowie weitere Betroffene 
fürsorgerischer Zwangsmassnahmen (administrativ 
Versorgte, Heimkinder etc.). Dieser Bericht stellt den 
aktuellen Forschungsstand zur Geschichte von Ver-
ding- und Heimkindern zusammen und macht Vor-
schläge für eine weiterführende historische Aufar-
beitung.
 
Es ist nicht einfach, den Gegenstand der öffentlichen 
Debatte historisch präzise zu bestimmen. Es geht um 
unterschiedliche gesetzliche Formen von Fremdplat-
zierungen (zivilrechtliche, strafrechtliche, armen-
rechtliche), die aus unterschiedlichen Motiven ver-
hängt wurden (fiskalisch-armenrechtliche, fürsor-
gerisch-soziale, korrektiv-strafende Motive). Das 
behördliche Interesse zielte zudem auf verschiedene 
Gruppen von Betroffenen (u. a. elternlose, «verwahr-
loste» oder straffällige Kinder, Kinder mit Behinde-
rungen), ebenfalls existierten unterschiedliche ins-
titutionelle Formen der Fremdplatzierung (Erziehung 
in Pflegefamilien, Erziehung in verschiedenen Typen 
von Einrichtungen). Die Grenze zwischen den ver-
schiedenen Versorgungsformen verlief in der Pra-
xis allerdings nie trennscharf. Vormundschaftlich 
versorgte Kinder konnten zum Beispiel mit straffäl-
ligen Minderjährigen in denselben Heimen landen. 
Jede Betroffenenbiografie hat deshalb ihr individu-
elles Gesicht.
Der Bericht regt an, den Vorgang der Fremdplatzie-
rung als Ausgangspunkt zu nehmen, um das For-
schungsgebiet zu definieren. Der Begriff der Fremd-
platzierung ist möglichst flexibel zu halten, um ihn für 
verschiedene historische Kontexte nutzen zu kön-
nen. Fremdplatzierung bedeutet, dass Minderjähri-
ge ausserhalb ihrer Herkunftsfamilien aufwachsen. 
Er bezeichnet sowohl den Entscheidungsprozess, der 
zu einer Unterbringung führt, als auch die Zeit des 
Aufenthalts in einer Pflegefamilie oder einer Einrich-
tung. Zudem umfasst der behördliche Eingriff offene 
oder informelle Zwangsmomente. 
Präzise statistische Angaben zum Ausmass von 
Fremdplatzierungen in der Schweiz liegen keine vor. 
Im Verlauf des 20. Jahrhunderts wuchsen schät-
zungsweise bis zu fünf Prozent der Kinder unter 14 
Jahren ausserhalb ihrer Herkunftsfamilie auf. Dies 
sind allein für die zweite Hälfte des Jahrhunderts 
Zehntausende, möglicherweise sogar über 100 000 
Personen. Rund zwei Drittel der Pflegeverhältnisse 
dürften Pflegefamilien, rund ein Drittel Heimplatzie-
rungen betreffen, wobei die Verteilung je nach Regi-
on und Zeitperiode stark schwankte. 
Der aktuelle Forschungsstand zum Thema Fremd-
platzierung ist disparat und lückenhaft. Verschiede-
ne Einzelstudien beschäftigten sich mit dem Pflege- 
und Verdingkinderwesen in ausgewählten Kantonen, 
mit der Entwicklung einzelner Heimeinrichtungen 
sowie der Modernisierung und Professionalisierung 
der Jugendfürsorge in einzelnen Städten. Es zeigt 
sich, dass Fremdplatzierungen einem normativen 
Familienbild folgten und vor allem sozial randstän-
dige oder verarmte Familien betrafen. Weiter liegen 
viele, jedoch erst ansatzweise ausgewertete Erleb-
nisberichte ehemaliger Pflege- oder Verdingkinder 
vor. Einzelne kantonale oder organisationsbezoge-
ne Studien enthalten vertiefte Überlegungen zu den 
juristischen und ethischen Verantwortlichkeiten.
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Dem gegenüber stehen verschiedene wichtige For-
schungsdesiderate. Ein Gesamtbild der Problema-
tik lässt sich nur durch Untersuchungen erzielen, 
die das Feld breit abstecken und deren Fragestel-
lungen ereignisoffen formuliert sind. Es fehlen For-
schungen für die zeithistorisch relevante Phase seit 
1940. Erst mit dieser zeitlichen Erweiterung lassen 
sich die Erinnerungen der noch lebenden Zeitzeu-
ginnen und Zeitzeugen historisch angemessen ein-
betten. Wie verbreitet waren ethisch fragwürdige 
Erziehungs- und Missbrauchspraktiken – und was 
sagt dies über die Familienpolitik und das Familien- 
und Kinderbild der schweizerischen Nachkriegsge-
sellschaft aus? Die Fokussierung auf diese Periode 
ist ebenfalls wichtig, um abschätzen zu können, wie 
sich die Praxis der Fremdplatzierungen angesichts 
des beschleunigten gesellschaftlichen Wandels in 
der Hochkonjunktur der 1950er- und 1960er-Jahre 
verändert hat. Wie haben sich Veränderungen des 
gesellschaftlichen Umgangs mit Armut und sozialer 
Randständigkeit sowie die Liberalisierung der Famili-
en- und Geschlechterverhältnisse auf die Bewertung 
und die Praxis von Fremdplatzierungen und die damit 
zusammenhängenden Auffassungen ausgewirkt? 
Wichtig ist zudem, die verschiedenen Gruppen von 
Kindern und Jugendlichen, die von Fremdplatzierun-
gen betroffen waren, möglichst umfassend zu unter-
suchen. Dabei sollten der soziale Hintergrund, aber 
auch der spezifische Umgang mit einzelnen Gruppen 
und ihre unterschiedlichen Erfahrungsmuster ver-
gleichend rekonstruiert werden. Auch strafrechtlich 
verurteilte Jugendliche, Minderjährige mit Behinde-
rungen oder mit Migrationshintergrund – alles Grup-
pen, über die wir noch wenig wissen – sind einzu-
beziehen. 
Weiter mangelt es an vergleichenden Studien, die 
dem schweizerischen Föderalismus gerecht werden 
und Fremdplatzierungen in ihrer regionalen, sozial-
räumlichen und konfessionellen Diversität untersu-
chen. Die wenigen vorliegenden Hinweise lassen 
vermuten, dass es einen Unterschied machen konn-
te, ob ein Kind in einem ländlichen oder städtischen 
Milieu, in der reformierten oder der katholischen 
Schweiz fremdplatziert wurde. Mehr als punktuelle 
Einsichten in diese Geografie der Fremdplatzierun-
gen besitzen wir jedoch im Moment nicht. 
Hinzu kommen eine Reihe spezifischer Forschungs-
desiderate. Wenig bekannt sind die Indikationslogi-
ken und die Begründungsfiguren, die zu Fremdplat-
zierungen führten oder diese legitimierten. Wie wur-
den notorisch unspezifische Rechtsbegriffe wie jene 
der «Verwahrlosung» und der «Gefährdung» in der 
behördlichen Praxis ausgelegt? Welche Fachdis-
kurse – juristische, sozial- und sonderpädagogische 
oder psychiatrische – waren für Fremdplatzierun-
gen massgebend? Wie geschlechtsspezifisch war 
die Praxis von Fremdplatzierungen? Wurden Mäd-
chen anders behandelt als Jungen – und wenn ja wie 
und warum? Einzubeziehen sind weiter die finanz-
politischen und personellen Rahmenbedingungen 
von Fremdplatzierungen. Welche Ressourcen stan-
den Behörden und einzelnen Einrichtungen zur Ver-
fügung, um ihre Aufsichtsfunktionen und Aufgaben 
wahrzunehmen? Zu untersuchen sind etwa die Wir-
kung des nach 1942 neu geordneten Subventions-
wesens sowie die ökonomischen Anreize und Über-
legungen im Einzelfall, etwa bei Entscheiden über 
bestimmte Platzierungsformen.
Unabdingbar ist weiter, die Perspektive der betroffe-
nen Personen einzubeziehen. Zu fragen ist nach den 
individuellen Bewältigungsstrategien und gesell-
schaftlichen Auswirkungen. Welche stigmatisie-
renden Effekte lösten Fremdplatzierungen aus? Von 
zentraler Bedeutung ist schliesslich die Frage nach 
der historischen Verantwortung privater und staat-
licher Akteure. Welche rechtlichen und administra-
tiven Verhältnisse haben zu Missständen und Unge-
rechtigkeiten sowie zum Auseinanderklaffen von Ziel, 
Norm und Praxis geführt? Und: durch welche Macht-
verhältnisse sind solche Zustände gedeckt worden?
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Der Bericht diskutiert schliesslich mögliche Optionen 
für eine Aufarbeitung der Problematik. Drei Ebenen 
der Aufarbeitung sind zu unterscheiden: die juris-
tisch-finanzielle Ebene (rechtliche Verantwortlich-
keiten, Entschädigungsfragen), die historische Ebene 
sowie die gesellschaftspolitische Ebene (Anerken-
nung und Unterstützung der Betroffenen, umfassen-
de Wiedergutmachung). Aus fachlichen und prakti-
schen Gründen sind diese drei Ebenen bei einer Auf-
arbeitung zu trennen, zugleich aber eng miteinander 
zu koordinieren. Der Bericht formuliert dazu konkrete 
Anregungen, indem er die Erfahrungen mit verschie-
denen Organisationsmodellen (u. a. Historikerkom-
mission, Nationales Forschungsprogramm, Runder 
Tisch) aus vergleichbaren Aufarbeitungsprojekten 
kritisch beleuchtet. 
Résumé
Depuis la fin des années nonante, un large débat 
public s’est ouvert dans plusieurs pays occiden-
taux sur le destin des enfants placés autrefois dans 
diverses institutions. Souvent, des cas de mau-
vais traitements longtemps passés sous silence 
ont servi de déclencheur. En Suisse, des contro-
verses similaires ont émergé dans les années hui-
tante, tout d’abord en lien avec l’Oeuvre des enfants 
de la grand-route de Pro Juventute. Ces dernières 
années, les discussions se sont concentrées sur les 
enfants placés dans des familles rurales, ainsi que 
sur d’autres catégories concernées par des mesures 
de contraintes pour raison d’assistance (internement 
administratif, placement institutionnel). Ce rapport 
présente l’état actuel de la recherche historique sur 
les enfants placés en famille d’accueil ou en institu-
tion et avance des propositions pour la poursuite des 
travaux sur le sujet.
Délimiter historiquement avec précision l’objet des 
débats actuels n’est pas une tâche aisée. Il s’agit en 
effet de formes juridiques très différentes de place-
ment (réglées par le droit civil, le droit pénal, des lois 
sur l’assistance), relevant de motivations différentes 
(fiscales et budgétaires, sociales et philanthropiques, 
mais aussi correctionnelles et pénales). 
Les préoccupations des autorités s’adressent ainsi à 
différentes catégories d’enfants (orphelins, «morale-
ment abandonnés», délinquant, handicapés), ce qui 
correspond à différentes formes institutionnelles de 
placement (dans une famille d’accueil ou dans diffé-
rents types d’institutions). Ces différentes fonctions 
du placement n’étaient pas clairement différenciées 
dans la pratique. Des enfants assistés et mis sous 
tutelle pouvaient ainsi côtoyer des mineurs délin-
quants au sein des mêmes institutions. Ainsi, les bio-
graphies des personnes concernées présentent cha-
cune un caractère unique.
Pour définir le champ de recherche, le processus de 
placement constitue le point de départ. Ce concept 
de placement est à utiliser de manière flexible, adap-
table à divers contextes historiques. Un «enfant pla-
cé» est un mineur élevé à l’extérieur de sa famille 
d’origine. Le terme «placement» désigne aussi bien 
le processus de décision conduisant à retirer l’en-
fant à sa famille, que la durée du séjour en famille 
d’accueil ou en institution. Le placement implique 
une intervention des autorités, une contrainte for-
melle ou informelle.
Il n’existe pas de données statistiques précises pour 
mesurer l’ampleur de ce phénomène. Au cours du 
20e siècle en Suisse, on estime la proportion d’en-
fants placés à 5% de l’ensemble de la population 
enfantine de moins de 14 ans. En chiffres absolus, 
cela représente, pour la seconde moitié du 20e siècle, 
plusieurs dizaines de milliers d’enfants, voire même 
plus de 100 000. Environ deux tiers de ces enfants ont 
grandi en famille d’accueil, un dernier tiers en ins-
titution, mais cette répartition varie fortement selon 
les régions et les périodes.
L’état actuel de la recherche historique sur le place-
ment d’enfants se révèle disparate et lacunaire. On 
dispose de plusieurs études de cas, sur le placement 
à la campagne dans certains cantons, sur l’histoire 
de certains établissements, ou encore sur la moder-
nisation et la professionnalisation de la protection de 
la jeunesse dans certains cantons ou grandes villes. 
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Ces recherches ont mis en évidence que le pla-
cement d’enfants, imprégné de certaines visions 
normatives de la famille, s’adressait surtout à des 
catégories socialement marginalisées ou écono-
miquement fragilisées. Le recueil de récits de vie 
d’ex-enfants placés a fourni des données intéres-
santes, mais cette démarche n’en est encore qu’à 
ses débuts. Certaines recherches, mandatées par 
des cantons ou des organisations caritatives, pro-
posent des réflexions plus approfondies quant aux 
responsabilités juridiques et éthiques.
Au vu de cet état lacunaire de la recherche, d’im-
portants développements sont souhaitables. En effet, 
une vision globale de la problématique nécessite de 
disposer de travaux qui couvrent plus amplement 
le champ d’études et qui diversifient les questions 
de recherche. La période postérieure à 1940 n’a été 
que très peu étudiée. Or, cet élargissement chrono-
logique est important, afin de mieux contextualiser 
les souvenirs des témoins encore vivants. Quelles 
étaient la fréquence et la dimension des mauvais 
traitements et abus éthiquement problématiques 
rapportés par de nombreux témoignages? Que nous 
apprennent ces réalités sur la politique familiale, les 
représentations de la famille et de l’enfance dans 
la société suisse d’après-guerre? L’étude de cette 
période est également importante, afin de situer les 
modifications de la pratique du placement d’enfants 
dans le cadre des rapides changements sociaux et 
économiques la période de haute conjoncture des 
années 1950 – 1960. Quel fut l’impact, sur les repré-
sentations et pratiques en matière de placement 
d’enfants, des nouvelles approches des politiques 
publiques en matière de marginalité et de pauvreté, 
ou encore de la libéralisation des relations familiales 
ou des rapports sociaux de sexe?
La recherche doit également s’efforcer de docu-
menter, de la manière la plus exhaustive possible, 
la situation des différents catégories d’enfants ou 
d’adolescents concernés. Il s’agit de reconstruire de 
manière comparative et différenciée les conditions 
sociales de chaque catégorie, le traitement parti-
culier qui leur était destiné, ainsi que leurs expé-
riences vécues. Certaines catégories d’enfants pla-
cés, jusqu’ici peu étudiées, doivent ainsi être mieux 
intégrées à l’analyse, comme les adolescents rele-
vant de condamnations pénales, les mineurs handi-
capés, ou les enfants de migrants.
Nous ne disposons pas non plus d’analyses com-
paratives qui prennent en compte la structure fédé-
raliste de la Suisse et étudient les similitudes et 
variations du placement d’enfants en fonction de la 
diversité économique, politique ou confessionnelle. 
Certains résultats permettent néanmoins de penser 
que le destin des enfants placés était très différent 
dans un milieu rural ou urbain, catholique ou pro-
testant. Mais pour l’instant, seules des informations 
ponctuelles permettent de documenter cette géogra-
phie du placement d’enfants.
D’autres orientations de recherche restent encore à 
explorer. Ainsi, les critères et motivations conduisant 
à une décision de placement sont encore mal éluci-
dés. Comment des termes aussi vagues juridique-
ment que ceux d’enfants «moralement abandonnés» 
ou «en danger», étaient-ils interprétés dans la pra-
tique des autorités? Quels étaient les discours – juri-
diques, social, pédagogique, psychiatrique – qui ser-
vaient de référence et faisaient surtout autorité? La 
pratique du placement était-elle modulée en fonction 
du genre? Filles et garçons étaient-ils traités diffé-
remment, en quoi et selon quelles justifications? Par 
ailleurs, il s’agit aussi de considérer les contraintes 
financières du placement. Quelles étaient les res-
sources à disposition des autorités ou des établis-
sements particuliers pour remplir leurs tâches, assu-
rer le suivi et la surveillance des placements? Dans 
quelle mesure l’entrée en vigueur d’un nouveau sys-
tème de subvention après 1942 et l’amélioration des 
conditions économiques modifiet-elle la politique 
des placements?
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Intégrer dans ces recherches la perspective des per-
sonnes concernées s’avère incontournable. Leurs 
stratégies de résilience sont intéressantes à analy-
ser, tout comme les conséquences sociales de cette 
mise à l’écart des enfants placés. 
Quels effets de stigmatisation ont été induits par 
cette pratique? Finalement, la question de la respon-
sabilité historique des acteurs privés et politiques 
est centrale. Quelles sont les conditions juridiques 
et administratives, les configurations de pouvoir qui 
ont permis et couvert des abus et des injustices, ou 
qui ont conduit à des divergences profondes entre 
les buts affichés, les normes en vigueur et la pra-
tique réelle?
En conclusion, le rapport discute les options pos-
sibles pour un traitement de cette problématique, et 
ceci à trois niveaux: le traitement juridique et finan-
cier (responsabilités juridiques, dédommagements), 
le traitement historique (recherche) et le traitement 
socio-politique (reconnaissance et soutien des per-
sonnes concernées, réparations). Pour des raisons 
factuelles et pratiques, ces trois niveaux doivent 
être traités séparément, mais néanmoins étroite-
ment coordonnés. Le rapport formule des proposi-
tions concrètes, en examinant de manière compa-
rée les avantages et limites des différentes options 
possibles (commission d’historiens, projet national 
de recherche, table ronde).
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2  AUFTRAG, AUTORSCHAFT UND 
 GLIEDERUNG DES BERICHTS
Ehemalige Verdingkinder sowie weitere Betroffene 
von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen (adminis-
trativ Versorgte, Zwangssterilisierte, Heimkinder und 
so weiter) machen seit einiger Zeit verstärkt auf ihr 
Schicksal aufmerksam. Sie fordern die Durchführung 
eines Gedenkanlasses. Daneben stehen aber auch 
weitere Forderungen wie die historische Aufarbei-
tung, die Errichtung von Anlaufstellen und Härtefall-
fonds, die Behandlung von finanziellen Forderungen, 
die Rückgabe von beschlagnahmtem Eigentum, die 
Akteneinsicht und -sicherung im Raum.
Am 27. September 2012 beauftragte das Bundesamt 
für Justiz Prof. Dr. Martin Lengwiler (Departement 
Geschichte, Universität Basel), eine Bestandesauf-
nahme über die bestehenden Forschungsprojekte 
i. S. Verding- und Heimkinder zu machen. Diese soll 
als Grundlage für eine spätere historische Aufarbei-
tung dienen, unabhängig davon, in welcher Form und 
durch welche Träger diese erfolgen wird.
Dieser Bericht liefert die gewünschte Bestandesauf-
nahme. Er wurde von einem Autorenteam verfasst, zu 
dem Prof. Dr. Martin Lengwiler (Universität Basel), Prof. 
Dr. Gisela Hauss (FHNW), Prof. Dr. Thomas  Gabriel 
(ZHAW), Prof. Dr. Anne-Françoise Praz (Universität 
Fribourg) und Dr. Urs Germann (Bern) gehören.1 Ziel 
des Berichts ist es, den aktuellen Forschungsstand 
möglichst breit zu erfassen und eine Auslegeordnung 
der relevanten Aspekte, Fragestellungen und Proble-
me zu machen. Dazu gehört zunächst eine Eingren-
zung des Untersuchungsgegenstands (u Kapitel  3, 
S.  9). Anschliessend präsentiert der Bericht eine 
Bestandesaufnahme über laufende und abgeschlos-
sene historische Forschungsarbeiten im In- und Aus-
land (u Kapitel 4, S. 17 und u Kapitel 5, S. 22)
1  Für die Recherche- und Aufbereitungsarbeiten waren insbesondere 
Urs Germann und Anne-Françoise Praz verantwortlich.
Schliesslich skizziert er Optionen für eine histori-
sche Aufarbeitung der Fremdplatzierungsproble-
matik (u Kapitel  6, S.  53). Die hier referierten For-
schungsarbeiten decken primär die Entwicklun-
gen im 20. Jahrhundert ab. Untersuchungen zum 19. 
Jahrhundert werden referiert, soweit sie für das Ver-
ständnis der Materie und Problematik relevant sind. 
Der Schwerpunkt des vorliegenden Forschungsstan-
des liegt aller dings auf der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts, insbesondere auf der Zwischenkriegszeit, 
so dass dieser Zeitabschnitt im Folgenden ein ver-
gleichsweise grosses Gewicht bekommt. Nur weni-
ge Untersuchungen haben sich bisher mit der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts beschäftigt. Diesen 
Umstand gilt es bei der Diskussion der Optionen für 
weitere Aufarbeitungsanstrengungen im Auge zu 
behalten (u Kapitel 6, S. 53).
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3  ABGRENZUNG DES 
 FORSCHUNGSGEGENSTANDS
Dieses Kapitel stellt zunächst einige grundlegende 
Überlegungen zur Abgrenzung des Gegenstands der 
historischen Aufarbeitung an (u Kapitel  3.1, S.  9). 
Es definiert den Untersuchungsgegenstand, indem 
zentrale Begriffe geklärt werden, insbesondere der 
Begriffs der Fremdplatzierung (u Kapitel 3.2, S. 12) 
und die Begriffe des Pflege- oder Verding-, respekti-
ve des Heimkindes (u Kapitel 3.3, S. 14 und u Kapi-
tel 3.4, S. 16).
3.1  Gegenstand der historischen 
 Auf arbeitung
Die aktuelle Debatte um Heim- und Verdingkinder 
berührt sehr unterschiedliche Personengruppen 
und Handlungsfelder. Eine klare Abgrenzung des 
Themas fällt schwer. Je nach Kontext und Zeitraum 
waren unterschiedliche Gruppen betroffen: eltern-
lose, arme, «verwahrloste» oder straffällig gewor-
dene Kinder, Kinder von bevormundeten Eltern, Kin-
der mit Behinderungen, Kinder mit einem Migrati-
onshintergrund. Kindswegnamen und Platzierungen 
erfolgten oft – aber nie ausschliesslich – im Rahmen 
von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen, wobei 
die behördlichen Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten, aber auch die Formen von Zwang, die zur 
Anwendung gelangten, von Fall zu Fall stark variieren 
konnten. Kinder wurden aber auch durch die eigenen 
Eltern oder Verwandte versorgt, ohne dass Behörden 
daran beteiligt waren. Die Versorgung von Minder-
jährigen kannte verschiedene Formen. Platzierungen 
konnten in Pflegefamilien oder aber in verschiede-
nen Anstalten wie Erziehungs-, Beobachtungs- oder 
Sonderschulheimen erfolgen. Je nach Fall waren 
daran öffentliche und / oder private Akteure betei-
ligt. Auch die Dauer der Pflegeverhältnisse variier-
te von Fall zu Fall: sie konnte von einigen Tagen bis 
über ein Jahrzehnt reichen, unter Umständen dau-
erten Platzierungen sogar über das Mündigkeitsal-
ter hinaus an.
Angesichts dieser Vielfalt ist eine Klärung der wich-
tigsten Begriffe nötig, um den Untersuchungsgegen-
stand einzugrenzen, aber auch um die Problematik 
einer zu eng begrenzten Begrifflichkeit zu erläutern. 
Dieser Abschnitt stellt zunächst allgemeine Überle-
gungen zur Abgrenzungsproblematik an. Anschlie-
ssend wird das Thema des Berichts spezifischer defi-
niert.
Auftragsbedingt beschäftigt sich dieser Bericht im 
Wesentlichen mit der Platzierung von Minderjäh-
rigen. Die Versorgung von Erwachsenen wird nur 
dann berücksichtigt, wenn sie für das Verständ-
nis der Gesamtproblematik relevant ist oder wenn 
sich spezifische Abgrenzungsfragen stellen, so etwa 
im Fall der administrativrechtlichen Versorgung 
(u Kapitel  5.5.2, S.  44). Je nach Kontext werden 
Minderjährige in diesem Bericht als Kinder oder als 
Jugendliche bezeichnet. Da sich diese Begriffe auf 
unterschiedliche historische und rechtliche Zusam-
menhänge beziehen, wird von der Definition einer 
festen Altersgrenze abgesehen. Unter Jugendlichen 
werden in der Regel Minderjährige im Alter zwischen 
14 oder 16 Jahren (beziehungsweise ab Ende der obli-
gatorischen Schulzeit) und dem Mündigkeitsalter (im 
relevanten Zeitraum: 20 Jahre) bezeichnet.
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Die historische Forschung hat sich in den letz-
ten Jahren mit denselben Fragen, die auch in der 
öffentlichen Debatte im Zentrum stehen, beschäf-
tigt. Wie, unter welchen Umständen und mit welcher 
Begründung intervenierten staatliche Instanzen in 
der Vergangenheit mit Zwangsmitteln in bestimm-
te Familienkonstellationen? Inwiefern kam es dabei 
zu rechtswidrigen oder aus heutiger wie damaliger 
Sicht ethisch fragwürdigen Handlungen? Wie nah-
men staatliche Behörden die ihnen zustehenden 
Schutz- und Aufsichtspflichten wahr? In welchem 
Verhältnis standen die Ziele staatlichen Handelns, 
die von Gesetzes wegen dem Kindswohl verpflichtet 
waren, zur Praxis?
Bisweilen versucht die Forschung, das Themenfeld 
Fremdplatzierung von Verding- und Heimkindern 
dadurch einzugrenzen, indem es auf rechtliche oder 
administrative Zwangsmassnahmen beschränkt wird 
und Interventionen, die mit Einwilligung der Betroffe-
nen geschehen sind, ausgeschlossen werden. Dies 
ist allerdings eine problematische Abgrenzung. Denn 
die Frage nach der Begründung und Ausübung staat-
licher (Zwangs-) Massnahmen – und damit nach der 
politischen Verantwortlichkeit – ist vielschichtig. Sie 
betrifft unterschiedliche Bereiche, Akteurskonstel-
lationen und Formen. Der juristische Zwangsbegriff 
erweist sich in einer historischen Perspektive oft als 
zu eng. Neuere Untersuchungen zu Entscheidungs-
situationen in der Psychiatrie und Fürsorge zeigen, 
dass die Grenzen zwischen formalem Rechtszwang 
und freiwilligen Entscheiden oft fliessend waren. Aus 
diesem Grund ist ein differenzierter Zugang zu wäh-
len, etwa indem drei Abstufungen unterschieden 
werden (Tabelle 1): Zwang im juristischen Sinn, der 
auf gesetzlichen oder zumindest auf gewohnheits-
rechtlichen Befugnissen beruhte, informelle Zwangs-
lagen, in der die Handlungsoptionen der betroffenen 
Personen situationsbedingt deutlich eingeschränkt 
waren, und freiwillige Entscheide, bei denen indi-
viduelle Präferenzen im Vordergrund standen. Vor 
allem die beiden letzten Bereiche lassen sich nicht 
trennscharf voneinander abgrenzen.
Tabelle 1: Abstufungen zwischen Zwang  
und Freiwilligkeit
Juristischer 
Zwang
Informelle 
Zwangslagen
Freiwillige 
 Entscheide
Gesetzliche und 
gewohnheits-
rechtliche Befug-
nisse, insbesonde-
re fürsorgerische 
Massnahmen
Ausübung von 
Druck  
Stark asymmetri-
sche Handlungs-
konstel lationen
Individuelle Präfe-
renzen und Ab wä-
gungen
A Zwang im juristischen Sinn: Was die eigentli-
che Intervention in die Familienverhältnisse anbe-
langt, gründete ein Grossteil der Versorgungen, die 
hier in Betracht fallen, tatsächlich auf administrati-
ven oder fürsorgerischen Massnahmen des öffent-
lichen Gemeinwesens. Sie gingen primär von kanto-
nalen oder kommunalen Instanzen aus, insbesondere 
von Vormundschafts-, Jugendstrafverfolgungs- und 
Armenbehörden. Solche Massnahmen gegenüber 
Eltern, Kindern und Jugendlichen implizierten inso-
fern einen Rechtszwang, als sie auf gesetzlichen 
Grundlagen beruhten und von Behörden im Rah-
men ihrer Zuständigkeit durchgesetzt wurden. Sie 
konnten sowohl durch das Wohl der Betroffenen als 
auch durch öffentliche Ordnungs- und Sicherheits-
interessen motiviert sein. Staatlicher Zwang, zumal 
er demokratisch legitimiert ist, ist also keineswegs 
per se illegitim ist. Jede Form der Vergesellschaf-
tung impliziert gewisse Fremd- und Selbstzwänge. 
Zwang kann – gerade im Bereich des Kinder- und 
Jugendschutzes – durchaus im wohlverstandenen 
Interesse der Zwangsunterworfenen liegen. Histo-
risch interessant ist vielmehr, in welchen Kontex-
ten und Begründungszusammenhängen die Anwen-
dung von Zwang jeweils erfolgte und wie die invol-
vierten Interessen gewichtet wurden. Ebenfalls von 
Interesse sind die Verfahren und Verhandlungskon-
stellation, in die staatliche Zwangsausübung immer 
eingebettet ist.
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11 / 67Gegenstand der historischen  Auf arbeitung
Je nach Konstellation und Zeitraum räumten sie 
den betroffenen Personen unterschiedliche Mitwir-
kungsmöglichkeiten und Handlungsspielräume ein 
(ausführlich: Meier et al. 2007; Ramsauer 2000).
Zu Zwangssituationen kam es auch in Heimen und 
anderen Einrichtungen zur Fremdplatzierung. Zu sol-
chen disziplinarischen Massnahmen, die oft ledig-
lich in Hausordnungen oder Reglementen geregelt 
waren, gehörten insbesondere Strafen und Arbeits-
verpflichtungen oder die Unterbindung des Kontakts 
zur Herkunftsfamilie. Auch Pflegeverhältnisse konn-
ten Zwangsmomente beinhalten, sofern damit eine 
Übertragung der elterlichen Gewalt verbunden war. 
In solchen Kontexten ging Zwang oft nicht von staat-
lichen Behörden sondern von privaten oder öffent-
lich-rechtlichen Trägerschaften (Kirchen, Stiftun-
gen etc.) sowie Einzelpersonen aus. Aus heutiger 
Sicht sind solche gesetzlich schwach oder gar nicht 
normierte Zwangsverhältnisse überaus problema-
tisch. Für eine historische Betrachtung heisst dies, 
dass die Verantwortlichkeit für Fremdplatzierungen 
und die damit zusammenhängenden Zwangslagen 
oft in einem vielschichtigen Gefüge privater, öffent-
lich-rechtlicher und staatlicher Akteure zu situieren 
ist. Handlungsmacht und damit Verantwortung haben 
über die individuelle Komponente hinaus immer auch 
eine systemische und gesellschaftliche Dimension.
B Informelle Zwangslagen: Weiter zu differenzie-
ren ist – wie bereits angetönt – zwischen Zwangs-
massnahmen im juristischen Sinn und staatlichem 
(beziehungsweise privatem) Handeln (oder Unter-
lassen) in Kontexten, die durch starke Asymmetri-
en der individuellen Handlungsspielräume geprägt 
waren. Dazu gehören materielle und gesundheitliche 
Notlagen, aber auch das Ausüben subtilen Drucks 
von behördlicher Seite, um Betroffene «freiwillig» 
zu einer bestimmten Entscheidung zu drängen (für 
den Kontext der Psychiatrie und Eugenik: Meier et 
al. 2007). Aus der neueren Forschung ist zum Beispiel 
bekannt, dass Behörden nachErlass des Schweize-
rischen Zivilgesetzbuches (ZGB) von 19072 vermehrt 
Druck auf Eltern ausübten, ihre Kinder «freiwillig» 
in Familienpflege zu geben. Auf diese Weise konn-
ten formelle Eingriffe in die Elternrechte umgangen 
werden, ohne dass sich am Endergebnis viel änder-
te (Leuenberger et al. 2011: 79). Vermutlich ebenfalls 
in diese Kategorie gehört das – durch Zeitzeugen-
aussagen belegte – Ausüben von Druck auf junge 
ledige Mütter, ihre neu geborenen Kinder zur Adop-
tion frei zugeben.
C Freiwillige Entscheide: Hier stehen individuel-
le Präferenzen und Abwägungen im Vordergrund. 
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass auch solche 
Entscheide stark durch die wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Ressourcen beeinflusst waren, 
die einer bestimmten Person in einem gegebenen 
Moment zur Verfügung standen. Zudem sind indivi-
duelle Entscheide immer abhängig von gesellschaft-
lichen Deutungsmustern und Werthierarchien. Die 
Grenzen zu informellen Zwangslagen sind deshalb 
fliessend und oft abhängig von der jeweiligen Per-
spektive.
Um vergangene Handlungen rechtlich und moralisch 
angemessen zu bewerten, ist weiter zu bedenken, 
dass sich Normen über die Zeit hinweg verändern 
können. Die Rechtsmässigkeit und Angemessenheit 
einzelner Massnahmen können aus zeitgenössischer 
und heutiger Perspektive unterschiedlich bewertet 
werden. Dies gilt ebenfalls für die Bedeutung und 
den Wert, die eine Gesellschaft dem Kind-Sein und 
dem familiären Zusammenhalt beimisst. Exempla-
risch zeigt sich der Wandel, den solche Werthaltun-
gen im Lauf der Zeit erfuhren, im Fall der Arbeitsver-
pflichtung von Kindern und Jugendlichen, nament-
lich der Kinderarbeit in der Landwirtschaft, und – im 
Gegenzug – der zunehmend strengeren Durchset-
zung der Schulpflicht (u Kapitel 5.1, S. 23).
2  In Kraft seit 1912.
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Methodisch bedeutet diese Feststellung, dass die 
Handlungen von Behörden und privaten Trägerschaf-
ten in den jeweiligen historischen Kontext und das 
jeweilige Rechtsverständnis sowie die zeitgenös-
sischen Normen- und Wertesysteme einzubetten 
sind. Dabei geht es darum, Zustände, die aus heu-
tiger Sicht problematisch oder sogar rechtswidrig 
erscheinen, nicht als einmalige «Ausrutscher» der 
damaligen Verantwortlichen abzutun, sondern sie 
auf die zeitgenössischen gesellschaftlichen Ver-
hältnisse und die jeweiligen normativen Kontexte zu 
beziehen. In der Tat spiegeln Fremdplatzierungen in 
hohem Masse das vorherrschende Familienbild einer 
vergangenen Gesellschaft. Sie zeigen, welchen Nor-
men und Werten eine Familie entsprechen musste, 
beziehungsweise welche Normbrüche durch Sank-
tionen geahndet wurden. So war der Umstand, dass 
uneheliche Kinder nachweislich überproportional 
stark von Platzierungen betroffen waren, Folge einer 
bis weit ins 20. Jahrhundert hinein verbreiteten Hal-
tung, die unverheiratete Mütter stigmatisierte und 
die Kindsväter von der Übernahme von Verantwor-
tung entband. Diese Haltung wurde im ZGB gesetz-
lich sanktioniert, womit sich der Erwartungsdruck 
auf uneheliche Mütter, ihre Kinder notfalls bei Drit-
ten zu platzieren, erhöhte (Zusammenfassend: HLS 
Artikel Illegitimität; Sutter 1995).
Da sich fürsorgerischen Massnahmen, bei denen 
Zwangsmomente eine Rolle spielten, und allfällige 
Unrechtsfolgen nicht von vornherein eindeutig defi-
nieren lassen, muss eine Aufarbeitung der Fremd-
platzierungsproblematik auf jedem Fall empirisch 
und konzeptionell breit verfahren. Empirisch breit, 
indem verschiedene Gruppen von (potenziell) Betrof-
fenen einbezogen werden. Dies spricht, was min-
derjährige Personen anbelangt, zum Beispiel für den 
Einbezug von straffälligen Jugendlichen, aber unter 
Umständen auch von Kindern, die von ihren eige-
nen Eltern bei Dritten untergebracht, von ihren Müt-
tern zur Adoption frei gegeben wurden oder infol-
ge eines körperlichen oder geistigen Gebrechens 
ausserhalb des Elternhauses aufwachsen mussten. 
Dies heisst aber auch, dass eine möglichst grosse 
Bandbreite von Interventionsformen und -kontex-
te  berücksichtigt wird, wobei die Problematik des 
Zwangs je nach Fall differenziert zu betrachten ist.
Konzeptionell ist eine Aufarbeitung ereignisoffen 
zu halten. Sie darf die Analyse nicht von vornher-
ein auf einzelne skandalträchtige und aus heutiger 
Sicht fragwürdige Praktiken beschränken. Wichtig 
ist vielmehr, dass eine Aufarbeitung die strukturel-
len und normativen Kontexte der überaus vielschich-
tigen Fremdplatzierungsproblematik ausreichend 
rekonstruiert und in die Gesamtinterpretation ein-
bezieht. Nur dann ist ein über die subjektive Schuld-
frage hinaus gehender Umgang mit einer problema-
tischen Vergangenheit möglich.
3.2  Zum Begriff und Umfang der Fremdplat-
zierung
Fremdplatzierung ist ein Sammelbegriff, der in der 
heutigen Forschungsdiskussion geläufig ist. Er wird 
oft in einem Atemzug mit fürsorgerischen Zwangs-
massnahmen genannt. Dies ist jedoch weder his-
torisch noch juristisch präzise. Fremdplatzierung 
bedeutet zunächst einfach, dass Minderjährige 
ausserhalb ihrer Herkunftsfamilien, das heisst weder 
bei ihren Müttern noch bei ihren Vätern, aufwach-
sen. Der Begriff bezeichnet sowohl den Entschei-
dungsprozess, der zu einer Unterbringung ausser-
halb der Herkunftsfamilie führt, als auch die Zeit des 
Aufenthalts in einer Pflegefamilie oder einer Einrich-
tung. Meist wird davon ausgegangen, dass es sich 
bei Fremdplatzierungen um behördliche Massnah-
men handelt, die in Notsituationen und in vielen Fäl-
len gegen den Willen der leiblichen Eltern vollzogen 
werden (Zatti 2005: 13). Auch dieser Bericht bezieht 
den Begriff Fremdplatzierung in erster Linie – wenn 
auch mit gewissen Einschränkungen – auf Platzie-
rungsakte und Aufsichtsverhältnisse im Rahmen für-
sorgerischer oder strafrechtlicher Zwangsmassnah-
men. Wird der Begriff darüber hinaus für sämtliche 
Formen der ausserhäuslichen und ausserfamiliären 
Erziehung verwendet, tendiert er dazu, den heuristi-
schen Wert zu verlieren.
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Den Kernbereich von Fremdplatzierungen, die 
Gegenstand der Aufarbeitung sein müssen, bilden 
somit staatliche Massnahmen, die unter den Begriff 
des formalen Zwangs fallen. Historische Gesell-
schaften weisen allerdings unterschiedliche Grade 
der Verrechtlichung auf. Was heute einen formalen 
Rechtsakt bedingt, konnte vor einigen Jahrzehnten 
noch mittels informeller Absprache geregelt wer-
den. Aus diesem Grund ist es angebracht, Platzie-
rungsentscheide, die aufgrund informeller Zwangs-
lagen (u Kapitel  3.1, S.  9) zustande kamen, eben-
falls in die historische Untersuchung einzubeziehen. 
Dadurch soll dem Umstand Rechnung getragen wer-
den, dass die Handlungsmöglichkeiten der betroffe-
nen Personen – insbesondere der Eltern der plat-
zierten Kinder – aus ökonomischen, gesundheit-
lichen oder sozialen Gründen stark eingeschränkt 
sein konnten. Zu den Rahmenbedingungen, die die 
individuelle Handlungskompetenz stark beschneiden 
konnte, gehörten ein Fürsorgesystem, das armen-
genössige Personen und insbesondere uneheliche 
Mütter von vornherein stigmatisierte und ausgrenzte 
oder auch ein Schulsystem, das Unterrichtsmöglich-
keiten für Kinder mit Behinderungen nur in Heimein-
richtungen vorsah. Wo die Grenze zwischen infor-
mellen Zwangslagen und Freiwilligkeit genau zu zie-
hen ist, ist im Einzelfall zu beurteilen. Dabei spielt das 
heutige Verständnis von Autonomie und Partizipati-
on zwangsläufig eine zentrale Rolle (aus juristischer 
Perspektive: Cottier 2006). Umso wichtiger ist es, bei 
solchen Konstellationen die Handlungsbedingungen 
der beteiligten Akteure sorgfältig zu rekonstruieren.
Fallkonstellationen, in denen Mütter und Väter 
ihre Kinder auf eigene Initiative und ohne formelle 
Beschlüsse oder Druckversuche der Behörden bei 
Dritten platzierten und auch für die Verpflegungs-
kosten aufkamen, fallen somit aus dem Begriff der 
Fremdplatzierung. Dazu dürfte auch ein Grossteil der 
Fälle gehören, bei denen Kinder und Jugendliche bei 
Verwandten versorgt wurden. Ebenfalls nicht unter 
den Begriff der Fremdplatzierung fallen familiener-
gänzende Formen der Betreuung, bei denen eine Pro-
blematisierung des Eltern-Kind-Verhältnisses nicht 
im Zentrum stand. Dazu gehören auch vorüberge-
hende Pflegeverhältnisse, die vielfältigen Formen der 
Tagespflege, Ferienaktionen oder Kinderlager, aber 
auch die dauerhafte Unterbringung von Kindern bei 
nahen Verwandten (Zatti 2005: 13). 
Nicht vergessen werden darf, dass der Begriff 
der Fremdplatzierung insofern normativ und kul-
turell konnotiert ist, als er von der Herkunftsfami-
lie als der «normalen» Form der Sozialisation aus-
geht, wobei darunter meist die bürgerliche Kernfa-
milie verstanden wird. Fremdplatzierung wird dabei 
als eine substitutive Form des Aufwachsens und der 
Erziehung verstanden. Sie erhält dadurch das Odi-
um eines Lückenbüssers, das die «natürliche» Bezie-
hung zwischen Eltern und Kindern ersetzt oder – je 
nach Perspektive – zerstört (Tuggener 1987). Ausge-
blendet werden in einer solchen Perspektive ande-
re (reform-) pädagogische Traditionslinien, die in der 
ausserfamiliären Erziehung per se eine überlegen-
de Sozialisationsform sahen. Dazu gehörten etwa 
Ansätze der sozialistisch-kollektivistischen Pädago-
gik, die in bestimmten sozialen Schichten lange ver-
breitete Praxis, Kinder und Jugendlichen in Interna-
ten und fernab der Kernfamilie erziehen zu lassen.
Der Begriff der Fremdplatzierung, wie er hier ver-
wendet wird, kann forschungspraktisch in mehrfa-
cher Hinsicht spezifiziert werden:
A Rechtlich nach den Normen, aufgrund deren 
Eingriffe in die elterlichen Erziehungsrechte, erfol-
gen. Dies waren im 20. Jahrhundert im Wesentlichen 
Sanktionen des Jugendstrafrechts (StGB 1937: Art. 
82ff.; StGB 1971: Art. 88ff.), Massnahmen des zivil-
rechtlichen Kinderschutzes (ZGB 1907: Art. 283ff.; 
ZGB 1976: Art. 307ff.) und armen- oder verwaltungs-
rechtliche Massnahmen kantonalen Rechts (u Kapi-
tel 5.2, S. 25).
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B Nach den institutionellen Formen, die zur Anwen-
dung kommen. Dieser Bericht unterscheidet im Ein-
klang mit der Forschung zwischen zwei Hauptfor-
men: Heimerziehung (residential care) und Famili-
enerziehung (foster care). Diese Platzierungsformen 
repräsentieren zugleich idealtypisch die Lösungs-
ansätze, die im schweizerischen Kontext seit dem 
ausgehenden 18. Jahrhundert in der Praxis verbrei-
tet und Gegenstand der pädagogischen Diskussion 
waren (Freisler-Mühlemann 2011; Arnold et al. 2008: 
11;  Häsler 2008: 15; Heller 2004: 5). Die damit zusam-
menhängenden Abgrenzungsprobleme werden in 
den folgenden beiden Kapiteln näher erläutert.
C Nach dem sozialhistorischen Kontext. Histo-
risch betrachtet, bilden die Problemlagen und Kon-
stellationen, in denen Fremdplatzierungen vorka-
men, schliesslich ein ausgesprochen breites Spek-
trum. Dies gilt sowohl für die Motive der Versorger 
als auch für die Ziele, die sie mit einer Fremdplatzie-
rung verfolgten, sowie für die betroffenen sozialen 
Gruppen. Im zeitlichen Längsschnitt waren vor allem 
(wenn auch nie ausschliesslich) elternlose, arme, 
uneheliche, vernachlässigte, delinquente, verwahr-
loste, nicht-sesshafte, behinderte, kranke, lern- oder 
verhaltensgestörte Minderjährige Objekte behörd-
lich initiierter Fremdplatzierungen (Heller 2004: 21). 
Bezüglich der Motive können grob fiskalisch-ar-
menrechtliche, fürsorgerisch-soziale als auch kor-
rektiv-strafende Momente unterschieden werden 
(Head-König 2010: 764).
Wie gross war das Ausmass solcher Fremdplatzie-
rungen? Fremdplatzierungen, wie sie hier umschrie-
ben werden, sind statisch nicht ausgewiesen. Detail-
lierte Angaben zur Zahl der Minderjährigen, die 
– unabhängig von ihrem Versorgungsstatus – in Pfle-
gefamilien oder Heimen untergebracht waren, liegen 
für das 20. Jahrhundert ebenfalls nicht vor. Die For-
schung geht davon aus, dass im ersten Drittel des 
20. Jahrhundert schweizweit jeweils etwa vier bis 
fünf Prozent der Kinder unter 14 Jahren ausserhalb 
ihrer Herkunftsfamilien aufwuchsen. Dies waren bei-
spielsweise 1930 knapp 60 000 Mädchen und Knaben. 
Die Zahl der betroffenen Kinder und das Verhältnis 
von Familien- und Heimversorgung dürfte dabei von 
Kanton zu Kanton stark geschwankt haben. Gesamt-
schweizerisch waren damals etwa 65 bis 80 Prozent 
der fremdplatzierten Kinder bei Pflegefamilien und 20 
bis 35 Prozent in Heimen untergebracht (Hafner 2011: 
123; Head-König 2010: 767; Häsler 2008: 148). Schät-
zungen zufolge (basierend auf der Volkszählung) 
waren noch 1990 rund 11 500 Kinder und Jugendli-
che in Heimen und 14 500 in Pflegefamilien, davon 
5800 bei Verwandten, untergebracht. Dies entspricht 
etwa 2.3 Prozent der entsprechenden Alterskohor-
te (Zatti 2005: 14; Arnold et al. 2008: 24). Auch wenn 
die Datenlage lückenhaft und interpretationsbedürf-
tig bleibt, ist klar, dass Fremdplatzierungen in der 
Schweiz keine Seltenheit waren. Allein in der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts dürften den genann-
ten Schätzungen zufolge Zehntausende, möglicher-
weise sogar weit über 100 000 Männer und Frauen in 
der Schweiz ausserhalb ihrer Herkunftsfamilie plat-
ziert gewesen sein.
3.3  Pflege- und Verdingkinder
Wie sollen die betroffenen Personengruppen – Pfle-
ge-, Verding- und Heimkinder –, die Gegenstand die-
ses Berichts sind, definiert werden? 
Im allgemeinen Sprachgebrauch beziehen sich die 
Begriffe Pflege- und Verdingkinder auf Kinder im 
schulpflichtigen Alter, die bei Pflegefamilien unter-
gebracht waren (Häsler 2008: 15; Zatti 2005: 8). In die-
sem Sinn werden die Begriffe auch hier verwendet. 
Zugleich dient der Begriff Pflegekinder im heutigen 
Zivilrecht aber als Oberbegriff für unterschiedliche 
Formen der Fremdplatzierung, also auch für Kinder, 
die in einem Heim untergebracht sind. Der Rechts-
begriff weicht in diesem Sinne vom Begriffsverständ-
nis ab, das in der fachlichen und auch in der histori-
schen Diskussion vorherrscht.
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Vor allem der Begriffskomplex des Verdingens evo-
ziert heute Bilder von Missbrauch und Ausbeutung. 
Von Verdingkindern im engeren Sinn ist dann die 
Rede, wenn die Arbeitsleistung des Kindes Bestand-
teil der Platzierungsvereinbarung war. Ob dabei von 
der versorgenden Instanz kein oder ein zu gering kal-
kuliertes Kostgeld zur Deckung des Lebensunterhalts 
offeriert wurde, ist zweitrangig (HLS: Artikel Verdin-
gung). Im Begriff des Verdingens schwingt noch heu-
te die Vorstellung der Verdinggemeinde mit, wie sie in 
Jeremias Gotthelfs «Bauernspiegel» (1834) beschrie-
ben wird: einer öffentlichen Versteigerungsauktion, 
bei denen Kinder gegen ein Mindestgebot ihren Pfle-
gefamilien zugeteilt wurden. Die neuere Forschung 
hat allerdings gezeigt, dass dieses Bild nicht verall-
gemeinerbar ist. Selbst im Kanton Bern, auf den sich 
Gotthelf bezog, spielte das Kriterium des Mindest-
gebotes nie eine ausschliessliche Rolle (Leuenber-
ger et al. 2011: 14).
Für den Kanton Bern ist zudem bekannt, dass die Ver-
teilung der Kinder im Rahmen einer öffentlichen Ver-
sammlung bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts zugunsten eines rein bürokratischen Akts 
zurückgedrängt und schliesslich ganz verboten wur-
de (Leuenberger et al. 2011: 69f.). Auch in der Roman-
die wurden solche Praktiken nach und nach verbo-
ten und die staatliche Aufsicht verstärkt (Waadt 1888; 
Fribourg 1928). Dennoch sind Mindeststeigerungen 
in ländlichen Gebieten bis in die 1920er-Jahre hin-
ein bezeugt (für Fribourg: Praz 2005: 169).
Die neuere Forschung hat ebenfalls gezeigt, dass die 
Verwendung des Begriffs Verdingkind in behördli-
chen Dokumenten bereits zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts selten geworden war. Regelmässig verwendet 
wurden stattdessen Begriffe wie Kost-, Güter- oder 
Hofkinder, wobei die einzelnen Begriffe auch (regi-
onal) unterschiedliche Zuteilungsmodi bezeichnen 
konnten (Leuenberger et al 2011: 14; Häsler 2008: 16). 
Das Berner Armengesetz von 1897 unterschied etwa 
zwischen einer «freien Verkostgeldung» und einer 
«Verteilung» unter die «hablichen Einwohner» einer 
Gemeinde. Während im ersten Fall die Gemeinde 
eine Entschädigung bezahlte, hatte im zweiten Fall 
die Pflegefamilie selbst für die Kosten aufzukommen. 
(Leuenberger 2011: 35). Dennoch hat sich der Begriff 
Verdingkind bis heute im Sprachgebrauch gehalten, 
wobei er sowohl für die Betroffenen selbst als auch 
für die breite Öffentlichkeit eindeutig eine negative 
und stigmatisierende Bedeutung besitzt. 
Der verallgemeinerte Begriff Pflegkind (oder Pfle-
gekind) löste nach 1900 die älteren Begrifflichkei-
ten zunehmend ab. Er fand rasch Eingang ins kan-
tonale Recht, etwa in zahlreiche Armengesetze oder 
kantonale Regelungen über die Pflegekinderaufsicht, 
zum Beispiel die Pflegkinderverordnungen der Kan-
tone Basel-Stadt und Bern von 1906 respektive 1911 
( Leuenberger et al. 2011: 15; Häsler 2008: 18).
Das ZGB von 1907 sah zwar Massnahmen des 
Jugendschutzes vor, regelte das Pflegekinderverhält-
nis jedoch nicht und enthielt auch keine besonderen 
Schutzbestimmungen. Der Begriff Pflegekind tauchte 
selbst im Gesetz nicht auf (Häsler 2008: 19). Eine erste 
bundesrechtliche Regelung enthielt das Bundesge-
setz betreffend Massnahmen gegen die Tuberkulose 
von 1927 und die nachfolgende Vollzugsverordnung, 
die de facto eine Bewilligungspflicht für die Aufnah-
me von Pflegekindern statuierten (Leuenberger et al. 
2011: 47; Mäder / Rudin 2010: 577; Zatti 2005: 17). Auch 
das schweizerische Strafgesetzbuch (StGB) von 1937 
enthielt Bestimmungen zum Schutz von Pflegekin-
dern. Zu einer umfassenden Normierung auf Bundes-
ebene kam es aber erst mit der Revision des Kinds-
rechts von 1976 und dem Erlass der darauf gestütz-
ten Verordnung über die Aufnahme von Kindern zur 
Pflege und zur Adoption (PAVO) von 1977.3 Die PAVO 
versteht unter Pflegekindern «Unmündige ausser-
halb des Hauses». Sie unterscheidet dabei zwischen 
Familien-, Tages- und Heimpflege und sieht für alle 
drei Bereiche Regeln bezüglich Bewilligungspflicht 
und Aufsicht vor ( Häsler 2008: 21; Leuenberger et al. 
2011: 54).
3  In Kraft seit 1. Januar 1978.
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3.4  Heimkinder
Unter Heimkinder werden hier Kinder verstanden, 
die in einer Einrichtung der stationären Jugendhilfe 
untergebracht und dort aufgewachsen sind (zum Bei-
spiel Akermann et al. 2012). Ältere Begriffsvarianten 
sind Anstaltskinder oder Anstaltszöglinge. Gemäss 
PAVO fallen Heimkinder heute ebenfalls unter den 
Oberbegriff des Pflegekindes, auch wenn diese 
Begriffsverwendung in der Heimpraxis nicht unbe-
dingt geläufig ist.
Massgebend für die Begriffsverwendung ist in ers-
ter Linie die Tatsache, dass die betroffenen Kinder in 
einer strukturierten Organisation aufwuchsen. Der 
Charakter der Heime und damit auch die Erfahrungen 
der Kinder konnten jedoch sehr unterschiedlich sein. 
Bereits im 19. Jahrhundert unterschieden sich Hei-
me bezüglich der Grösse, der Lage, den Trägerschaf-
ten, den Einweisungsgründen, dem Geschlecht der 
aufgenommenen Zöglinge sowie der konfes sionellen 
und pädagogischen Ausrichtung zum Teil beträcht-
lich (u Kapitel 5.3, S. 27). In der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts verwischte sich die Grenzen zwi-
schen herkömmlichen Heimorganisationen und fami-
lienähnlichen Einrichtungen zusätzlich. Es entstan-
den quasi-familiale Abteilungen oder Jugendwohn-
gruppen (Niederberger / Niederberger-Bühler 1988).
Ebenfalls lassen sich die Heime nur bedingt nach 
rechtlichen Kriterien unterscheiden. Denn in der 
Schweiz nahmen bereits im 19. Jahrhundert viele 
(wenn auch nicht alle) Einrichtungen sowohl armen- 
und zivil- als auch – in geringerem Ausmass – straf-
rechtlich Eingewiesene auf. Unterschiedliche Inter-
ventionsformen konnten also zu Einweisungen in 
die ein und dieselbe Einrichtung führen. Im Fokus 
der öffentlichen Debatte und der Forschung stan-
den bisher vor allem Einrichtungen, die «verwahrlos-
te», «schwererziehbare» und / oder straffällige Min-
derjährige aufnahmen. Deutlich weniger Aufmerk-
samkeit auf sich gezogen haben bisher – sieht man 
von Missbrauchsfällen in der jüngsten Vergangen-
heit einmal ab – die Verhältnisse in Heimen für Min-
derjährige mit Behinderungen. Aber auch in diesem 
Fall sind die Unterscheidungen nicht immer trenn-
scharf. Die Polyfunktionalität der Heime, die Vielfalt 
der Zuweisungsgründe und die Heterogenität der 
Heimpopulationen bilden jedenfalls einen weiteren 
Grund, um die historische Aufarbeitung der Fremd-
platzierungsproblematik empirisch und konzeptionell 
breit anzugehen.
D
er
 in
te
rn
at
io
na
le
  A
uf
ar
be
it
un
gs
- 
un
d 
Fo
rs
ch
un
gs
ko
nt
ex
t
17 / 67 
4  DER INTERNATIONALE 
 AUFARBEITUNGS- UND FORSCHUNGS-
KONTEXT 
Der Zusammenhang von Fremdplatzierungen, sozi-
aler Marginalisierung und Missbrauch wird heu-
te in zahlreichen europäischen Staaten diskutiert, 
wobei komparative und zusammenfassende Über-
sichten für das 20. Jahrhundert noch ausstehen (für 
das 19.  Jahrhundert: Dekker 2001). Viele Regierun-
gen haben bereits Schritte zur historischen Aufar-
beitung eingeleitet. Meist waren und sind diese eng 
mit der politischen Anerkennung des geschehenen 
Leids und Massnahmen zur Wiedergutmachung und 
Entschädigung verbunden (u Kapitel  6, S.  53). Das 
Verhältnis zur universitären Forschung ist dagegen je 
nach Land unterschiedlich. Zum Teil konnte sich die 
staatliche Aufarbeitung auf bestehende geschichts-
wissenschaftliche Befunde stützen, zum Teil gab sie 
selbst den Anstoss für weiterführende Forschungs-
vorhaben im akademischen Bereich.
 
Ziel dieses Kapitels ist es, eine knappe Übersicht 
über den Aufarbeitungs- und Forschungskontext in 
Ländern zu geben, in denen die Fremdplatzierungs-
problematik eine strukturell vergleichbare Dimensi-
on wie in der Schweiz angenommen hat. Nicht oder 
nur am Rande berücksichtigt wird dagegen die Prob-
lematik der Zwangsassimilation von Ureinwohnern in 
Ländern wie Australien oder Kanada, wo minderjäh-
rige Aboriginals über Jahrzehnte hinweg im Rahmen 
staatlicher Programme ihren Familien entrissen wur-
den. Der postkoloniale Kontext, der in solchen Fällen 
eine wichtige Rolle spielte, ist mit der Situation in der 
Schweiz nur bedingt vergleichbar.
Bereits früh in den Fokus der öffentlichen Aufmerk-
samkeit geriet die Problematik der Fremdplatzierung 
in Irland, wo bis ins letzte Drittel des 20. Jahrhun-
derts die Grosszahl der Einrichtungen für Minder-
jährige (industrial schools, reformatories) und jun-
ge Erwachsene von privaten Trägerschaften, meist 
katholische Orden, betrieben wurde. Bis heute zeich-
neten sich vor allem zwei Brennpunkte ab: einer-
seits die Missbrauchsfälle in den katholischen Hei-
men, andererseits die Versorgung junger Frauen in 
den Magdalene Laundries (Magdalena Wäscherei-
en).
Nachdem Ende der 1990er-Jahre zahlreiche Miss-
brauchsfälle in katholischen Kinderheimen pub-
lik geworden waren, setzte das Parlament 2000 die 
Commission to Inquire into Child Abuse (CICA) ein 
(Commission to Inquire into Child Abuse Act, 2000). 
2009 veröffentlichte die CICA ihren ausführlichen 
Schlussbericht (CICA 2009), der sich auf Berichte 
von Betroffenen aus zahlreichen Einrichtungen, aber 
auch auf Dokumente stützte. Im Rahmen ihrer Abklä-
rungen liess die CICA auch verschiedene Experten-
gutachten erstellen, die historische und rechtliche 
Aspekte beleuchten. Dazu gehört eine Übersichts-
darstellung der Politik und Praxis der Heimunter-
bringung in Irland zwischen 1965 und 2008, die den 
bestehenden Forschungsstand umfassend berück-
sichtigt (O’Sullivan 2009, mit zahlreichen Verweisen). 
Weitere Berichte behandeln die Zuweisungsverfah-
ren (Morgan 2009), die Finanzen sowie die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen des Heimwesens 
(Morgan 2009a). Eine weitere von der CICA veran-
lasste Studie untersucht die Spätfolgen der Heimun-
terbringung auf die ehemalige Heimzöglinge (Carr 
2009). Nicht Untersuchungsgegenstand der CICA 
waren die Magdalene Laundries. In solche Einrich-
tungen wurden bis in die 1990er-Jahre junge Frauen 
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wegen eines «amoralischen Lebenswandels» ein-
gewiesen. Sie sollten als Wäscherinnen symbolisch 
den «Makel» ihrer Seele tilgen, wurden de facto aber 
als billige Arbeitskräfte ausgebeutet. Neuere Unter-
suchungen interpretieren diese Einrichtungen als 
Ausdruck einer nationalspezifischen containment 
culture. Diese korrelierte ihrerseits mit der repressi-
ven Sexualpolitik von Kirche und Staat, die nach der 
Unabhängigkeit der Republik (1922) die traditionelle 
Tabuisierung ausserehelicher Sexualität und die Stig-
matisierung unehelicher Kinder zusätzlich verstärkte 
(Smith 2007; Finnegan 2001).
Im französischsprachigen Raum wird die Geschich-
te der Fremderziehung und des Kinderschutzes seit 
längerem im Umfeld der spezialisierten Zeitschrift 
Revue de l’histoire de l’enfance irrégulière diskutiert. 
Ein Schwergewicht liegt dabei auf der Geschichte 
der Jugendgerichtsbarkeit (Dupont-Bouchat /  Pierre 
2001). Eine Ausgabe der Zeitschrift beschäftigte sich 
mit der Geschichte der bagnes d’enfants, wie Erzie-
hungskolonien für Jugendliche früher genannt wur-
den. Daneben liegen Einzelstudien vor, etwa zu kirch-
lich getragenen Einrichtungen (Delpal / Faure 2005) 
oder zum Umgang der öffentlichen Fürsorge mit ver-
lassenen Kindern (Jablonka 2006). Betont wurde 
dabei, dass Eltern bei Platzierungsprozessen durch-
aus eine aktive Rolle spielen konnten, etwa indem sie 
gegen Behördenentscheide rekurrierten, den Kon-
takt zu ihren versorgten Kindern aufrecht zu erhalten 
versuchten, aber auch indem sie die Gelegenheiten, 
die ihnen private Einrichtungen und die Gesetzge-
bung boten, zu ihren Gunsten nutzten. Die Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg ist für Frankreich mit Ausnah-
men einiger Monografien zu einzelnen Einrichtungen 
noch kaum untersucht worden (Capul 2010).
Auf der politischen Ebene hat die Fremdplatzierungs-
problematik in Frankreich bis heute vor allem im 
Zusammenhang mit der Platzierung von 1’600 Kindern 
von der Insel La Réunion Aufmerksamkeit erhalten. 
Die Direction départementale des affaires sanitaires 
et sociales (DASS) platzierte Kinder, die zuvor teils 
ihren Familien entrissen wurden, zwischen 1963 und 
1982 bei Bauernfamilien in Zentralfrankreich, also 
9 000 Kilometer von ihrer Heimat entfernt. Diese Akti-
on wurde 2002 bekannt, als Betroffene an die Öffent-
lichkeit gingen, Klage einreichten und Entschädigun-
gen verlangten. Mit Hinweis auf die Verjährungsfris-
ten wurden ihre Klagen in der Zwischenzeit jedoch 
abgewiesen. Eine historische Aufarbeitung erfolg-
te 2007 in einer Monografie des Historikers Yvan 
 Jablonka, der die Verwurzelung der Zwangsassimi-
lation von Kindern aus kolonialen Gebieten im repu-
blikanischen Gedankengut aber auch das Leid, das 
den betroffenen Kindern zugefügt wurde, unterstrich 
(Jablonka 2007).
Mit dem europäischen und insbesondere mit dem 
irischen Kontext vergleichbar ist die Fremdplatzie-
rungsproblematik in der kanadischen Provinz  Québec. 
Diese ist nicht zu verwechseln mit der Zwangsassi-
milationspolitik der kanadischen Zentralregierung 
gegenüber den aboriginal peoples, deren politische 
und historische Aufarbeitung mit dem Abschluss 
eines Entschädigungsabkommens (2006) und der 
Einsetzung einer Wahrheitskommission (2008) ein-
geleitet wurde. Im Zentrum der Debatte im franzö-
sischsprachigen Québec standen vielmehr die so 
genannten «Duplessis-Waisen»4: uneheliche Kinder, 
die in den Jahren zwischen 1940 und 1970 von ihren 
meist ledigen Müttern unter Druck oder in wirtschaft-
lichen Zwangslagen zur Adoption frei gegeben wur-
den, in der Folge jedoch oft in Kinderkrippen, Hei-
men und psychiatrischen Einrichtungen landeten. 
Wie in Irland lagen die Trägerschaften der betroffe-
nen Heime und Krippen grösstenteils in den Händen 
4  Benannt nach dem langjährigen Ministerpräsident Québecs Mau-
rice Duplessis, in dessen Amtszeit (1936 – 1959 mit Unterbrüchen) die 
Vorfälle grösstenteils fielen.
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katholischer (Schwester-) Orden. Auch in Québec 
spielten die Stigmatisierung von Unehelichkeit sowie 
die Tabuisierung von ausserehelicher Sexualität und 
sexuellem Missbrauch eine zentrale Rolle. Ehema-
lige Betroffene berichteten von Isolation, Vernach-
lässigung, körperlicher Misshandlung und sexuel-
len Übergriffen. Besonders kritisiert wurde die Praxis 
der Schwesterorden und Behörden, verhaltensauf-
fällige und lernbehinderte Kinder in die Psychiatrie 
abzuschieben. Bereits Mitte der 1990er-Jahre unter-
suchte eine interdisziplinäre Forschungsgruppe das 
Schicksal der «Duplessis-Waisen» und verortete die 
damit zusammenhängenden Praktiken im Kontext der 
Nachkriegsentwicklung (Malouin et al. 1996). Auf 
Druck der Betroffenen und auf Empfehlung der Jus-
tizbehörden, die auf eine aussergerichtliche Aufar-
beitung drängten, lancierte die Provinzregierung 2001 
schliesslich ein nationales Versöhnungsprogramm, 
in dessen Rahmen Missbrauchs- und Psychiatrieop-
fer finanziell entschädigt wurden. 2003 publizierte die 
mit der Durchführung des Programms betraute Kom-
mission einen ausführlichen Bericht, der, gestützt auf 
Aussagen von Betroffenen, schriftliche Quellen und 
Forschungsliteratur, eine historische Übersicht über 
die Problematik gab (Comité multipartite 2003).
In Deutschland hat der 2008 vom Bundestag einge-
setzte «Runde Tisch» Heimerziehung in den 50er und 
60er Jahren (RTH) einen Aufarbeitungsprozess ein-
geleitet. In der Bundesrepublik lebten zwischen 1949 
und 1975 700 000 bis 800 000 Kinder und Jugendliche 
in meist konfessionellen Heimen. Mit der Einsetzung 
des RTH kam der Bundestag dem Druck von Medi-
en und Öffentlichkeit nach (Wensierski 2006). Spä-
ter zog der RTH allerdings selbst die Kritik ehema-
liger Heimkinder auf sich. Diese sahen sich in ihren 
Erwartungen getäuscht. Bemängelt wurde vor allem 
die ungenügende Vertretung der Betroffenen im Gre-
mium. Zudem scheiterten die Betroffenenvertreter 
mit Vorschlägen für eine weiterführende Entschädi-
gungslösung. Im Zentrum der Tätigkeit des RTH stand 
die Anhörung von Betroffenen, ehemaligen Verant-
wortlichen und Experten.
Angesichts seiner beschränkten Mittel betrieb der 
RTH keine historische Forschung im engeren Sinn.5 
Er gab jedoch verschiedene Expertengutachten in 
Auftrag, die die rechtlichen Rahmenbedingungen des 
Heimsektors (Pfordten 2010), die zeitgenössischen 
Erziehungsvorstellungen (Kuhlmann 2010) sowie die 
Bedingungen für eine erfolgreiche Überwindung 
einer einmal erfolgten Traumatisierung (Gahleitner 
2009) untersuchten. Gestützt auf diese Gutachten 
entwarf der Abschlussbericht des RTH einen gro-
ben analytischen Rahmen, um die Problematik der 
Heimerziehung historisch zu situieren. Er unterschei-
det zwischen den «Wegen ins Heim», das heisst den 
Zuweisungsverfahren, der Praxis der Heim erziehung 
sowie der Problematik der staatlichen Aufsicht. In 
allen drei Bereichen sei es zu problematischen Ent-
wicklungen gekommen, die teilweise bereits im 
Widerspruch zur zeitgenössischen Rechtsprechung 
standen. So wird, was die Zuweisungsverfahren 
anbelangt, die Dominanz unbestimmter Rechtsbe-
griffe (Verwahrlosung, Gefährdung), Verfahrensmän-
gel (mangelnde Partizipation) und die Vernachlässi-
gung der Verhältnismässigkeit konstatiert. Was die 
Heimerziehung anbelangt, verweist der Bericht auf 
die desolate Personalsituation in vielen Heimen, auf 
die Verbreitung von Strafen und körperlichen Züch-
tigungen, die mangelnde Prävention von sexuellen 
Übergriffen, Beeinträchtigungen der Glaubensfrei-
heit (Gebetszwang) oder auf übermässigen Arbeits-
zwang. Mängel werden ebenfalls bei der Heimauf-
sicht festgestellt, die erst 1961 eine Regelung auf 
Bundesebene erfuhr (RTH 2010).
5  Der RTH verfügte für eine Laufzeit über anderthalb Jahre über ein 
Budget von insgesamt 400 000 Euro. Personell verfügte er über zwei 
Referentenstellen (Kappeler 2009).
D
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Der RTH sprach sich explizit gegen eine einseitige 
Zuschreibung von Schuld aus, da die Verantwortung 
für das «System Heimerziehung» auf verschiedene 
Akteure verteilt gewesen sei. Der Abschlussbericht 
anerkannte, dass dieses System mangelhaft war und 
den Betroffenen Unrecht zugefügt hat. Gleichzeitig 
verwahrte er sich dagegen, in der Heimerziehung ein 
Unrechtssystem als solches zu sehen. Stattdessen 
tendierte der Bericht dazu, die Probleme des Heim-
sektors als Spätfolge des NS-Regimes respektive 
als Ausdruck mangelnder «demokratischer  Reife» 
zu interpretieren. So seien autoritäre Erziehungs-
vorstellungen und mangelhafter Rechtsschutz bis 
in die 1950er-Jahre hinein weit verbreitet gewesen. 
Zudem hätten die finanziell und personell schwach 
ausgestatten Einrichtungen soziale Spätfolgen des 
Kriegs aufzufangen gehabt. Politisch schlägt der 
Bericht rehabilitative Massnahmen (Anerkennung 
des Unrechts, individuelle Beratung), die Einrichtung 
eines Fonds zur Ausrichtung von Entschädigung und 
zur Finanzierung von Aufarbeitungsarbeiten sowie 
punktuelle Anpassungen der Jugendschutzgesetz-
gebung vor (RTH 2010).
2012 richtete der Bundestag für die westlichen und 
östlichen Bundesländer je einen Fonds Heimerzie-
hung ein. Aus dem von Bund, Ländern und Kirchen 
getragenen Fondsvermögen von insgesamt 160 Mio. 
Euro sollen Hilfeleistungen an Betroffene finan-
ziert werden, die durch andere Kostenträger nicht 
gedeckt sind. Ebenfalls vorgesehen ist ein Aus-
gleich für entgangene Sozialversicherungsbeiträge. 
Als Ergänzung zu den Berichten des RTH publizierte 
der Fonds Heimerziehung Ost einen Bericht zur Hei-
merziehung in der DDR (Fonds Heimerziehung 2012). 
Der Hilfsfonds engagiert sich ansonsten jedoch 
nicht in der Forschung. Vielmehr folgten inzwischen 
auf den RTH auf Länderebene zahlreiche Untersu-
chungen zu einzelnen Einrichtungen (zum Beispiel 
 Winkler / Schmuhl 2011; Benad et al. 2009) und Plat-
zierungs- und Unterbringungspraktiken einzelner 
Landesjugendämter (zum Beispiel Kraul et al. 2012; 
Henkelmann et al. 2010). Ebenfalls untersucht wur-
de die konfessionelle Prägung, die für den deutschen 
Heimsektor, der zu 80 Prozent von den Kirchen getra-
gen war (und ist), charakteristisch war (zum Beispiel 
Frings / Kaminsky 2011; Damberg et al. 2010). Wei-
ter liegen Studien zu einzelnen Fachverbänden vor, 
die die Aufarbeitung ihrer eigenen Geschichte selbst 
vorangetrieben haben (Kappeler 2011).
Zur Abklärung zahlreicher publik gewordener Miss-
brauchsfälle setzte das Bundeskabinett im März 2010 
zudem einen Runden Tisch «Sexueller Kindesmiss-
brauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in 
privaten und öffentlichen Einrichtungen und im fami-
liären Bereich» (RTKM) ein. Im Fokus standen auch 
in diesem Fall vor allem Missbrauchsfälle in konfes-
sionellen Einrichtungen, teilweise auch in öffentli-
chen Einrichtungen und Familien. Im Vergleich zum 
RTH waren die Arbeiten dieses Runden Tisches stär-
ker gegenwartsbezogen und vor allem auf Verbesse-
rungen der Prävention und der Strafverfolgung aus-
gerichtet (RTKM 2011). Parallel zum RTKM setzte die 
Regierung eine Unabhängige Beauftragte zur Auf-
arbeitung des sexuellen Kindsmissbrauchs ein. Das 
Schwergewicht ihrer Tätigkeit lag auf der Einrich-
tung von Anlaufstellen für die Betroffenen und dem 
Sammeln und Auswerten von Zeitzeugenberichten 
(Bergmann 2011). Historische Untersuchungen wur-
den in diesem Kontext keine in Auftrag gegeben. Die 
Bemühungen auf politischer Ebene für eine ähnliche 
Kompensationslösung, wie sie im Fall der Heimerzie-
hung gefunden wurde, sind derzeit (Ende März 2013) 
noch im Gang.
In den letzten Jahren griffen Betroffene und engagier-
te Forschende die in Deutschland geführte Debatte 
auch in Österreich auf, wo sich das öffentliche Inter-
esse zunächst auf kirchlich getragene Einrichtungen 
konzentrierte. Eine Vorreiterrolle spielte dabei das 
Land Tirol, das 2010 eine «Steuerungsgruppe Opfer-
schutz» einsetzte, die im Folgejahr mit Vorschlägen 
für die weitere Aufarbeitung und Wiedergutmachung 
aufwartete. Die Einsetzung einer landesweiten Kom-
mission wurde jedoch in der Folge von der Bundesre-
gierung abgelehnt. Hingegen besteht eine Kommissi-
on der katholischen Kirche (Klasnic Kommission), die 
sich unter anderem für die Entschädigung von Miss-
brauchsopern einsetzt. Aus den Aufarbeitungsbe-
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strebungen im Land Tirol ist inzwischen eine umfang-
reiche und auf die Berichte von Betroffenen gestütz-
te Monografie hervorgegangen (Schreiber 2010).
In Schweden wurde 2005 eine staatlich geförderte 
Untersuchung über das Schicksal von Pflege- und 
Heimkindern publiziert, die von physischen und psy-
chischen Misshandlungen, Vernachlässigung, Hun-
ger und Arbeitszwang betroffen waren. Die Untersu-
chung geht für den Zeitraum von 1920 bis 1980 von 
einer Viertelmillion Betroffener aus. Im  November 
2011 entschuldigte sich der schwedische Staat bei 
den Betroffenen und stellte eine Entschädigungs-
regelung in Aussicht (Neue Zürcher Zeitung, 22. 
November 2011). Erste Entschädigungen in der Höhe 
von 30 000 Euro wurden im Frühjahr 2013 ausgerich-
tet.
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5  DER HISTORISCHE FORSCHUNGSSTAND 
ZUR SCHWEIZ
Die folgenden Abschnitte skizzieren den Forschungs-
stand zur Geschichte der Fremdplatzierung und 
der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen in der 
Schweiz. Sie zeigen auf, welche Aspekte bereits 
untersucht worden sind und in welchen Bereichen 
noch Lücken und Forschungsdesiderate bestehen. 
Den Ausführungen sind einige Erläuterungen zum 
historischen Kontext (u Kapitel  5.1, S.  23) und zur 
rechtlichen Situation (u Kapitel  5.2, S.  25) voran-
gestellt. Danach orientiert sich die Argumentation an 
der gängigen Unterscheidung zwischen Platzierun-
gen in Pflegefamilien und in Heimen (u Kapitel 5.3, 
S.  27 und u Kapitel 5.4, S. 33). Bezogen auf ein-
zelne Aspekte, sind die beiden Platzierungsformen 
allerdings durchaus vergleichbar, etwa in der Fra-
ge der staatlichen Aufsicht und Kontrolle, oder in 
der Ausbeutungs- und Missbrauchsproblematik. Ein 
weiteres Kapitel (u Kapitel  5.5, S.  40) verortet die 
Fremdplatzierungsproblematik im Kontext der For-
schungsdiskussion über die Entwicklung des Fürsor-
ge- und Vormundschaftswesens im 20. Jahrhundert. 
Um die Übersicht zu erleichtern, werden die aufge-
zeigten Forschungslücken und -desiderate abschlie-
ssend zusammengefasst (u Kapitel 5.6, S. 49).
Generell ist der Forschungsstand stark fragmen-
tiert. Zwar liegen zahlreiche Spezialstudien zu ein-
zelnen Kantonen, Einrichtungen und Trägerschaf-
ten vor. Neuere Forschungsüberblicke sind selten 
(Freisler-Mühlemann 2011: 11). Insbesondere fehlen 
vergleichende Übersichten, die die regional unter-
schiedlichen Platzierungspraktiken systematisch 
reflektieren und sie mit den föderalistischen und 
sozialräumlichen Differenzen in der schweizerischen 
Fürsorge- und Sozialpolitik vergleichen. Eine wichti-
ge Funktion dieses Berichts ist es deshalb, eine Aus-
legeordnung der relevanten Aspekte, Fragestellun-
gen und Probleme zu machen.
Wichtige Forschungsdesiderate sind bereits 2004 in 
einem Bericht benannt worden, der vom damaligen 
Bundesamt für Bildung und Wissenschaft (BBW) in 
Auftrag gegeben wurde. Ausführlich behandelt wer-
den darin auch die Probleme der Quellenlage und des 
Quellenzugangs (Heller 2004). Eine forschungsmäs-
sige Umsetzung ist bis heute allerdings nur teilwei-
se erfolgt. Massstäbe setzten seither insbesondere 
die Untersuchungen zum Pflegekinder- und Heimwe-
sen, die von den Kantonen Bern und Luzern in Auf-
trag gegeben wurden (Leuenberger et al. 2011; Aker-
mann et al. 2013). Was die Romandie anbelangt, lie-
gen zwei von den kantonalen Behörden unterstützte 
Untersuchungen vor. Im Auftrag des Kantons Waadt 
entstand eine Analyse von Interviews mit ehemali-
gen Betroffenen (Heller et al. 2005). In Genf beauf-
tragte die Fondation Officielle de la Jeunesse, die 
zum Département de l’instruction publique gehört, 
aus Anlass ihres 50jährigen Bestehens zwei Histo-
rikerinnen mit einer Darstellung der Geschichte der 
Institution (Droux / Ruchat 2012).
Ein Sammelband, der im Herbst 2013 in der Reihe 
Itinera (Beihefte zur Schweizerischen Zeitschrift 
für Geschichte) erscheinen wird, soll erstmals eine 
Zusammenstellung der neueren Forschungsergebnis-
se präsentieren. Hinweise auf abgeschlossene und 
laufende Forschungsprojekte können zudem einer 
Website entnommen werden, die im Rahmen eines 
von der Guido-Flury-Stiftung finanzierten Projekts 
betrieben wird.6 Ein wichtiges Desiderat bleibt auch 
die Heimunterbringung und Sonderschulung von Kin-
dern mit Behinderungen. Vergleichsweise gut unter-
sucht sind dagegen fürsorgerische (Zwangs-) Mass-
nahmen gegenüber Erwachsenen. So liegen mehrere 
Spezialstudien zur Sterilisationspraxis und zur admi-
nistrativen Versorgung von Erwachsenen vor.
6 www.kinderheime-schweiz.ch.
D
er
 h
is
to
ri
sc
he
 F
or
sc
hu
ng
ss
ta
nd
 z
ur
 S
ch
w
ei
z
23 / 67Der sozialhistorische Rahmen:  Kindheit und Familienkonstellationen im  historischen Wandel 
5.1  Der sozialhistorische Rahmen:  Kindheit 
und Familienkonstellationen im 
 historischen Wandel 
Fremdplatzierungen und fürsorgerische Zwangs-
massnahmen sind ohne Blick auf deren histo-
risch-gesellschaftliches Umfeld nicht angemessen 
zu verstehen. Zu diesem Umfeld gehören der jewei-
lige Umgang mit Armut und Ausgrenzung sowie die 
Einstellungen zu Familie und Kindheit, die sich im Ver-
lauf des 19. und 20. Jahrhunderts stark gewandelt 
haben.7
Armut blieb für breite Kreise bis weit ins 20. Jahr-
hundert hinein eine reale Bedrohung. Erst der Über-
gang von der Knappheitsgesellschaft des 19. und frü-
hen 20. Jahrhunderts in eine Gesellschaft des Mas-
senkonsums nach dem Zweiten Weltkrieg führte zu 
einem Anstieg der Löhne und des Wohlstands. Bis 
dahin waren grosse Teile der Arbeiterschicht, aber 
auch der ländlichen Unterschichten von unsiche-
ren Arbeits- und prekären Einkommensverhältnis-
sen betroffen. Viele Familien waren darauf ange-
wiesen, dass beide Elternteile und allenfalls weite-
re Familienmitglieder ein Einkommen erzielten. Das 
Fabrikgesetz von 1877 verbot zwar die Kinderarbeit 
in Fabriken. In der Landwirtschaft, teilweise auch im 
Kleingewerbe bildete die Familie aber weiterhin eine 
Produktions- und Erwerbsgemeinschaft. Die Mitar-
beit der eigenen Kinder im Familienbetrieb galt als 
selbstverständlich. Trotz staatlicher Bemühungen, 
die Schulpflicht konsequent durchzusetzen, blieb der 
Schulbesuch in ländlichen Gegenden oft zweitrangig 
und im Sommer auf Randstunden begrenzt.
7  Diese knappe Übersicht beruht auf einschlägigen Überblicksdar-
stellungen zur Sozialgeschichte der Schweiz im 19. und 20. Jahr-
hundert. Einen umfassenden Überblick bietet nach wie vor Mesmer 
et al. 1986. Zur Sozialgeschichte einzelner Gruppen: Tanner 1995; 
Joris / Witzig 1992; Gruner 1987 / 88. Zur Sozialgeschichte der Kind-
heit und der Familie: HLS, Artikel Kindheit und Familie; Praz 2005; 
Hugger 1998 sowie die historischen Beiträge in Fleiner-Gerster et al. 
1991.
Die Unterstützung armer Familien und Einzelpersonen 
oblag in der Schweiz traditionellerweise den Heimat-
gemeinden. Diese hatten auch für Waisen und Kinder 
aus armen Familien aufzukommen. Lange waren die 
Gemeinden deshalb bestrebt, «leichtsinnige Ehen» 
zu verhindern und so die Fürsorgeausgaben gering 
zu halten. Besonders von Armut und gesellschaftli-
cher Ausgrenzung betroffen waren uneheliche Kin-
der. Bei der Versorgung stand noch Mitte des 20. 
Jahrhunderts oft ein ökonomisches Motiv, mit ande-
ren Worten die kostengünstigste Lösung, im Vorder-
grund. Das Kindeswohl und das Bewahren des famili-
ären Zusammenhalts waren zweitrangig, zumal ledi-
ge Mütter und arme Eltern rasch in Verdacht standen, 
ihre Kinder zu vernachlässigen. Falls solche Kinder 
nicht bei Verwandten unterkommen konnten, wur-
den sie von den Armenbehörden bei Pflegefamilien, 
zum Teil auch in Waisenhäusern oder Erziehungsan-
stalten untergebracht. Bis ins 20. Jahrhundert wur-
den arme Kinder ebenso in Armenhäusern platziert. 
Eltern gaben ihre Kinder auch aus eigener Initiative 
weg, meist aus wirtschaftlichen oder aus gesund-
heitlichen Gründen. Für arme Kinder galt Arbeit bis 
weit ins 20. Jahrhundert als probates Erziehungsmit-
tel. Weniger Wert wurde auf regelmässigen Schul-
unterricht und berufliche Bildung gelegt. Da Armut 
lange mit «Müssiggang» und «Arbeitsscheu» asso-
ziiert wurde, erschien das Vermitteln von Fleiss und 
Arbeitsdisziplin als wichtige Voraussetzung dafür, 
dass arme Kinder wieder zu «nützlichen Gliedern» 
der Gesellschaft heranwachsen und ihren Lebens-
unterhalt erfolgreich bestreiten konnten. Gleichzei-
tig lag die Arbeit der platzierten Kinder im Interesse 
ihrer Versorger, die dadurch von zusätzlichen Unter-
haltskosten entlastet wurden.
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Ende des 19. Jahrhunderts verstärkte sich die staat-
liche Kontrolle und Intervention im Bereich der Fami-
lie. Der normative Bezugspunkt bildete dabei das 
Familien- und Geschlechterrollenmodell der bürgerli-
chen Schichten, das auf der strikten Trennung männ-
licher und weiblicher Wirkungssphären beruhte. Als 
Familienoberhaupt sollte der Mann für den Unter-
halt der Familie sorgen, während die Frau sich dem 
innerhäuslichen Bereich und der Erziehung der Kin-
der widmete. Vor dem Hintergrund der abnehmen-
den Kindersterblichkeit und der wachsenden Sor-
ge um die sinkende Geburtenrate, die oft als Zei-
chen eines gesellschaftlichen Niedergangs gedeutet 
wurde, veränderte sich auch die Wahrnehmung des 
Kindseins. Das Kindes und Jugendalter galt nun als 
Lebensphase, die primär der individuellen Persön-
lichkeitsentwicklung und Ausbildung dienen sollte. 
Anspruch und Realität dieses Lebensentwurfs gin-
gen allerdings lange auseinander. Denn tiefe Löhne 
und Wirtschaftskrisen verhinderten, dass sich das 
mittelständische «Alleinernährermodell» vor dem 
Zweiten Weltkrieg auf breiter Ebene durchsetzen 
konnte. 
Bereits Mitte des 19. Jahrhunderts waren «lasterhaf-
te und verwahrloste» Kinder aus «zerrütteten» Fami-
lienverhältnissen ins Visier von Sozialreformern und 
gemeinnützigen Kinderschützern geraten. Nach 1900 
wurde der Verwahrlosungstopos dann zum Schlüs-
selbegriff der Jugendfürsorge. Indem «Verwahrlo-
sung» mit sozialem Elend, körperlicher und psychi-
scher Misshandlung, Erziehungsmängel und cha-
rakterlichen Schwächen der Eltern assoziiert wurde, 
bezeichnete sie die Kehrseite des bürgerlichen Fami-
lienentwurfs. Eine religiösmoralisierende Sichtwei-
se machte dabei zunehmend einer Präventionslogik 
Platz, die das individuelle Wohl und die gesellschaft-
liche Integration der betroffenen Kinder, zugleich 
aber auch die wachsenden Ordnungsbedürfnisse 
der Mittelschichten im Auge hatte. Betroffen waren 
vor allem Kinder und Familien aus den städtischen 
Unterschichten, die durch die Maschen der traditi-
onellen Instanzen der sozialen Kontrolle schlüpften.
Parallel zu den Anfängen des modernen Sozialstaats 
entstanden um 1900 neue Interventionsformen, die 
rasch zu einer Verrechtlichung, Professionalisie-
rung und Ausdifferenzierung der Jugendfürsorge 
(und später auch der Erwachsenenfürsorge) führ-
ten. Die Kinderschutzbestimmungen des ZGB sowie 
die (kantonalen) Reformen im Jugendstrafrecht sta-
tuierten die Pflicht des Staates, für das Wohlerge-
ben von Kindern und Jugendlichen zu sorgen. Zu die-
sem Zweck erhielten staatliche Behörden das Recht, 
stärker als bisher in die Familien- und Erziehungsver-
hältnisse einzugreifen. Die Wegnahme von Kindern 
aus ihren Herkunftsfamilien bekam dadurch eine prä-
ventive Bedeutung, die über armenrechtliche Versor-
gungszwecke hinausging. Gleichzeitig widerspiegeln 
die Kinderschutzbestrebungen und die Erweiterung 
der staatlichen Instrumente, um in Familienverhält-
nisse einzugreifen, die gewachsenen Ansprüche und 
Erwartungen an Väter und Mütter.
Bis in die Nachkriegszeit hinein blieb der Konformi-
täts- und Normalitätsdruck, der mit dem traditionel-
len Familien- und Rollenverständnis verbunden war, 
hoch. Erst der wachsende Wohlstand und die kul-
turelle Öffnung der 1950er- und 1960er-Jahre führ-
ten zu einer allmählichen Individualisierung der 
Lebensgestaltung und zu einer flexibleren Einstel-
lung bezüglich Familie und Sexualität. Dieser Libera-
lisierungsschub schlug sich unter anderen in rück-
läufigen Heirats- und steigenden Scheidungszahlen, 
neuen Formen des partnerschaftlichen Zusammen-
lebens (Konkubinat, Wohngemeinschaften) sowie 
der Zunahme der Erwerbstätigkeit von Frauen nie-
der. Die Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs hatten 
ebenfalls eine Stärkung der Menschen- und Grund-
rechte zur Folge, die zeitlich mit einem Ausbau der 
sozialen Sicherungssystemen (AHV, IV) einherging. 
Der Vorrang gesellschaftlicher Ordnungsbedürfnis-
se wurde nun zunehmend kritisch hinterfragt, staat-
liche Eingriffe in die individuelle Freiheit dem Gebot 
der Verhältnismässigkeit unterworfen und die Partizi-
pationsrechte der Betroffenen stärker betont. Staat-
licher Zwang, insbesondere aber freiheitsentziehen-
de Massnahmen, zu denen auch Fremdplatzierun-
gen von Kindern gehören, gerieten dabei zunehmend 
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zum Kristallisationspunkt einer Institutionskritik, die 
das Recht auf individuelle Selbstverwirklichung und 
Autonomie in den Vordergrund stellte.
5.2  Rechtliche Rahmenbedingungen: Wege 
der Fremdplatzierung 
Wie in Kapitel 3 erwähnt, konnten Fremdplatzierun-
gen Minderjähriger aufgrund verschiedener gesetz-
licher Regelungen erfolgen. Grob lassen sich drei 
Regelungskomplexe voneinander abgrenzen, die 
rechtshistorisch unterschiedlich gut aufgearbeitet 
sind: zivil-, straf-, und armenrechtliche Erlasse. Es 
liegen bislang kaum verlässliche Angaben zum Ver-
hältnis und zum institutionellen Zusammenspiel die-
ser Normen vor, welche unter jeweils unterschiedli-
chen Voraussetzungen Hand zu Fremdplatzierungen 
und Anstaltseinweisungen boten. So ist anzunehmen, 
dass armen- und vormundschaftsrechtliche Begrün-
dungen bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts häufig 
ineinander übergingen. Die Vielfalt der Regelungs-
bereiche wirkte sich auch auf die beteiligten Akteu-
re aus. Denn je nach Normkomplex waren im Einzel-
fall unterschiedliche Behörden und Instanzen betei-
ligt. Deren Zuständigkeit war grösstenteils durch 
kantonales Recht, teilweise auch durch kommuna-
le Verordnungen bestimmt, wodurch die historische 
Rekonstruktion und Einschätzung der Verfahrensab-
läufe zusätzlich verkompliziert werden.
A In historischen Untersuchungen ist wiederholt 
auf die Bedeutung der Jugendschutzbestimmun-
gen des ZGB (1907) hingewiesen worden (Hauss et 
al. 2012; Leuenberger et al. 2011; Hafner 2011: 122; 
 Wilhelm 2005; Ramsauer 2000). Diese bildeten bis zur 
Revision des Kindesrechts von 1976 den rechtlichen 
Rahmen für vorsorgliche Massnahmen (Art. 283), 
die Versorgung von Kindern durch vormundschaft-
liche Behörden (Art. 284) sowie für den Entzug der 
elterlichen Gewalt und die Bevormundung Unmün-
diger (Art. 285, 368). In der Tradition der correction 
paternelle des französischen Zivilrechts erlaubte das 
ZGB auch weiterhin Platzierungen durch die eige-
nen Eltern.
Das ZGB von 1907 bestätigte im Wesentlichen das 
bürgerliche Familien- und Rollenmodell. Zwar führte 
es in verschiedener Hinsicht zur Besserstellung von 
Frauen. Im Wesentlichen schrieb es aber die Rolle 
des Ehemannes als Familienoberhaupt fest ( Gugerli 
1991). Ebenfalls bis in die 1970er-Jahre bekräftigt 
wurde die Diskriminierung unehelicher Kinder. Kom-
plementär zur Festigung des bürgerlichen Ehe- und 
Familienverständnisses verankerte das ZGB ein neu-
es Vormundschaftsverständnis. Anstelle des Schut-
zes des Mündelvermögens stellte es das persön-
liche Wohl der unmündigen oder bevormundeten 
Personen ins Zentrum. Es trug damit dem zuneh-
mend interventionistischen Staatsverständnis Rech-
nung, das sich um 1900 in der Schweiz und in ande-
ren europäischen Staaten abzeichnete (Engel 2011). 
Gemäss ZGB hatte der Vormund über Unmündige für 
deren «Unterhalt und Erziehung» zu sorgen. Auch bei 
bevormundeten Personen im Mündigkeitsalter oblag 
dem Vormund der «Schutz und Beistand in allen per-
sönlichen Angelegenheiten». Wie bei unmündigen 
Personen konnte die vormundschaftliche Aufsicht in 
diesem Fall die Unterbringung in einer Anstalt bein-
halten (Art. 405, 406, 421). Bezüglich der Anstalts-
versorgung Erwachsener ergänzte das ZGB somit 
die kantonalen Armen- und Versorgungsgesetze, die 
Anstaltseinweisungen auf dem administrativen Weg 
vorsahen.
Untersuchungen zur Praxis der Jugendfürsorge haben 
übereinstimmend auf die überaus grossen Handlungs-
spielräume (und Missbrauchspotenziale) hingewie-
sen, die die Versorgungsbestimmungen des ZGB den 
zuständigen Behörden einräumten. Voraussetzung für 
eine Versorgung nach Art. 284 ZGB war, dass sich 
konkrete Lebensumstände unter die unbestimmten 
Rechtsbegriffe der «Gefährdung» und der «Verwahr-
losung» subsumieren liessen. Für die Zeit bis zum 
Zweiten Weltkrieg ist die vielschichtige Verwendung 
des Begriffs der Verwahrlosung vergleichsweise gut 
aufgearbeitet. Insbesondere ist auf die Überformung 
des Begriffs mit psychiatrischeugenischen Deutungs-
mustern hingewiesen worden, was zu einer zuneh-
menden Pathologisierung von Kindern und Jugendli-
chen führte (u Kapitel 5.5.3, S. 45). Die Unbestimmt-
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heit des Verwahrlosungsbegriffs hatte aber auch zur 
Folge, dass moralische Qualifikationen und spezifi-
sche Präventionsanliegen in behördliche Entschei-
dungen eingingen. Vor allem geschlechtsspezifische 
Rollenerwartungen spielten dabei eine wichtige Rolle. 
So konnte die Haushaltsführung der Mutter oder das 
Trinkverhalten des Familienvaters, die von den bürger-
lichen Normvorstellungen abwichen, den Ausschlag 
für eine Kindswegnahme geben. Gleichzeitig entwi-
ckelten sich «Gefährdung» und «Verwahrlosung» zu 
Scharnierbegriffen, die unterschiedliche Handlungs-
bereiche wie das Vormundschafts- und das Fürsor-
gewesen oder die Jugendstrafrechtspflege konzep-
tuell miteinander verknüpften (Akermann et al. 2013; 
Hauss / Ziegler 2010; Wilhelm 2005; Ramsauer 2000; 
Courvoisier / Baudois 1991). Näher zu untersuchen 
bleibt, wie sich die Semantik und Verwendung die-
ser Begriffe im administrativen und wissenschaftli-
chen Bereich nach 1945 veränderten. Zwar verzich-
tete das 1976 revidierte Kindesrecht auf den Verwahr-
losungstopos und setzte an dessen Stelle den Begriff 
der «Gefährdung». Die grundsätzliche Problematik 
unbestimmter Rechtsbegriffe wurde dadurch aller-
dings keineswegs entschärft.
Die Regelung des Verfahrens, das bei der Anwen-
dung der Kinderschutzbestimmungen zum Zug kam, 
war Sache der Kantone, insbesondere der kantona-
len Einführungsgesetze zum ZGB. Diese bezeichne-
ten ebenfalls die Behörden, die für die Platzierung 
zuständig waren, wobei die Verwaltungsorganisati-
on vielerorts den Gemeinden überlassen blieb. Was 
die Aufsicht anbelangt, erliessen die meisten Kan-
tone spätestens nach 1912 neue respektive ver-
schärfte Verordnungen über die Pflegekinderauf-
sicht ( Leuenberger et al. 2011: 48; Häsler 2008: 81; 
Praz 2005: 169). Verschiedene kantonale Regelungen, 
etwa im Rahmen von Schul- und Erziehungsgesetzen, 
statuierten zusätzliche Versorgungs- und Interventi-
onsgründe (Akermann et al. 2012: 41).
B Bisher nur am Rande beachtet worden sind 
Fremdplatzierungen aufgrund jugendstrafrechtli-
cher Bestimmungen.8 Während sich die sozialwis-
senschaftliche Forschung bereits eingehend mit dem 
Erfolg und Wirkung jugendstrafrechtlicher Sankti-
onen befasste (Tanner 1992), gehört die Praxis der 
Jugendstrafrechtspflege, insbesondere die Sanktio-
nierungspraxis nach Inkrafttreten des StGB von 1937, 
zu den blinden Flecken der historischen Forschung 
(zum 19. Jahrhundert: Ruchat 1993; Leuenberger 
1989). Ebenfalls zu untersuchen bleibt die Pionierrolle 
einzelner Kantone bei der Einrichtung von Jugendge-
richten und anderen Institutionen der Jugendstraf-
rechtspflege (St. Gallen 1912, Genf 1913) (Trépanier 
2000). In Umrissen bekannt sind dagegen die Ent-
stehung und Konzeption des modernen Jugend-
strafrechts als ein ausgesprochenes «Verwahr-
lostenstrafrecht», das – im Vergleich zum Erwach-
senenstrafrecht – der Täterorientierung grosses 
Gewicht beimass. Zumindest von der Konzeption her 
legte das Jugendstrafrecht des StGB den Schwer-
punkt auf erziehende Massnahmen. Massgebend 
war, dass eine Sicht auf Jugendkriminalität zugrun-
de lag, die delinquentes Verhalten von Minderjähri-
gen in erster Linie als eine Bedrohung der sozialen 
Ordnung betrachtete, die es mit staatlichen Eingrif-
fen zu bekämpfen galt. Internierungen galten dem-
nach lange als probates Mittel der Verbrechenspro-
phylaxe. Erst in den 1960er-Jahren setzte eine gewis-
se Entdramatisierung der Jugenddelinquenz ein. 
Normüberschreitendes Verhalten von Minderjähri-
gen wurde nur mehr als Zeichen einer biografischen 
Übergangssituation interpretiert. Dementsprechend 
flexibler fielen auch die staatlichen Reaktionen aus. 
In jüngster Zeit lässt sich allerdings erneut ein gewis-
ses toughening gegenüber Jugenddelinquenz und 
ein Trend zu stationären Vollzugsformen feststellen 
(Germann 2010; Criblez 1997). Ebenfalls liegen Fallstu-
dien zur Organisation der Jugendstrafrechtspflege in 
einzelnen Kantonen sowie mehrere monografische 
8  Bis 1942 gehörte das materielle Jugendstrafrecht in den Kompetenz-
bereich der Kantone. Viele Kantone erliessen ab der Wende zum 20. 
Jahrhundert spezielle Bestimmungen zur Sanktionierung minderjäh-
riger Straftäter und zur Gestaltung des Jugendstrafverfahrens.
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Arbeiten zu einzelnen Einrichtungen des Jugendstraf- 
und -massnahmenvollzugs vor. Dabei ist insbesonde-
re auf die Professionalisierungsimpulse hingewiesen 
worden, die die Einführung des Strafgesetzbuches 
von 1937 auf den Jugendstraf- und -massnahmen-
vollzug hatte (Droux 2013; Droux / Ruchat 2012;  Heller 
2012; Hauss / Ziegler 2010; Furger 2007 / 08; als editier-
te Quelle: Veillard 2007).
C Wie oben ausgeführt, galt die Versorgung von 
Kindern in Pflegefamilien und Heimen bis weit ins 20. 
Jahrhundert hinein als probates Mittel zur Bekämp-
fung der Armut respektive zur Senkung der Armen-
lasten. Wie das eingehend untersuchte Beispiel 
des Kantons Bern zeigt, waren solche Versorgun-
gen durch die kantonalen Armengesetze geregelt 
(Leuenberger et al. 2011). Dementsprechend viel-
fältig waren die Regelungen. Die meisten Armen-
gesetze gingen jedoch davon aus, dass die Versor-
gung armengenössiger Kinder in Pflegefamilien oder 
in Heimen der «Selbstpflege» in der eigenen Fami-
lie vorzuziehen sei. Diese Auffassung widerspiegelt 
das breite Misstrauen gegenüber armengenössi-
gen Eltern, denen die Erziehung ihrer eigenen Kin-
der nicht zugetraut wurde. Hinzu kam die verbreite-
te Befürchtung vor dem Missbrauch der Armenunter-
stützung (Mäder / Rudin 2010: 572). Die Untersuchung 
zum Kanton Bern weist zudem darauf hin, dass mit 
Inkrafttreten des ZGB 1912 rein armenrechtliche 
Begründungszusammenhänge deutlich zurück-
gedrängt wurden. Zumindest im Kanton Bern ver-
lor Armut als eigenständiger Versorgungsgrund an 
Bedeutung. In andern Kantonen blieben rein armen-
rechtliche Versorgungen jedoch bis Mitte des 20. 
Jahrhunderts Usanz (Akermann et al. 2013: 42). Das 
ZGB gab den zuständigen Behörden aber auch die 
Möglichkeit, fiskalpolitisch motivierte Versorgungen 
unter dem Deckmantel des Kinderschutzes anzuord-
nen. In mehreren Kantonen verbreitet war die Pra-
xis, Kinder vermehrt mit der formellen Einwilligung 
der Eltern zu platzieren (Leuenberger et al. 2011: 97; 
Ramsauer 2000: 250). In diesem Fall verloren die Kin-
der gegenüber der Pflegefamilie sogar den minima-
len Schutz, der ihnen die Interessenswahrung durch 
einen Vormund geboten hätte.
5.3  Platzierungen in Pflegefamilien
Die Problematik der Fremdplatzierung ist in den letz-
ten Jahren zu einem guten Teil durch autobiogra-
fische Berichte ehemaliger Pflege- oder Verding-
kinder in die öffentliche Aufmerksamkeit geraten 
(Leuenberger / Seglias 2008; Heller et al. 2005; Wohl-
wend / Honegger 2004; Buchard-Molteni 1995). Der 
historische Forschungsstand zum Pflegekinderwe-
sen ist allerdings nach wie vor lückenhaft. Die Über-
sicht wird nicht nur durch die fragmentierte Quel-
len- und Datenlage, sondern auch durch die regio-
nale Vielfalt der Versorgungsformen erschwert. Es 
liegen bisher nur wenige, meist auf Sekundärquellen 
gestützte Übersichtsdarstellungen vor (HLS, Artikel 
Pflegekinder; Head-König 2010; Schoch et al. 1989).
5.3.1 Untersuchungen zum Pflege- respektive 
Verdingkinderwesen
Bereits in der frühen Neuzeit wurden Kinder, die 
nicht bei ihren eigenen Eltern oder bei Verwandten 
aufwachsen konnten, bei fremden Familien unterge-
bracht. Im 19. Jahrhundert entwickelte sich daraus 
das Verding- und Kostkinderwesen. Dieses war fes-
ter Bestandteil der Armenunterstützung, die in der 
Schweiz traditionell zu den Aufgaben der Gemeinden 
gehörte. Erst Ende des 19. Jahrhunderts verstärkte 
sich die kantonale Aufsicht.
Die Diskussion um die Familien- und Heimversorge 
ist aus der Geschichte der Sozialpädagogik in groben 
Umrissen bekannt. Beide Versorgungsformen wur-
den je nach Epoche und Beobachterstandpunkt unter-
schiedlich bewertet. Heinrich Pestalozzi und ande-
re Reformpädagogen gaben Anfang des 19. Jahrhun-
derts der Heimerziehung den Vorzug. Hinweise auf die 
Ausbeutung und Vernachlässigung von Pflegekindern 
dienten als Argumente für die Gründung neuer Ret-
tungs und Armenerziehungsanstalten. Mit Carl Albert 
Looslis Heimkritik und den Heimskandalen der frühen 
Nachkriegszeit (u Kapitel  5.4.4, S.  38) rückten die 
Vorteile der Familienunterbringung wieder stärker in 
den Vordergrund. Auch die antiautoritäre Heimkritik, 
die sich nach 1970 formierte, räumte der Pflegefami-
lie und familienähnlichen Versorgungsformen Priori-
tät ein (Tanner 1998: 191; Schoch et al. 1989: 37, 147).
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De facto unterschied sich das Verhältnis von Familien- 
und Heimversorgungen je nach Kanton und Region 
stark. Die Frage, welche Faktoren je nach Kontext den 
Ausschlag für die eine oder andere Versorgungsform 
gaben, lässt sich nicht abschliessend beantworten. 
Die Forschung geht davon aus, dass die Unterbrin-
gung in Pflegefamilien in den agrarisch geprägten 
Flachlandkantonen vorherrschend war. Vor allem der 
Kanton Bern ist bekannt dafür, dass ein Grossteil der 
versorgten Kinder bei Pflegefamilien untergebracht 
wurde. Die Verwertung der kindlichen Arbeitskraft 
dürfte in landwirtschaftlich geprägten Gebieten bis 
in der Tat weit ins 20. Jahrhundert hinein ein wichti-
ges Motiv auf Seite der Versorger und der Aufnahme 
respektive Pflegefamilien gewesen sein. Im ebenfalls 
agrarisch geprägten Kanton Fribourg sind Mindest-
steigerungen sogar bis in die 1920er-Jahre nachge-
wiesen, wobei Unehelichkeit den Hauptgrund für die 
Versorgung bei Pflegefamilien darstellte. Nicht ein-
deutig sind die Angaben, bis wann und in welchem 
Ausmass sich die Verkostgeldung gegenüber ent-
schädigungsfreien Pflegeverhältnissen durchsetzen 
konnte ( Head-König 2010: 767; Leuenberger / Seglias 
2008: 19; Hehli 2003;  Leuenberger 1991: 46).
In Städten und katholischen Gebieten dürften Ver-
sorgungen in Heimen dagegen relativ häufiger gewe-
sen sein. So betrieb die Stadt Zürich, die Mühe hat-
te, geeignete Pflegefamilien zu finden, zahlreiche 
Kinderheime (Ramsauer 2000: 250; Hochuli Freund 
1999: 40). Wie die Beispiele Basels oder Berns zei-
gen, platzierten allerdings auch städtische Fürsor-
gebehörden Kinder häufig in Pflegefamilien, zum 
Teil auch über die Stadt- oder Kantonsgrenzen hin-
aus (Hauss et al. 2012: 118; Head-König 2010: 768, 
771; Häsler 2008). Detaillierte Daten liegen für den 
Kanton Luzern vor. Hier nahm der Anteil der Verdin-
gungen respektive Familienplatzierungen mit der 
Eröffnung neuer Kinderheime bis in die Zwischen-
kriegszeit kantonsweit deutlich ab. Um 1930 hiel-
ten sich beide Versorgungsformen etwa die Waage. 
Nach einer kurzfristigen Zunahme der Verdingungen 
in den Krisenjahren verschwand diese Versorgungs-
form in den 1950er-Jahren. Die Zahl der Heimplat-
zierungen blieb dagegen konstant (Akermann et al. 
2012: 37).9
Aufgrund des heutigen Kenntnisstands ist von einer 
grossen regionalen und sozialräumlichen Vielfalt der 
Pflegeverhältnisse auszugehen. Unterschiede beste-
hen bezüglich der betroffenen Kinder (Säuglinge, Kin-
der, Jugendliche), der Versorger (Eltern / Behörden) 
und ihrer Motive (wirtschaftliche, gesundheitliche, 
fiskalische), der Versorgungsformen (Hofzuteilung, 
Verkostgeldung), der Vermittlungs- und Aufsichtsfor-
men (privat / staatlich) sowie der sozialen Herkunft 
und der Motivation der Pflegefamilien (Head-König 
2010). Um die Logik der behördlichen Platzierungs-
entscheide zu analysieren, ist es deshalb wichtig, 
die Versorgungspraxis in einem bestimmten geo-
grafischen Kontext ohne vorgängige Festlegung 
auf eine bestimmte Unterbringungsform (Pflegefa-
milie / Heim) zu untersuchen. Zu untersuchen sind 
ebenfalls die verschiedenen Formen der Vermitt-
lung, zum Beispiel die Aktivitäten der Pro Juventute 
und des Seraphischen Liebeswerks. Ziel der Analyse 
muss es sein, eine genügende empirische Dichte zu 
erhalten. Zugleich geht es darum zu verstehen, wie 
regionale, strukturelle und kulturelle Besonderhei-
ten und allgemeine Faktoren des Wandels zu Annä-
herungen respektive zu Unterschieden in der Platzie-
rungspraxis der Kantone führten.
Punktuelle Befunde zur Familienversorgung lie-
gen zu verschiedenen Kantonen vor (Heller 2004; 
AI: Bosshard 2006; BS: Pfenninger 1999; FR: Praz 
2005: 169; Hehli 2003; SG: Isenring 2010; VD: Andres 
2004; Romang / Deleval 1988; ZH: Weber 2011). Neu-
ere umfassendere Regionalstudien existieren für die 
Kantone  Basel-Stadt und Bern. Die Fokussierung auf 
den städtischen Raum erlaubt es, im Fall Basels die 
9  Aus der Studie nicht ersichtlich ist, inwieweit vor 1950 „Verdingun-
gen“ auch die Platzierung bei Pflegefamilien gegen Entgelt (Verkost-
geldung) umfassen.
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Strukturen des ab 1907 gemischtwirtschaftlich orga-
nisierten Pflegekinderwesens, die soziale Herkunft 
und das Profil der Pflegefamilien detailliert heraus-
zuarbeiten (Häsler 2008). Die Untersuchung zum Kan-
ton Bern verortet das Pflege- respektive Verdingkin-
derwesen dagegen stärker im Kontext der kantona-
len Armenpolitik, mit der die Eliten auf die soziale 
Notlage breiter (ländlicher) Bevölkerungsschichten 
reagierten. Der Schwerpunkt liegt auf der Rekonst-
ruktion der rechtlichen Rahmenbedingungen, wobei 
deren Umsetzung auf kommunaler Ebene am Bei-
spiel von zwei Landgemeinden untersucht wird. Auf-
gezeigt wird, dass bis weit ins 20. Jahrhundert hin-
ein die Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage, 
nicht aber der soziale Zusammenhalt der betroffe-
nen Familien das Hauptziel der behördlichen Inter-
ventionen war. Ein wichtiger Befund ist auch, dass 
im 20. Jahrhundert eine wachsende Zahl von Kindern 
von ihren eigenen Eltern versorgt wurden, wobei sich 
diese allerdings oft in einer Zwangslage befanden 
oder von Behördenseite unter Druck gesetzt wurden 
(Leuenberger et al. 2011).
Beide Studien verweisen eindringlich auf den neural-
gischen Punkt der behördlichen Aufsicht. Im gesamt-
schweizerischen Kontext setzten erste Bemühungen 
zur Verbesserung der staatlichen Aufsicht über das 
Pflegekinderwesen Ende des 19. Jahrhunderts ein, im 
Kanton Waadt zum Beispiel bereits mit dem Armen-
gesetz von 1888. In der Folge nahmen zahlreiche Kan-
tone entsprechende Bestimmungen in ihre Armen-
gesetze auf und erliessen spezielle Verordnungen 
zu Pflegekinderschutz, zuletzt der Kanton Tessin, der 
erst in den 1960er-Jahren nachzog (Head-König 2010: 
769; zum Kanton Tessin: Corti in Heller 2004). Auch der 
Kanton Basel-Stadt regelte 1907 die Pflegekinder-
aufsicht neu und führte eine Bewilligungspflicht für 
Pflegefamilien ein. Deren Wirkung bleibt im Einzel-
fall schwer einzuschätzen. Immerhin ist davon aus-
zugehen, dass Verbesserungen der Aufsicht langfris-
tig positive Wirkungen auf die hygienische Qualität 
der Pflegeplätze und den Rückgang der Kindersterb-
lichkeit hatte (Häsler 2008: 81, 146). Der Kanton Bern 
beauftragte dagegen 1917 die Gemeinden, entspre-
chende Reglemente aufzustellen. Diese kamen ihren 
Pflichten unterschiedlich nach. Schuf beispielswei-
se die Stadt Bern bereits vor 1920 eine Pflegekinder-
aufsicht (Hauss et al. 2012: 95), so liessen Reglemen-
tierungen in Landgemeinden oft Jahre auf sich war-
ten. Nach einem Fall schwerster Misshandlung eines 
Pflegekinds führte 1945 auch der Kanton Bern eine 
kantonale Bewilligungspflicht ein. Nebst der räum-
lichen und politischen Fragmentierung der Zustän-
digkeiten erschwerten auch Kompetenzkonflikte zwi-
schen den (lokalen) Vormundschafts- und Armen-
behörden lange eine wirksame Durchsetzung der 
Aufsicht (Leuenberger et al. 2011: 48, 58, 80, 87; zu 
Bern ebenfalls: Ryser 2004).
Wie das Beispiel des Kantons Bern zeigt, nahm die 
Sensibilität gegenüber der problematischen Situati-
on vieler Pflegekinder nach dem Zweiten Weltkrieg 
deutlich zu. In diesem Zeitraum entstand auch die 
Pflegekinder-Aktion, die 1950 zum Schutz von Pfle-
gekindern gegründet wurde (Galle / Meier 2009: 49). 
Wie ein Abgleich mit Erlebnisberichten von ehemali-
gen Pflegekindern verdeutlicht, bleibt es jedoch eine 
wichtige Aufgabe der Forschung, die Diskrepanz aus-
zuloten, die sich bis weit in die Nachkriegszeit zwi-
schen den gesetzlichen Aufsichtspflichten und ihrer 
Durchsetzung in der Praxis auftat ( Leuenberger et al. 
2011: 143; Leuenberger / Seglias 2008: 81).
Ebenfalls in den Kontext des Pflegekinderwesens 
gehören spezifische Versorgungsformen in den 
Grenzregionen. Untersucht worden ist insbesonde-
re die «Schwabengängerei», die vor allem in Bündner 
Gemeinden lange übliche sommerweise Verdingung 
von Kindern bei Bauern in Süddeutschland ( Seglias 
2007). Eine ähnliche Funktion hatte die im Kanton Tes-
sin praktizierte Verdingung von kleineren Kindern 
als Kaminfegergehilfen in Norditalien ( Wenger 2007; 
Bühler 1998).
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5.3.2 Exkurs: Das Hilfswerk für die Kinder der 
Landstrasse
Um einen besonders gelagerten Fall innerhalb der 
Geschichte der schweizerischen Jugendfürsorge 
handelt es sich beim Hilfswerk für die Kinder der 
Landstrasse, das die Zwangsassimilation der fah-
renden Minderheit in der Schweiz, insbesondere 
der Jenischen, bezweckte. Zwischen 1926 und 1973 
entrissen die Verantwortlichen des Hilfswerks, das 
der Stiftung Pro Juventute angegliedert war und vom 
Bund mitsubventioniert wurde, über 600 Kinder ihren 
Familien. Ziel war es, die «Vagantität» zu bekämpfen 
und die «Lebensweise des fahrenden Volks» lang-
fristig zu zerstören. Die Kinder wurden sowohl in 
Heimen als auch in Pflegefamilien platziert. Einzel-
ne Kinder wurden auch zur Adoption frei gegeben. 
In vielen Fällen kam es zu wiederholten Pflegeplatz-
wechseln, was die soziale und schulische Integrati-
on der betroffenen Kinder erschwerte. Die Verant-
wortlichen der Pro Juventute arbeiteten dabei eng 
mit den lokalen Vormundschaftsbehörden zusam-
men und übernahmen auch selbst Vormundschaften. 
Innerhalb des Themenbereichs gehört das Schicksal 
der «Kinder der Landstrasse» zu den am besten auf-
gearbeiteten Aspekten. Nebst einer vom Bund sub-
ventionierten Studie, die erstmals die im Bundesar-
chiv aufbewahrten Akten des Hilfswerks auswertete, 
beschäftigten sich im Rahmen des Nationalen For-
schungsprogramms 51 drei Projekte mit der Proble-
matik (Galle / Meier 2009; Dazzi et al. 2008; Hagmann 
2007; Leimgruber et al. 1999; Huonker 1987). Inzwi-
schen bestehen ebenfalls mehrere Websites, die 
ausführlich über das Thema informieren.10
10  Jeweils mit weiterführenden Links: www.stifung-fahrende.ch;  
www.thata.ch.
In der Geschichtswissenschaft hatte die Aufarbei-
tung der Geschichte des Hilfswerks eindeutig eine 
Vorläuferfunktion für die Thematisierung der Fremd-
platzierungsproblematik. Zwangsläufig stellte sie die 
Frage in den Raum, inwieweit das Vorgehen der Pro 
Juventute über den Versuch, durch Kindswegnah-
men eine kulturelle Minderheit sesshaft zu machen, 
hinaus Ausdruck zeit- und strukturtypischer Entwick-
lungstendenzen war. Aufgrund der vorliegenden For-
schungsergebnisse ist davon auszugehen, dass die 
Methoden, die im Fall der «Kinder der Landstrasse» 
zum Einsatz gelangten, mit der Praxis im Bereich der 
kommunalen Jugendfürsorge durchaus vergleichbar 
waren. Auf der Ebene der anvisierten Ziele hob sich 
das Hilfswerk indes von «normalen» Jugendschutz-
fällen ab. Hier stand die langfristige Zerstörung des 
Familienzusammenhalts einer kulturellen Minderheit 
im Vordergrund.
5.3.3 Erinnerungen ehemaliger Pflege- und 
Heimkinder
Die aktuelle Debatte über Fremdplatzierungen ist 
massgeblich durch die Erinnerungen ehemaliger 
Pflegekinder geprägt. Bei Kindern, die sich in Fami-
lienpflege befanden, sind Erinnerungsberichte man-
gels anderer Überlieferungen of besonders wichtige 
Quellen. Sie enthalten nicht nur Informationen über 
die Umstände von Fremdplatzierungen und die dama-
ligen Lebensbedingungen, sondern dokumentieren 
auch, wie die Betroffenen heute mit ihren Erlebnis-
sen umgehen. Wie die Untersuchung zum Kanton 
Bern zeigt, geben sie Auskunft über die individuel-
len Strategien zur Bewältigung der eigenen Lebens-
geschichte. Sie machen es möglich, die historische 
Interpretation mit einer psychologisch-biographi-
schen Analyse zu verbinden (Freisler-Mühlemann 
2011; Leuenberger et al. 2011). 
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Sowohl für die Deutschschweiz als auch für die 
Romandie liegen inzwischen kommentierte Samm-
lungen mit Zeitzeugenberichten vor ( Leuenberger / 
Seglias 2008; Heller et al. 2005; Wohlwend / Honeg-
ger 2004. Siehe ebenfalls: Hochstrasser 2012; Häm-
merli 2009).11 Sie entstanden im Rahmen von Aufar-
beitungsprojekten, die von einzelnen Kantonen oder 
vom Schweizerischen Nationalfonds gefördert wur-
den. Seit 2009 werden die Selbstzeugnisse zudem im 
Rahmen der Wanderausstellung Enfances volées – 
Verdingkinder reden einer breiten Öffentlichkeit 
11  Daneben liegen inzwischen zahlreiche monografische Erlebnisbe-
richte von betroffenen Personen vor. Die Zahl dieser Darstellungen 
hat seit der Jahrtausendwende deutlich zugenommen. Die Berich-
te sind teilweise von Drittpersonen aufgezeichnet worden, zum Teil 
verarbeiteten sie das Erlebte auch literarisch. Eine vollständige 
Bestandesaufnahme solcher Berichte und Darstellungen liegt nicht 
vor, weshalb hier, geordnet nach Erscheinungsdatum, auf die folgen-
de Auswahl hingewiesen wird: Erika Brühlmann-Jecklin: Alice singt. 
Die Geschichte eines Verdingkindes. Oberhofen am Thunersee 2012; 
Lisbeth Heger, Heinz Looser: Zwischen Sehnsucht und Schande: Zur 
Geschichte der Anna Maria Boxler 1884 – 1965. Baden 2012; Arthur 
Honegger: Wovon ich rede: Gegen alle Widerstände: Ein autobiogra-
fisches Protokoll. Eglissen 2012; Werner Iseli: Die Leiden des jungen 
Werner – ein Verdingbub. Siselen 2011; Jakob Lieberherr: Seelisch 
verkrüppelt: Ein Verdingkind erzählt: Die Geschichte der Madelei-
ne Lütschg-Lorimer. Triesen 2011; Lisa Marti: Mutanfall: Mein Leben 
ohne Ernst. Gockhausen 2011; Albrecht Zaugg: Der steinige Weg: 
Vom Verdingkind zum Fachdozenten. Steffisburg 2010; Roland M. 
Begert: Lange Jahre fremd: Biografischer Roman. Bern 2008;  Walter 
Iseli: Abgeschoben und verachtet: Lebenserinnerungen: Die Karrie-
re eines Verdingbuben. Biberstein 2007; Hans Oppliger, Der Makel – 
Geschichte eines Verdingkindes. Frankfurt am Main 2007; Monique 
Schneider-Montbaron: Die ersten 20 Jahre als Heim- und Verding-
kind… und was daraus wurde. Bern 2007; Jakob J. Krähenbühl: 
Zivilstand ungenügend. Huttwil 2006; Beat Moser: Eine ( Schweizer) 
Kindheit… unter vielen Ähnlichen: Autobiografischer Roman. 
Regensdorf 2006; Fritz Aerni: Wie es ist, Verdingkind zu sein. Zürich 
2004; Dora Stettler: Im Stillen klagte ich die Welt an: Als Pflegekind 
im Emmental. Zürich 2004; Katharina Lenggenhager: Z’Verdingmeit-
schi: E Zyt i mim Läbe. Ehrikon-Wildberg 2000; Fritz Meier: Der wah-
re Lebenslauf eines Verding-Buben: Autobiografie. Luzern 2000; 
Peter Paul Moser: Entrissen und entwurzelt: Im Alter von 13 Mona-
ten geraubt und entführt. Thusis 1999; ders.: Die Ewigkeit beginnt 
im September. Thusis 1999; ders.: Rassendiskriminierung und Ver-
folgung während einer ganzen Generation. Thusis 2002;  Graziella 
Wenger: Zerschlagene Räder. Basel 1996; Jeanette Nussbaumer: 
Die Kellerkinder von Nivagl: Geschichte einer Jugend. Basel 1995; 
Rosalie Wenger: Warum hast du dich nicht gewehrt: Aufzeichnun-
gen. Bern 1982; Mariella Mehr: Steinzeit. Bern 1981; Rosalie Wenger: 
Rosalie G.: Ein Leben. Bern 1978; Arthur Honegger: Die Fertigmacher. 
Zürich 1974; Gotthard Haslimeier: Aus dem Leben eines Verdingbu-
ben. Affoltern am Albis 1955; Konrad Rüd: Ein Verdingkind. Lebenser-
innerungen von Konrad Rüd. Basel 1925.
zugänglich gemacht.12 Auch die Untersuchun-
gen zu den  Luzerner Kinderheimen, die im nächs-
ten Abschnitt referiert werden (Expertenkommission 
Ingenbohl 2013; Akermann et al. 2012), arbeiteten mit 
Zeitzeugenberichten. Solche Berichte repräsentie-
ren ein breites Spektrum von Schicksalen und Erin-
nerungen. Auch wenn einzelne der befragten Perso-
nen von positiven Erfahrungen in ihren Pflegefamilien 
berichten, sind die Berichte doch klar von negativen 
Erfahrungs- und Deutungsmustern geprägt. Sie spre-
chen generell von einer überaus harten Kindheit und 
Jugendzeit: Pflegekinder wurden als Arbeitskräfte 
ausgebeutet, litten Mangel an Nahrung und Zunei-
gung oder wurden Opfer von körperlichen Misshand-
lungen. Eine angemessene Schulbildung und Berufs-
ausbildung wurde ihnen verweigert. Das Fehlen von 
Ansprechpersonen ausserhalb der Pflegefamilie 
förderte die Gefühle der Isolation und Hilfslosigkeit, 
zumal sie in ihren Herkunftsmilieus ohnehin als «Ver-
dingkinder» oder «Heimkinder» stigmatisiert wurden.
Es bleibt ein wichtiges Forschungsdesiderat, die Erleb-
nisberichte in analytische Narrative einzubinden, um 
generalisierbare Aussagen über die biographischen 
Auswirkungen von Fremdplatzierungen zu erlauben. 
Die vorliegenden Zeitzeugenberichte begnügen sich, 
die Quellen vorsichtig zu kommentieren und in den his-
torischen Kontext einzubetten (Leuenberger / Seglias 
2008; Heller et al. 2005). Die Berner Studie (Leuenber-
ger et al. 2011: 186f.) konstatiert zudem eine augen-
fällige Diskrepanz zwischen den Erinnerungen der 
Betroffenen und den aktenkundlichen Bestrebungen 
der Behörden, sachgerechte Entscheide zu fällen und 
die Aufsicht zu verstärken. Beide für sich genommen, 
führen zu völlig unterschiedlichen Schlussfolgerun-
gen. Es ist deshalb wichtig, das Aufeinandertreffen 
solch unterschiedlicher Erwartungen und Deutungen 
kritisch zu reflektieren und die jeweiligen Normen- 
und Wertesysteme, die hinter den Perspektiven ste-
hen, angemessen zu rekonstruieren.
12  Informationen zur Ausstellung, die vom Verein geraubte Kindheit 
getragen wird, sind auf folgender Website zu finden: www.verding-
kinderreden.ch.
D
er
 h
is
to
ri
sc
he
 F
or
sc
hu
ng
ss
ta
nd
 z
ur
 S
ch
w
ei
z
32 / 67Platzierungen in Pflegefamilien
Die Analyse von Zeitzeugenberichten, die zum Teil 
Jahrzehnte nach den berichteten Ereignissen ent-
standen sind, wirft verschiedene methodische Fra-
gen auf. Als problematisch erweist sich bereits die 
Auswahl der Zeitzeugnisse. Die Personen, die in der 
Studie des Kantons Waadt (Heller et al. 2005) befragt 
wurden, waren zum Beispiel alle in ausgesprochen 
dürftigen Verhältnissen platziert oder befanden sich 
in Einrichtungen, die sich gegenüber Neuerungen 
ablehnend zeigten. Zeugnisse, die Reformanstalten 
oder Pflegefamilien betreffen, die um das Wohl der 
aufgenommenen Kinder besorgt waren, lagen dage-
gen nicht vor oder wurden nicht erhoben. Dies wur-
de von ehemaligen Verantwortlichen umgehend kriti-
siert (Heller 2013). Zu berücksichtigen ist auch, dass 
mündliche Zeugnisse, die im Rahmen von Oral-His-
tory-Projekten erhoben und auswertet werden, eine 
doppelte Funktion haben. Sie haben einerseits doku-
mentarischen Charakter, andererseits sind sie Pro-
dukte von Erinnerungs- und Reflexionsprozessen, 
die sich auch auf die Gegenwart beziehen. Selektiv 
und zwangsläufig einseitig sind aber auch schriftli-
che Quellen. Die Problematik, die damit verbunden 
ist, zeigt sich exemplarisch in der Untersuchung 
über die Tätigkeit der Ingenbohler Schwestern im 
Luzerner Kinderheim Rathausen (Expertenkommissi-
on Ingenbohl 2013). In dieser Untersuchung werden 
Misshandlungsvorwürfe, die von Zeitzeugen münd-
lich und schriftlich geäussert werden, auf ihre Plau-
sibilität überprüft. Zu Tage treten dabei einerseits 
die dokumentarischen Grenzen von Zeitzeugenbe-
richten, die sich oft nicht im Detail überprüfen las-
sen. Andererseits wird eine Ereignisrekonstruktion, 
die mit quasi-justiziellem Anspruch antritt, den Erin-
nerungen der Betroffenen ebenfalls nicht gerecht. 
Fragt man nur nach dem «Wie es eigentlich gewe-
sen ist», so blendet man die emotionale Situation, in 
der sich die Betroffenen befanden (und befinden), 
aber auch die langfristig-biografischen Folgen des 
Geschehenen aus. Hinzu kommt, dass sich die recht-
lichen, moralischen und ethischen Standards histo-
risch stark gewandelt haben. Nicht alles, was in den 
1950er- und 1960er-Jahren rechtskonform war, ist im 
Rückblick auch legitim. 
Die historische Forschung sollte deshalb die symbo-
lische und kathartische Funktion der Dokumentati-
on und Publikation individueller Erinnerungsberich-
te anerkennen. Indem betroffenen Personen öffent-
lich Gehör gewährt wird, erfahren sie Anerkennung, 
was seinerseits die Verarbeitung von Leid und Trau-
mata erleichtern kann. Es wird eine wichtige Aufga-
be der weiteren Forschung sein, einen differenzier-
ten Umgang mit den biografischen Formen der Auf-
arbeitung zu entwickeln.
Noch kaum erforscht sind die Auswirkungen von 
Heimplatzierungen auf die späteren Biografien der 
betroffenen Kinder und Jugendlichen. Zwar sind Ein-
zelschicksale bekannt. Generelle Angaben darüber, 
wie sich ein Heimaufenthalt auf den gesellschaftli-
chen Status der Klientinnen und Klienten nach der 
Entlassung auswirkt und zu welchen späteren Dis-
kriminierungen das Stigma «Heimkind» führen kann, 
fehlen aber. Herkömmliche Ansätze der Wirkungs-
forschung sind problematisch, weil sie in der Regel 
nur die negativen Folgeeffekte (gescheiterte Lebens-
läufe und problematische Sozialisierungsbedingun-
gen) hervorheben. Als weiterführend erweisen sich 
dagegen die Ansätze der Transformationsforschung 
(Gabriel / Stohler 2008), die den Blick auf flexibilisier-
te Biografiemuster, individuelle Bewältigungsstrate-
gien und das Verhältnis von Vulnerabilität und Resi-
lienz öffnen. Ebenso wichtig ist es, die Effekte auf 
individuelle Lebensverläufe in Bezug zu den behörd-
lichen Zuweisungs- und Betreuungspraktiken zu set-
zen. Solche Untersuchungen, die eine Konfrontation 
der betroffenen Personen mit dem über sie angeleg-
ten Aktenmaterial bedingen, bedürfen allerdings der 
sorgfältigen datenschutzrechtlichen Absicherung.
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5.4  Platzierungen in Heimen und Anstalten
Bereits in der frühen Neuzeit wurden Minderjähri-
ge in Hospitälern und Waisenhäusern untergebracht. 
Im 19. Jahrhundert, dem eigentlichen «Anstaltsjahr-
hundert», bekam die Unterbringung in Einrichtungen 
jedoch eine neue Qualität. Die Anstaltsinternierung 
wurde zu einer weitherum akzeptierten Lösung für 
eine Vielzahl sozialer Probleme. Zu den Zielgruppen 
gehörten insbesondere arme, «verwahrloste» oder 
straffällige Kinder und Jugendliche sowie zuneh-
mend auch Minderjährige mit geistigen oder körper-
lichen Behinderungen. Im Vergleich zu den früheren 
Waisenhäusern, aber auch zur Familienpflege akzen-
tuierten die Gründer und Trägerschaften den päda-
gogischen und sozialintegrativen Anspruch ihrer Ein-
richtungen. Wie erwähnt, blieben die Grenzen des 
Heimsektors in funktionaler Hinsicht offen. Ob ein 
bestimmtes Kind ins Heim kam oder auf andere Wei-
se versorgt wurde, konnte ebenso von strukturel-
len Faktoren wie von fallbezogenen Konstellationen 
(Alter, Geschlecht, Familiensituation) abhängen.
Die folgenden Ausführungen fokussieren auf struk-
turelle Aspekte und allgemeine Entwicklungslinien. 
Einzelstudien werden referiert, soweit dies für den 
generellen Zusammenhang ergiebig ist.
5.4.1 Struktur und Ausdifferenzierung des 
Heimsektors in der Schweiz
Der schweizerische Heimsektor ist bis heute überaus 
vielfältig. Er umfasst zahlreiche Einrichtungen, die 
sich in Grösse, Trägerschaft und Klientel unterschei-
den. Diese disparate Heimlandschaft ist das Ergebnis 
eines langfristigen Ausdifferenzierungsprozesses, 
der in seinen Grundzügen weitgehend bekannt ist.
Am Anfang dieser Entwicklung standen die frühneu-
zeitlichen Hospitäler, die unterschiedliche Personen-
gruppen beherbergten. Ein erster Differenzierungs-
schub erfolgte Ende des 18. Jahrhunderts mit der 
Gründung städtischer Waisenhäuser (Crespo 2000). 
In Abgrenzung dazu und unter Einfluss der Armen-
schule von Hofwyl und der pietistischen Rettungs-
hausbewegung entstanden ab den 1830er-Jahren 
vorab in den ländlichen Gebieten der reformierten 
Kantone die meist privat getragenen Rettungs- und 
Armenerziehungsanstalten. In der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts kam es auch in den katholischen 
Kantonen zu zahlreichen Heimgründungen wobei in 
vielen Fällen Schwesternkongregationen die Füh-
rung der Einrichtungen übernahmen. Ebenfalls päd-
agogisch und präventiv motiviert war die Einrichtung 
spezieller Haft- und Unterrichtslokale für Jugendli-
che in den Gefängnissen (Genf 1833, Bern 1851). Kei-
nem Erziehungsanspruch verpflichtet waren dage-
gen «Industrielle Anstalten», die zur gleichen Zeit 
entstanden und vor allem ältere Kinder gegen Unter-
kunft und Kost beschäftigten (Bitter 1989).
Parallel dazu entstand ein Netz von Anstalten für 
Erwachsene (Straf-, Arbeits-, Armen- Irrenanstalten), 
die faktisch der Disziplinierung von Angehörigen der 
Unterschichten dienten. Hinzu kam ab dem späten 19. 
Jahrhundert eine wachsende Zahl sonderpädagogi-
scher Einrichtungen für Kinder mit Behinderungen, 
insbesondere für «schwachsinnige», taubstumme 
oder blinde Kinder. Unter dem Einfluss der Jugend-
fürsorgebewegung kam es zwischen 1890 und 1920 
zu einem weiteren Differenzierungsschub, wobei 
die Triage-Kriterien zunehmend verfeinert wurden. 
So wurden spezielle Zwangserziehungsanstalten für 
Jugendliche, Beobachtungheime für verhaltensauf-
fällige Kinder, Säuglingsheime und Heime für  junge 
Frauen eingerichtet (Jenzer 2012; Ramsauer 2000; 
Moro Jäger 1989). Im Gegenzug wurde die Unter-
bringung von Kindern in Armenanstalten ab Beginn 
des 20. Jahrhunderts eingeschränkt und schliess-
lich ganz verboten (Hauss / Ziegler 2010: 103). Einen 
Sonderfall stellten die Landschulheime dar, die als 
Vorläufer moderner Internate auf eine Klientel aus 
der Mittel- und Oberschicht ausgerichtet waren und 
Alternativen zur Regelschule boten (Grunder 1987).
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Die Grundzüge dieser Ausdifferenzierungsprozesse 
sind gut erforscht. Es liegen mehrere handbuchartige 
Überblicksdarstellungen vor (HLS:  Artikel Anstalts-
wesen; Hafner 2010; Ruchat 2003; Tanner 1999;  Tanner 
1998; Schoch et al. 1989), daneben auch eine grosse 
Zahl monographischer Darstellungen zu einzelnen 
Einrichtungen und Einrichtungstypen (zum Beispiel 
Heller 2012; Ott / Schnyder 2008; Kiener 2005;  Hochuli 
Freund 1999; Schmutz 1997; Avvanzino 1993; Ruchat 
1993). Hinzukommen nicht publizierte akademische 
Qualifikationsarbeiten sowie eine grosse Zahl von 
Jubiläums- und Festschriften.
Diese Forschung weist übereinstimmend auf die 
grosse regionale und konfessionelle Diversität hin 
sowie auf die, was Trägerschaften, Akteure und 
rechtliche Rahmenbedingungen anbelangt, beträcht-
liche Fragmentierung, die zu den Grundkonstanten 
des schweizerischen Heimsektors gehört. Wich-
tiges Element ist dabei die bis ins 20. Jahrhundert 
anhaltend starke konfessionelle Prägung, die eben-
falls verschiedentlich beleuchtet worden ist (zum 
Beispiel Ott / Schnyder 2008; Hürlimann 2000; Hauss 
1995; Alzinger / Frei 1987; Chmelik 1978). Diese betrifft 
nicht nur regional und zeitlich unterschiedliche Ent-
wicklungspfade, sondern auch die Trägerschaften 
der Einrichtungen und die Organisationsmodelle, an 
denen sich diese orientierten (Familie vs. Kloster).
Ebenfalls gut untersucht ist die geschlechtsspezi-
fische Ausrichtung der Heimerziehung. Bis in die 
1970er-Jahre wurden deutlich mehr Mädchen als 
Knaben in Heimen versorgt, wobei als Einweisungs-
grund oft eine «sittliche Gefährdung» (zum Beispiel 
wechselnde sexuelle Beziehungen) genannt wurde. 
Im Lauf der Zeit veränderte sich die Bedeutung des 
Kriteriums Geschlechts allerdings wiederholt. Nahm 
im 19. Jahrhundert rund die Hälfte aller Einrichtungen 
Knaben und Mädchen auf, verstärkte sich zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts der Trend zur geschlech-
tergetrennten Unterbringung. Ab 1945 erhielt die 
Erziehung von Kindern beiderlei Geschlechts unter 
einem Dach wieder einen höheren Stellenwert. 
Vielerorts setzte sich ein modernes Verständnis von 
Koedukation allerdings erst nach 1970 und im Fall von 
älteren Jugendlichen sogar erst in den 1980er-Jah-
ren durch (Hochuli Freund 1999).
Ein Spezialfall stellt die Heimunterbringung von Kin-
der und Jugendlichen mit Migrationshintergrund dar. 
Sie ist ebenfalls erst in Umrissen erforscht. Bekannt 
ist, dass zahlreiche Flüchtlingskinder während des 
Zweiten Weltkriegs getrennt von ihren Eltern in spezi-
ellen Heimen der Zentralleitung der Lager und Heime 
untergebracht waren. Auch private Hilfswerke wie 
das Schweizerische Rote Kreuz oder das Schweize-
rische Hilfswerk für Emigrantenkinder waren in die-
sem Bereich tätig (Erlanger 2006). Nach dem Krieg 
engagierte sich das Kinderdorf Pestalozzi in Trogen 
aktiv für die Aufnahme von Kriegswaisen aus dem 
europäischen Ausland, später auch aus Krisengebie-
ten in Asien und Nordafrika. Mit den «Tibeter kinder» 
kam zu Beginn der 1960er-Jahre erstmals eine grö-
ssere Zahl von Kindern aus einem aussereuropäi-
schen Kulturkreis in die Schweiz. Viele dieser Kinder 
wurden in Pflegefamilien gegeben und später zum 
Teil adoptiert. Neue Versorgungsbedürfnisse hatte 
auch der Zustrom von Gastarbeiterinnen und Gastar-
beiter aus Italien und Spanien in den 1950er-Jahre 
zur Folge. An verschiedenen Orten entstanden Kin-
derheime, die auf die Unterbringung von Gastarbei-
terkindern spezialisiert waren, deren beide Elterntei-
le erwerbstätig waren. Diese Kinder stammten meist 
aus intakten Familien, behielten den Kontakt zu ihren 
Eltern und hielten sich oft nur zeitweise im Heim auf 
(zu Basel: Häsler 2008: 139). Eine zunehmend globa-
le Dimension erhielten Fremdplatzierungen durch die 
vermehrte Aufnahme von Pflege- und Adoptivkindern 
aus Ländern der Dritten Welt ab den 1970er-Jahren, 
die sich parallel zum Rückgang der Adoptionen von 
Schweizer Kindern entwickelte. Wie die Adoptions-
problematik als solche, sind solche transnationa-
len Verflechtungen historisch noch nicht untersucht 
worden.
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Bezeichnend für die schweizerische Heimlandschaft 
ist, dass sich diese vielschichtigen Differenzierungs-
prozesse keineswegs parallel zu den rechtlichen 
Zuweisungsverfahren (u Kapitel  5.2, S.  25) entwi-
ckelten. Vor allem Einrichtungen für jüngere Kinder 
nahmen – respektive nehmen bis heute – sowohl 
zivil- wie strafrechtlich zugewiesene Zöglinge auf. 
Auch armenrechtliche Versorgungen erfolgten oft 
in den gleichen Anstalten. Lediglich im Bereich des 
strafrechtlichen Jugendmassnahmenvollzugs kam 
es vergleichsweise früh zu einer Spezialisierung. 
Auch dieser Bereich blieb indes durchlässig. Nicht 
zuletzt weil die Androhung der Versetzung in eine 
solche Anstalt als wirksames Drohmittel gegen dis-
ziplinarisch auffällige Heimzöglinge eingesetzt wer-
den konnte. Als punktuell durchlässig erwies sich die 
Heimlandschaft ebenfalls gegenüber dem Strafvoll-
zug für Erwachsene. Das Strafgesetzbuch erlaubte 
bis in die 1990er-Jahre, Jugendliche unter bestimm-
ten Umständen in eine Haftanstalt für Erwachsene 
zu versetzen (Heller 2012; Ruchat 1993; Moro Jäger 
1989).
Trotz der zahlreich vorhandenen Übersichts- und Ein-
zeldarstellungen ist die Geschichte des Heimsektors 
keinesfalls umfassend aufgearbeitet. Wie bereits der 
im Auftrag des Bundesamts für Bildung und Wissen-
schaft erstellte Forschungsbericht ( Heller 2004) fest-
gestellt hat, fehlen vergleichend angelegte Unter-
suchungen der sprachregionalen, sozialräumlichen, 
teilweise aber auch einrichtungsspezifischen Diffe-
renzierungen des Heimsektors. Lediglich für Erzie-
hungsheime für Mädchen liegt eine einrichtungs-
übergreifende vergleichende Untersuchung vor 
(Hochuli Freund 1999). Dabei geht es vor allem dar-
um, die vorliegenden punktuellen Befunde analy-
tisch zu vertiefen und in eine analytisch reflektier-
te vergleichende Gesamtperspektive einzubinden. 
Ebenfalls zu untersuchen ist, wie einzelne Einrich-
tungen in unterschiedlichen rechtlichen Kontexten 
operierten. Noch kaum erforscht ist schliesslich, der 
Umgang mit straffälligen Jugendlichen in der Zwi-
schen- und Nachkriegszeit.
Zu den bekannten Strukturmerkmalen des schweize-
rischen Sozialstaats gehört ebenfalls die traditionell 
enge Kooperation von staatlichen und privaten Akteu-
ren. Aufgrund des Forschungsstands ist davon aus-
zugehen, dass solche gemischtwirtschaftliche Struk-
turen auch im Heimsektor grosse Bedeutung haben, 
zum Teil sogar auf der Ebene der Zuweisungsinstan-
zen, etwa den Jugendschutzkommissionen im Kan-
ton St. Gallen (Hauss / Ziegler 2010). In der Schweiz 
spielen private Trägerschaften bei der Gründung und 
beim Betrieb von Einrichtungen der Jugendfürsor-
ge bis heute eine zentrale Rolle. Dabei handelt(e) es 
sich oft um gemeinnützige Gesellschaften, Armen-
vereine, lokale Honoratiorenkomitees, Frauenver-
eine oder Stiftungen ( Jenzer 2012;  Germann 2010). 
Anstalten in katholischen Gebieten wurden dage-
gen, auch wenn sie in Staatsbesitz waren, oft bis 
Ende des 20. Jahrhunderts von Schwesternkongre-
gationen betrieben, insbesondere von den Schwes-
ternorden von Menzingen, Ingenbohl und Baldegg 
(Expertenkommission Ingenbohl 2013; Akermann et 
al. 2012: 26; Betschart 2002). Oft wurde die Zusam-
menarbeit zwischen öffentlichen und privaten Akteu-
ren über Jahrzehnte hinweg nur summarisch gere-
gelt. Die öffentlichen Instanzen beschränkten sich 
darauf, Mandate zu definieren, während sich der 
private Sektor schlecht kontrolliert und oft schlecht 
organisiert entwickelte.
Auch finanziell blieben viele private Einrichtungen 
auf Spenden angewiesen, deckten die Kostgelder 
doch oft nur einen Teil der effektiven Unterhalts-
kosten. In diesem Kontext ist auch die ökonomi-
sche Ausbeutung von Kindern auf Kosten der Schul- 
und Berufsbildung zu sehen. Vor allem während der 
«Heimkrise» der Zwischenkriegszeit hatten zahlrei-
che private Heime mit massiven Finanzierungs- und 
in der Folge auch mit Personalproblemen zu kämp-
fen. Kantone und Gemeinden gewährten zwar von 
Fall zu Fall Zuschüsse an private Anstalten. Zur Eta-
blierung eines gemischtwirtschaftlichen Finanzie-
rungsmodus kam es allerdings erst in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Aufgrund des Strafge-
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setzbuches (1937)13 und des Bundesgesetzes über 
die Invalidenversicherung (1959), gewährte der Bund 
nun Bau- und Betriebsbeiträge an private Einrich-
tungen. Zugleich wurde dabei die Grundlage für die 
finanztechnische Unterscheidung zwischen Justiz- 
und IV-Heimen gelegt, die zumindest bis zum Neu-
en Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen 
gängig blieb (Germann 2010a). Im Detail zu untersu-
chen bleibt, wie sich die verbesserte Finanzlage auf 
den Heimalltag auswirkte. Aufgrund von Fallstudien 
ist zumindest anzunehmen, dass vielerorts erst dank 
Bundesgeldern die Realisierung lange aufgeschobe-
ner Neu- und Umbauvorhaben möglich wurden (zum 
Beispiel Heller 2012).
5.4.2 Die Frage nach der Verantwortlichkeit: 
Aufsicht, Disziplinierung und materielle 
Ressourcen
Im Zusammenhang mit der Diskussion um das Schick-
sal von Pflege- oder Verdingkindern sind in den letz-
ten Jahren auch vermehrt ehemalige Heimkinder in 
die Öffentlichkeit getreten, um über ihre traumati-
schen Erfahrungen zu berichten. Zur Sprache kom-
men positive wie negative Erinnerungen (zum Bei-
spiel Ott / Schnyder 2008). Viele Erzählungen ehe-
maliger Betroffener sind allerdings von ähnlichen 
Erfahrungen geprägt, wie sie aus den Erinnerungs-
berichten von Pflege- oder Verdingkindern, aber 
auch von Heimkindern aus andern Ländern bekannt 
sind: willkürliche Platzierungsentscheide, Isolation 
und Lieblosigkeit, Arbeitszwang bei Vernachlässi-
gung von Schule und Ausbildung, harter Bestrafung, 
körperliche Misshandlungen, zum Teil auch sexuel-
ler Missbrauch. Solche Zeugnisse, die einen grel-
len Widerspruch zwischen den pädagogischen und 
fürsorgerischen Ansprüchen der Einrichtungen und 
dem auf Disziplinierung ausgerichteten Heimalltag 
herausstellen, sind allerdings keineswegs neu. Vor 
allem zwischen 1935 und 1947 erschütterten meh-
rere «Heimskandale» die Schweiz. An mehreren 
13  Respektive dem Bundesgesetz über Bundesbeiträge an Strafvoll-
zugs- und Erziehungsanstalten vom 6. Oktober 1966, abgelöst durch 
das Bundesgesetz über die Leistungen des Bundes an den Straf- 
und Massnahmenvollzug vom 5. Oktober 1984.
Orten wurden Untersuchungskommissionen einge-
setzt, fehlbare Anstaltsleiter entlassen und die Auf-
sicht über die Einrichtungen verstärkt (Akermann et 
al. 2012: 28; Bühler 2009; Hürlimann 2000: 114). Zumin-
dest im Rückblick erscheinen die späten 1940er-Jah-
re als eine eigentliche Transformationsphase der 
Heimerziehung, in die zahlreiche Anstaltsskandale 
fielen, in der aber auch Reflexions- und Reformpro-
zesse angestossen wurden, welche aber erst später 
praxiswirksam wurden.
Im Zentrum der medialen Aufmerksamkeit standen in 
den letzten Jahren vor allem einige Kinderheime im 
Kanton Luzern, insbesondere die Erziehungsanstalt 
Rathausen. Inzwischen haben der Kanton Luzern, 
die Katholische Kirche Luzern und die  Ingenbohler 
Schwesterngemeinschaft je eigene Untersuchun-
gen in Auftrag gegeben und die Ergebnisse teil-
weise auch bereits publiziert (Expertenkommissi-
on Ingenbohl 2013; Akermann et al. 2012).14 Stärker 
als in historischen Anstaltsmonografien und Beiträ-
gen zur Entwicklung des Heimsektors stehen in die-
sen Studien die politischen, rechtlichen, aber auch 
moralischen Verantwortlichkeiten der involvierten 
Behörden und Trägerschaften im Vordergrund. Nicht 
zuletzt geht es dabei um die Gestaltung der Rahmen-
bedingungen, unter denen Kinder in Heimen platziert 
wurden. Es soll hier nicht in extenso auf die Einzelbe-
funde dieser Studien eingegangen, sondern zusam-
menfassend auf vier Aspekte hingewiesen werden, 
die für die retrospektive Beurteilung von zentraler 
Bedeutung sind:
A Staatliche Aufsicht und Kontrolle: Übereinstim-
mend weisen die Studien auf die Vernachlässigung 
der staatlichen Kontrollfunktionen hin. Damit zeigt 
sich eine offensichtliche Parallele zum Pflegekin-
derwesen. In beiden Fällen hatte die Fragmentie-
rung der Zuständigkeiten (Heimleitung, Vormund-
schafts- und Armenbehörden, Vormünder) und die 
14  Beim Abschluss dieses Berichts war die Publikation des Berichts 
der Katholischen Kirchen Luzern noch ausstehend. Er konnte hier 
deshalb nicht mehr berücksichtigt werden.
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Einbindung privater Akteure eine Verzettelung der 
Aufsichtsfunktionen zur Folge. Hinzu kamen starke 
personelle Verflechtungen innerhalb des «Systems 
Heimerziehung», die das gegenseitige Zuschieben 
von Verantwortung förderten und die Fähigkeit zur 
Selbstkritik reduzierten. Für die betroffenen Kinder 
hatte dies zur Folge, dass sie sich mangels unab-
hängiger Bezugspersonen der Anstaltsleitung hilflos 
ausgeliefert sahen. Eine weitere Folge war die Baga-
tellisierung und Tabuisierung von Gewalt und sexu-
eller Übergriffe innerhalb der Anstalt (Akermann et 
al. 2012, 38).
B Bestrafungs- und Disziplinierungspraktiken: 
Ebenfalls deutlich machen die Studien, dass die 
stark asymmetrischen Machtstrukturen innerhalb 
der Anstalt die Entstehung einer subtilen Gewalt-
kultur begünstigen. Wie Befunde zu den «Kindern 
der Landstrasse» zeigen, wurde diese durch gesell-
schaftliche Stigmatisierung der eingewiesenen Kin-
der und ihrer Herkunftsfamilien zusätzlich verstärkt. 
Harte Körperstrafen waren zwar geächtet, galten 
aber bis in die Nachkriegszeit hinein als unerlässli-
ches Erziehungsmittel. Hinzu kamen Strafen wie Ein-
schliessungen oder Essens- und Zuneigungsentzug. 
Die Grenze zwischen berechtigten Zurechtweisun-
gen und gewalttätigen Strafexzessen blieben unter 
diesen Umständen oft fliessend (Expertenkommissi-
on Ingenbohl 2013: 60, 65, 74; Akermann et al. 2012: 
100).
C Arbeitszwang und berufliche Bildung: Die Studi-
en zeigen auch, dass harte Arbeit noch in den 1940er- 
und 1950er-Jahren den Heimalltag prägte. Kna-
ben wurden etwa in der Landwirtschaft, Mädchen 
im Haushalt beschäftigt. Sie trugen damit massge-
bend zur Subsistenz der chronisch unterfinanzierten 
Anstalten bei. Tägliche, wenn auch dem Alter ange-
passte Arbeit war als Bestandteil der Heimerziehung 
noch in den 1960er-Jahren weitherum anerkannt. 
Sie galt als wirksames Mittel, um Kinder aus prekä-
ren Familienverhältnissen auf ihre künftige Rolle als 
Familienvater oder als Mutter vorzubereiten. Schu-
lische Förderung und Freizeitaktivitäten waren dem-
gegenüber zweitrangig. Heimkinder wurden kaum je 
auf weiterführende Schulen oder Ausbildungsgänge 
vorbereitet. Ein wichtiger Befund betrifft auch in die-
sem Fall das Auseinanderklaffen von Anspruch und 
Realität. Denn faktisch verbesserten die Heime, die 
dem Kinder- und Jugendschutz verpflichtet waren, 
die sozialen Aufstiegschancen ihrer Zöglinge keines-
wegs (Akermann et al. 2012: 87).
D Materielle und personelle Ressourcen: Über-
einstimmend verweisen die Studien auf die prekä-
ren materiellen und personellen Rahmenbedingun-
gen (Personalknappheit, geringer Ausbildungsstand), 
unter denen selbst staatlich finanzierte Heime bis 
zur Reorganisation der Anstaltsfinanzierung in den 
1960er-Jahren hinein betrieben wurden. Dabei konn-
ten Kantone wie Luzern, die auf schlecht entlohn-
te katholische Schwesterorden zurückgriffen, über 
Jahrzehnte hinweg Unterhaltsbeiträge sparen. Die 
prekäre Finanz- und Personalsituation verstärkte den 
Druck zur Ausnutzung der Arbeitskraft der Heimkin-
der zusätzlich. Sie äusserte sich aber auch in der 
Überforderung und Überlastung des schlecht aus-
gebildeten Heimpersonals oder im Sparen bei Nah-
rung, Kleider und Ausstattung (Expertenkommissi-
on Ingenbohl 2013: 81; Akermann et al. 2012: 59). Von 
anderen Anstalten ist allerdings bekannt, dass sie 
über Jahrzehnte hinaus Überschüsse erwirtschaf-
teten (Furger 2008). Auch in diesem Fall ist also die 
grosse Variationsbreite der verschiedenen Konstel-
lationen im Auge zu behalten.
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5.4.3 Konzepte der Heimerziehung
Bereits eingehend erforscht worden ist die Konzepti-
on der Rettungs- und Erziehungsanstalt des 19. Jahr-
hunderts und ihre starke Prägung durch pietistisches 
Gedankengut (Hafner 2011; Hauss 1995;  Tuggener 
1987). Mit der Konzeption des Heims als Familienge-
meinschaft, die die natürliche Familie ersetzen soll, 
entstand ein Sozialisierungsmodell, das bis in die 
Gegenwart nachwirkt ( Niederberger /  Niederberger
-Bühler 1988). Zumindest vom Anspruch her bilde-
te dabei die persönliche Beziehung zwischen Erzie-
hungsperson und Kind eine zentrale Rolle. Demge-
genüber blieb die katholische Heimerziehung bis 
in die Nachkriegszeit hinein stärker dem Organisa-
tions- und Gemeinschaftsmodell des Klosters verhaf-
tet, bevor sich auch hier familienähnliche Struktu-
ren stärker durchzusetzen begannen (Ott /  Schnyder 
2008).
Dagegen bestehen kaum Studien, die den Wandel 
der Heimkonzeption und der Heimpädagogik vor dem 
Hintergrund des beschleunigten gesellschaftlichen 
Wandels nach 1945 untersuchen (zu Deutschland: 
Kuhlmann 2009; zu Frankreich: Capul 2010). Sind die 
Deutungs- und Argumentationsmuster im Bereich 
des Vormundschaftswesens gut aufgearbeitet, ist 
erst in Ansätzen bekannt, welche Vorstellungen von 
Kindheit und Aufwachsen, von Erziehung und Auto-
rität die Diskussion über die Heimpädagogik und die 
fürsorgerischen Praktiken in dieser Zeit bestimmten. 
Zu untersuchen bleiben insbesondere die Zusam-
menhänge zwischen der nach 1945 und erneut nach 
1970 stark zunehmenden öffentlichen Heimkritik und 
den einrichtungs- und fachinternen Methoden- und 
Richtungsdiskussionen. Dabei ist auch für diese Peri-
ode von einer grossen Vielfalt der (heil-) pädagogi-
schen Orientierungen auszugehen, wobei nebst kon-
fessionellen Faktoren auch einrichtungsspezifische 
Traditionen eine wichtige Rolle gespielt haben dürf-
ten.
Vergleichsweise gut untersucht worden ist die star-
ke Geschlechtsspezifität der Heimerziehung, wobei 
die Mädchenerziehung im Vordergrund stand. Die 
(geschlechtergetrennte) Heimerziehung wird von der 
Geschlechterforschung als Mittel verstanden, das 
gesellschaftliche «System der Zweigeschlechtlich-
keit» zu implementieren und die Geschlechtsidenti-
tät der Zöglinge zu stabilisieren. Anhand verschie-
dener Fallbeispiele wurde aufgezeigt, wie das domi-
nante Geschlechtermodell die Heime bis weit in die 
Nachkriegszeit hinein organisatorisch und personell 
prägte und sich – von den Akteurinnen und Akteuren 
weitgehend unreflektiert – unmittelbar auf die All-
tagsgestaltung, die pädagogische Konzeption und 
den Umgang mit Sexualität in den Heimen auswirkte 
(Willen 2004; Hochuli Freund 1999).
Im Zusammenhang mit den Untersuchungen zu den 
Luzerner Kinderheimen ist vor allem die katholische 
Heimerziehung in den 1940er- und 1950er-Jahren 
in den Blick gerückt. Dabei ist auf das Nebenein-
ander einer Pädagogik der christlichen Nächsten-
liebe und einer durch die Erbsündentheorie inspi-
rierten «Schwarzen Pädagogik» hingewiesen wor-
den, die sich in der Praxis nur schwerlich hätten zur 
Deckung bringen lassen. Solche double binds hät-
ten zwangsläufig zu widersprüchlichen Orientierun-
gen in der Praxis geführt und den bereits erwähnten 
«Erlaubnis- und Rechtfertigungsraum» für körperli-
che und seelische Misshandlungen erst geschaffen 
(Expertenkommission Ingenbohl 2013: 71; Akermann 
et al. 2012: 23).
5.4.4 Heimkritik und institutionelle Reformen
Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass die 
Heimerziehung als solche, aber auch die Zustände 
in einzelnen Einrichtungen zu keiner Zeit unbestrit-
ten waren. Die Forschung hat zudem gezeigt, dass 
es bereits im 19. Jahrhundert zu ersten «Anstalts-
skandalen» kam, wobei die Medien immer schon eine 
zentrale Rolle spielten. Die Geschichte der Heim- und 
Fremdplatzierung ist deshalb nicht von ihrer öffentli-
chen Kritik zu trennen.
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Zu Carl Albert Looslis Anstaltskritik sowie den 
«Anstaltsskandalen» in den 1940er-Jahren und ihrem 
medialen und politischen Umfeld liegen inzwischen 
mehrere, jedoch nur zum Teil publizierte Untersu-
chungen vor (Akermann et al. 2012: 28;  Spuhler 2012; 
Bühler 2009; Loosli 2006; Hürlimann 2000: 114). Der 
Skandal, der 1944 / 45 zur Schliessung der Erzie-
hungsanstalt Sonneberg (LU) führte, war 2010 
Gegenstand einer Ausstellung des Museums im Bell-
park in  Kriens.15 Bereits ikonischen Charakter haben 
die Fotoreportagen von Paul Surava (Text) und Paul 
Senn (Bild), die den Anstoss für die Untersuchung der 
Missstände gaben (Hirsch 1991). Nur rudimentär auf-
gearbeitet sind dagegen die folgenreiche Anstalts-
kritik der Nachkriegszeit und die Reformprozesse, 
die zu einer langfristigen Transformation des Heim-
sektors führen sollten. Deutlich zeigt sich in diesem 
Zusammenhang die Notwendigkeit, den Blick der 
Forschung über die Schwelle der 1960er-Jahre hin-
aus auszuweiten.
Oft wird davon ausgegangen, dass eine grundlegen-
de Problematisierung der Heimversorgung erst mit 
der «Heimkampagne» im Anschluss der 1968er-Be-
wegung einsetzte. Sie führte – so die verbreite-
te Annahme – schliesslich Mitte der 1970er-Jahre 
zur verstärkten Regulierung des Pflegekinderwe-
sens im Rahmen der PAVO. Genannt wird in diesem 
Zusammenhang immer wieder die 1970 vom Gottlieb- 
Duttweiler-Institut organisierte Tagung Erziehungs-
anstalten unter Beschuss, die fachliche Reflexions-
prozesse in Gang setzte, aber auch zu gewissen 
Polarisierungen führte (Schär 2008; Hafner 2011: 152; 
Akermann et al. 2012: 27). Untersuchungen zu einzel-
nen Anstalten und zur Professionalisierung der Aus-
bildungsgänge für Heimerzieher / innen zeigen aller-
dings, dass die Vorstellung einer klaren Zäsur kri-
tisch zu hinterfragen ist. Die Maison d’éducation 
de  Vennes bei Lausanne, die vor allem straffällige 
Minderjährige aufnahm, durchlief zum Beispiel eine 
Reformära, die bereits in den 1940er-Jahre einsetz-
15  Hinweise zur Ausstellung siehe unter folgender Website: www.bell-
park.ch. Es existiert kein Ausstellungskatalog.
te und erst Ende der 1960er-Jahre zum Abschluss 
kam. Interessant ist, dass die damals eingeleiteten 
Reformen die Problematik keineswegs entschärf-
ten. Mitte der 1970er-Jahre geriet die Einrichtung in 
 Vennes erneut ins Schussfeld der öffentlichen Kri-
tik, die zunächst eine autoritätskritische Stossrich-
tung aufwies, später aber von bürgerlicher Seite 
unter andern Vorzeichen wieder aufgenommen wur-
de. Der zunehmende politische Druck und Budget-
kürzungen führten schliesslich zur Umfunktionierung 
der Einrichtung (Heller 2012). Offen ist, inwieweit die 
Erkenntnisse aus solchen Fallstudien generalisiert 
werden können. Zu untersuchen bleibt insbesonde-
re, wie die verschiedenen Kritik- und Reformwel-
len strukturell und regional zusammenhingen und 
welches ihre jeweiligen Triebkräfte und Promoto-
ren waren. Ebenfalls erst ansatzweise bekannt sind 
die politischen Prozesse und Kontexte, die schliess-
lich in den 1970er-Jahren zur gesetzlichen Neuord-
nung des Pflegekinderwesens geführt haben (Zat-
ti 2005: 17).
5.4.5 Exkurs: Heime für Kinder mit Behinderun-
gen
Die aktuelle Debatte über die Fremd- und Heimplat-
zierungen bezieht sich in erster Linie auf Kinder, die 
im zeitgenössischen Sprachgebrauch als «verwahr-
lost» oder «schwererziehbar» taxiert und / oder von 
der Fürsorge unterstützt wurden. Weniger Beach-
tung haben in der öffentlichen Debatte, aber auch 
in der Forschung dagegen die Situation und die Ent-
wicklung der Heime für Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen gefunden. Dies hängt nicht zuletzt 
damit zusammen, dass die Menschen mit Behinde-
rungen, ihre Organisationen sowie die Behinder-
ten-Fachhilfe (Heilpädagogik, Fachverbände etc.) in 
der schweizerischen Historiographie bis heute ein 
Randdasein führen (Mo-Costabella 2013; Kaba 2007; 
Germann et al. 2006; Wolfisberg 2002).
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Bekannt sind auch in diesem Fall die allgemeinen 
Entwicklungslinien: parallel zu den ersten Rettungs-
anstalten entstanden meist auf privater Basis Anstal-
ten für taubstumme, respektive gehörlose und hör-
behinderte sowie blinde Kinder (und Erwachsene). 
Mit den Anstaltsgründungen einher ging die Entwick-
lung spezifischer pädagogischer Ansätze, zum Bei-
spiel der Unterricht der Gebärdensprache oder die 
lautsprachliche Erziehung von Gehörlosen (Gebhard 
2007). In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
folgten Anstalten für geistig behinderte Kinder. Viele 
Anstalten für körperlich behinderte Kinder entstan-
den dagegen erst im ersten Drittel des 20. Jahrhun-
derts (Wolfisberg 2002). Ebenfalls in die 1920er- und 
1930er-Jahre fiel ein wichtiger Verfachlichungs- und 
Professionalisierungsschub der Heilpädagogik. Es 
kam zu Verbands-, Instituts- und Lehrstuhlgründun-
gen sowie zu einer verstärkten Zusammenarbeit mit 
Nachbarsdisziplinen wie der Psychiatrie, wobei auch 
in diesem Fall konfessionell getrennte Entwicklungs-
pfade eingeschlagen wurden (Wolfisberg 2002).
Es liegen nur wenige Untersuchungen zur Erziehungs-
praxis in Einrichtungen für Kinder mit Behinderungen 
vor. Nebst einrichtungsspezifischen Aspekten (Grün-
dungsprozess, Trägerschaft, Zielsetzung etc.) genau-
er untersucht worden ist insbesondere das Konzept 
der nachgehenden Fürsorge, das auf die wirtschaft-
liche Eingliederung von Menschen mit Behinderun-
gen abzielte (Sax 2006), sowie die Bedeutung der 
IV für die finanzielle Konsolidierung und den Aus-
bau der Einrichtungen ab den 1960er-Jahren (Rasel-
li 2010; Furger 2005). Ebenfalls wurde darauf hinge-
wiesen, dass im Fall der geistig behinderten Kinder 
oft erst die Mobilisierung und das Engagement der 
betroffenen Eltern zur finanziellen Besserstellung 
und Professionalisierung der oft privat oder genos-
senschaftliche getragenen Einrichtungen führten 
( Mo-Costabella 2013).
Im Fall von Kindern mit Behinderungen ist die 
Zwangsproblematik differenziert zu betrachten. Auf-
grund des heutigen Kenntnisstands ist zu vermuten, 
dass ein Grossteil der behinderten Kinder durch 
ihre eigenen Eltern in Heimen platziert wurden. Im 
Vordergrund dürften dabei Integrationsprobleme 
der Volksschule, zum Teil auch die Entlastung der 
betroffenen Familien von Pflegeaufgaben gestanden 
haben. Solche Platzierungsentscheide waren aller-
dingst stark durch die Möglichkeiten geprägt, die die 
öffentliche Schule Kindern mit Behinderungen bot. 
Wie die heutige Debatte um die integrative Schu-
lung zeigt, hängen die Lebens- und Bildungschan-
cen von Menschen mit Behinderungen stark von den 
Ressourcen ab, die Staat und Gesellschaft für eine 
erfolgreiche Integration aufzuwenden bereit sind. In 
diesem Zusammenhang ist ebenfalls nach dem Stel-
lenwert von Anpassungszwängen in der heilpädago-
gischen Praxis zu fragen – eine Problematik, die zum 
Beispiel für gehörlose Menschen, die lautsprach-
lich erzogen worden sind, von grosser Bedeutung ist. 
Noch kaum diskutiert worden ist schliesslich die Fra-
ge, inwieweit Heimkinder mit Behinderungen in der 
Vergangenheit von sexuellem Missbrauch betroffen 
waren. Die entsprechenden Diskussionen beschrän-
ken sich meist auf die Gegenwart.
5.5   Die Fremdplatzierung von Kindern 
und Jugendlichen als Bestandteil 
der schweizerischen  Fürsorge- und 
 Sozialpolitik
Neuere Forschungsarbeiten situieren die Fremd-
platzierungsproblematik übereinstimmend im Kon-
text der Entwicklung der kantonalen und kommuna-
len Fürsorge- und Sozialpolitik. In der Tat stellten die-
se Bereiche die zentralen Handlungsfelder dar, auf 
denen die politischen Instanzen auf Armut und ande-
re sozialen Krisenerscheinungen reagierten (u Kapi-
tel 5.1, S. 23). Von wenigen Ausnahmen abgesehen 
fällt die Gründung von Sozialwerken, die Leistungen 
unabhängig von der individuellen Bedürftigkeit vor-
sahen, in die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg. Die 
AHV wurde 1948 und die IV 1960 eingeführt.
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Die Forschungsanstrengungen auf dem Gebiet der 
Fürsorgepolitik haben sich seit den 1990er-Jah-
ren beträchtlich intensiviert. Wichtige Anstösse 
dazu gingen von der Aufarbeitung des Hilfswerks 
für die Kinder der Landstrasse und dem Nationa-
len Forschungsprogramm 51 Integration und Aus-
schluss (NFP 51, Laufzeit: 2003 – 2008) aus (Grunder 
2009; Conrad / Mandach 2008). Inzwischen liegen vor 
allem für die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts zahl-
reiche Fallstudien vor. Eine synthetische Darstellung, 
die die Interdependenzen zwischen den einzelnen 
Handlungsfeldern, aber auch übergreifende Entwick-
lungsmuster erkennbar macht und theoretisch ein-
ordnet, liegt jedoch noch nicht vor.
Forschungsbezüge und Zusammenhänge zur Fremd-
platzierungen bestehen auf verschiedenen  Ebenen, 
die in diesem Kapitel näher erläutert werden: die 
Ratio nalisierung der Jugendfürsorge (u Kapitel 5.5.1, 
S.  41), die wachsende Präsenz medizinischer Ex-
perten (u Kapitel  5.5.3, S.  45), die Bedeutung der 
Aktenführung in Fürsorge und Vormundschaft 
(u Kapitel  5.5.5, S.  47) und die Tendenzen zur Ver-
fachlichung und Professionalisierung der Sozialen 
Arbeit (u Kapitel  5.5.6, S.  48). Dazwischen einge-
schoben sind zwei Exkurse zu Problemfeldern, die in 
der heutigen Diskussion, teilweise aber auch funk-
tional mit der Fremdplatzierung von Minderjähri-
gen verbunden sind: administrative Versorgungen 
(u Kapitel  5.5.2, S.  44) und die Sterilisationsprob-
lematik (u Kapitel 5.5.4, S. 46).
5.5.1 Fremdplatzierungen und die Rationalisie-
rung der Jugendfürsorge
In den letzten Jahren sind mehrere Fallstudien zu 
den Professionalisierungsprozessen und verwal-
tungsorganisatorischen Anpassungen entstanden, 
die – im Einklang mit den Kinderschutzbestimmun-
gen des ZGB (u Kapitel  5.2, S.  25) – um 1900 eine 
nachhaltige Modernisierung der Jugendfürsorge 
und des Vormundschaftswesens einleiteten. Ergeb-
nis dieser Transformationen, die von den grösseren 
Städten ausgingen und zum Teil erst nach 1945 auch 
ländliche Gebiete erfassten, war eine zunehmende 
Präventionsorientierung und Individualisierung der 
Fürsorge. Die Palette der Massnahmen, mit denen 
die Behörden Armut und soziale Marginalisierungen 
bekämpfen wollten, reichte dabei von der individuel-
len Unterstützung, über Kontrolle und Überwachung 
bis zu Entmündigungen, Eheverboten, Familienauf-
lösungen und Anstaltsunterbringungen. Die neue-
re Forschung ist sich einig, dass die Wirkungen die-
ser Rationalisierungs- und Professionalisierungs-
prozesse aus heutiger Sicht hochgradig ambivalent 
sind. In der Tat ging der Ausbau der staatlichen Ein-
griffsfürsorge mit einem überaus hohen gesellschaft-
lichen Konformitäts- Normalitätsdruck einher. Bei-
des zusammen hatte eine Rigidität und Intransigenz 
des behördlichen Handelns zur Folge, die viele Für-
sorge- und Kinderschutzmassnahmen heute als 
repressiv und unverhältnismässig erscheinen lassen.
Im Fokus der bisherigen Forschung steht die Tätig-
keit der Vormundschafts- und Fürsorgebehörden, die 
als wichtige Vermittlungsinstanzen bei der Imple-
mentierung eines präventiv und interventionistisch 
ausgerichteten Fürsorgeverständnisses anzusehen 
sind. Auch bei Platzierungsentscheiden und andern 
Jugendschutzmassnahmen kamen ihnen wichtige 
Zuweisungs-, Triage- und Aufsichtsfunktionen zu. In 
der Tat gehörten die Einrichtung von Amtsvormund-
schaften mit angegliederten Inspektionsdiensten, 
Jugendämtern und Beobachtungsstationen sowie 
eine engmaschigere Kooperation zwischen Justiz-, 
Vormundschafts- und Fürsorgebehörden, Psychiat-
rie und Schulwesen zu den Schlüsselkonzepten einer 
rationalisierten Jugendfürsorge (Droux / Ruchat 2012; 
Hauss / Ziegler 2010; Tabin et al. 2008; Droux / Ruchat 
2007; Sutter et al. 2008; Schnegg 2007; Sutter 2007; 
Wilhelm 2005; Huonker 2003; Eldevik 2000; Ramsauer 
2000). Ebenfalls dazu gehörte der Aufbau von speziel-
len Jugendgerichtsinstanzen, wobei auch in diesem 
Fall die Kantone auf unterschiedliche Organisati-
onsformen zurückgriffen (Droux 2013; Hauss /  Ziegler 
2010: 129; Germann 2010).
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Exemplarisch ist das Ineinandergreifen der damit 
verbundenen Verrechtlichungs-, Bürokratisierungs-, 
Verwissenschaftlichungs- und Disziplinierungspro-
zessen am Beispiel der Stadtzürcher Jugendfürsor-
ge untersucht worden, die stark durch das Staats- 
und Interventionsverständnis der sozialdemokrati-
schen Stadtregierung geprägt war. Aufgezeigt wurde 
dabei, dass behördliches Handeln nicht nur im Sinn 
der intendierten Rationalisierungsmassnahmen zu 
verstehen ist, sondern auch durch bürokratische 
Eigendynamiken und die Persistenz eines moralisie-
renden Blicks auf die Lebensverhältnisse der städ-
tischen Unterschichten bestimmt wurde. So eigne-
te sich die Amtsvormundschaft in Zürich mit der Zeit 
Kontroll- und Abklärungskompetenzen an, die über 
das Betreuen der zugewiesenen Mündel hinausging. 
Die Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklich-
keit, die die Zürcher Jugendfürsorgepraxis durch-
zog, lässt sich demnach als Folge von strukturellen 
Antinomien und «Ungleichzeitigkeiten» interpretie-
ren. Allerdings gelang es, so ein weiterer Befund, 
den von Kindswegnahmen betroffenen Eltern, in der 
Interaktiven mit Fürsorgerinnen und Amtsvormün-
dern durchaus ein gewisses Mass an Handlungs-
autonomie zu bewahren. Die Handlungskompetenz 
(Agency) der Betroffenen ist deshalb ein wichtiger 
Faktor (Ramsauer 2000). 
Vergleichende Untersuchungen haben die Entwick-
lungstendenzen der fürsorgerischen Praxis, die in 
der Zürcher Studie herausgearbeitet worden sind, im 
Wesentlichen bestätigt. Zugleich zeigen sie, dass die 
programmatischen Ansätze der Jugendfürsorgebe-
wegung regional unterschiedlich in die Praxis umge-
setzt wurden. Die Befunde zum «Zürcher Modell» 
können also keineswegs fraglos auf andere Kontex-
te übertragen werden. Wie Untersuchungen zu den 
Städten St. Gallen und Bern zeigen, ist von einem 
deutlichen Professionalisierungsgefälle zwischen 
Gross- und Kleinstädten und zwischen Stadt und 
Land auszugehen (Hauss et al. 2012; Hauss / Ziegler 
2010; zur Zürcher Landschaft: Huonker 2006). Eben-
falls von Region zu Region unterschiedlich ausge-
prägt dürfte die Einbindung privat getragener Organi-
sationen gewesen sein. Die Delegation von Vermitt-
lungs- und Aufsichtsfunktionen an lokale Kinder- und 
Frauenschutzvereinigungen oder an konfessionel-
le Vereinigungen wie das Seraphische Liebeswerk 
sind bisher erst in Ansätzen untersucht worden 
( Schneider 2010; Galle / Meier 2009; Wartburg 2005).
Obwohl inzwischen einige Fallstudien vorliegen, ist 
erst in Ansätzen bekannt, wie sich die erwähnten Ins-
titutionalisierungs- und Professionalisierungsschübe 
langfristig auf die Entwicklung der Fremdplatzierun-
gen von Kindern und Jugendlichen auswirkten und 
inwieweit es dabei zu regional unterschiedlichen 
Ausprägungen kam. Immerhin ist ersichtlich, dass 
die Zahl der Kinderschutzfälle nach dem Inkrafttre-
ten des ZGB und erneut in der Wirtschaftskrise der 
1930er-Jahre deutlich zunahm. Ab 1940 dürften die 
Zahlen dann leicht zurückgegangen respektive sta-
bil geblieben sein (Hauss et al. 2012: 118; Ramsauer 
2000: 210). Für die Nachkriegszeit liegen bisher kei-
ne verlässlichen Angaben vor (als Fallstudien: Moser 
2006; Finsterwald 2005). Offen ist insbesondere, ab 
welchem Zeitpunkt und in welchem Ausmass sich 
die für Zürich und andere Städte belegte, stark dis-
ziplinierende Praxis nach 1945 verändert hat. Wie im 
Heimbereich stellt sich hier die Frage, inwiefern der 
Paradigmawechsel, der seit den 1950er-Jahren in 
der Fürsorgediskussion feststellbar ist (Matter 2010), 
zu einer Verstärkung partizipativer Momente und zu 
einer Neubewertung der herkömmlichen Platzie-
rungspraktiken führte. Bisher überhaupt nicht unter-
sucht worden sind auch die Umstände, unter denen 
Mütter ihre Kinder zur Adoption frei gaben, sowie das 
Verhältnis von Fremdplatzierungen und Adoptionen.
Aufgrund der bisherigen Forschungsarbeiten lassen 
sich verschiedene Interpretationsansätze feststel-
len, die zumindest latent in Konflikt zueinander ste-
hen. Vor allem Untersuchungen, die in der Traditi-
on der deutschen und angelsächsischen Sozialge-
schichtsschreibung stehen, haben – wie erwähnt 
– auf die grundlegende Ambivalenz von Rationalisie-
rungsprozessen im Bereich der staatlichen Zwangs-
fürsorge hingewiesen (Wilhelm 2005; Ramsauer 
2000). Der zunehmende Eingriff in die Rechte von 
Eltern und Kindern, der durch die Verrechtlichung 
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und Reorganisationen des Vormundschafts- und Für-
sorgewesens möglich wurde, steht dabei im Zent-
rum. Aus der historischen Perspektive wird die ein-
seitige Berücksichtigung kollektiver, faktisch jedoch 
von den Behörden vermittelten Interessen auf Kos-
ten der Autonomie und der Partizipation der Betrof-
fenen kritisch reflektiert. Bürokratisierungs- und Pro-
fessionalisierungsprozesse im Bereich der Fürsorge 
erscheinen dabei als grundsätzlich problematisch, 
und es wird die Unabdingbarkeit der Abwägung 
unterschiedlicher Interessen und Bedürfnisse unter-
strichen. Demgegenüber betonen Untersuchungen, 
welche die Perspektive der Betroffenen stärker in 
den Vordergrund stellen, gerade die Rückständig-
keit und mangelnde Professionalität der Jugendfür-
sorge. Dies betrifft – wie weiter oben erwähnt – ins-
besondere die Aufsicht über Pflege- und Heimkinder, 
die in vielen Kantonen erst in der Nachkriegszeit ver-
bessert wurde und mit der PAVO eine gesamtschwei-
zerische Regelung fand, aber auch die mangelhaf-
te finanzielle Ausstattung vieler Heimeinrichtun-
gen und die Übertragung von Betreuungsaufgaben 
an ungenügend ausgebildetes und bezahltes Perso-
nal (u Kapitel  5.3, S.  27 und u Kapitel 5.4, S. 33). 
Missstände im Zusammenhang mit Fremdplatzierun-
gen werden dabei weniger als Folge eines Übermas-
ses an staatlicher Intervention, sondern als Ergeb-
nis der Vernachlässigung staatlicher Aufsichts- und 
Regulierungspflichten angesehen.
Ein dritter, vor allem in der französischsprachigen 
Geschichtsschreibung verbreiteter Ansatz, kritisiert 
die Vorstellung einer Eingriffsfürsorge, die die betrof-
fenen Familien als Opfer einer etatistischen police 
des familles (Jacques Donzelot) erscheinen lässt. 
Er insistiert auf die Fähigkeit von Familien aus der 
Unterschicht, die Netzwerke staatlicher Behörden 
und privater Wohltätigkeitsorganisationen für ihre 
eigenen Strategien zur Anpassung an das städtische 
und industrielle Umfeld zu nutzen. Diese «Nachfrage» 
nach staatlicher Unterstützung, konnte, indem sie 
eine Allianz mit den Präventionsabsichten der staatli-
chen Sozialpolitik einging, die behördliche Wahrneh-
mung betroffener Eltern nachhaltig verbessern. So 
lässt sich in Genf Ende der 1930er-Jahre eine verän-
derte Zielsetzung der Kinderschutzbehörden ausma-
chen. Vor dem Hintergrund der landesweit Auftrieb 
erhaltenden Familienideologie galt es nun nicht mehr, 
«verwahrloste» Kinder aus ihren Familien zu entfer-
nen, sondern eine dauerhafte Fremdplatzierung zu 
vermeiden und die betroffenen Familien nach Mög-
lichkeit in ihren Erziehungsaufgaben zu unterstützen 
(Droux / Ruchat 2012).
Weitere Forschungsanstrengungen werden zeigen 
müssen, inwieweit diese gegenläufigen Interpreta-
tionen bereichs- oder geografisch unterschiedlich 
gelagerte Problemlagen widerspiegeln oder ob sie 
sich allenfalls mittels eines übergeordneten Inter-
pretationsmusters verbinden lassen.
Einigkeit besteht in der Forschung, dass die ver-
gleichsweise frühe Modernisierung der Jugend-
fürsorge eine Modell- und Schrittmacherfunktion 
für die weitere Ausdifferenzierung des Vormund-
schaftswesens und der Erwachsenenfürsorge hatte 
(Hauss et al. 2012: 139). Dabei zeigen sich vergleich-
bare, wenn auch zeitlich versetzte Entwicklungen. 
So erweiterte das ZGB die Gründe, die eine Bevor-
mundung Erwachsener erlaubten, und bewirkte, da 
es in gewissen Fällen eine ärztliche Begutachtung 
vorschrieb, eine Psychiatrisierung des Vormund-
schaftswesens (Bernet 2007). Ebenfalls ermöglich-
te es den Vormundschaftsbehörden, bevormundete 
Personen in Einrichtungen einzuweisen. Die hatte zur 
Folge, dass die Zahl der bevormundeten Erwachse-
nen nach Inkrafttreten des ZGB vor allem in den grö-
sseren Städten deutlich zunahm. Dieser Trend hielt 
bis in die 1950er-Jahre an (Hauss et al. 2012: 110). 
Funktional eng mit vormundschaftlichen und fürsor-
gerischen Interventionen verbunden war zudem die 
Praxis der administrativen Versorgung, die von den 
meisten Kantonen im Laufe des 20. Jahrhunderts 
stark ausgebaut wurde. Sie erlaubte es, sozial auffäl-
ligen Personen die Freizeit zu entziehen, auch wenn 
diese weder bevormundet noch gerichtlich verurteilt 
waren (u Kapitel 5.5.2, S. 44).
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5.5.2 Exkurs: Administrativrechtliche Versor-
gungen
Die administrative Versorgung war Mitte des 19. 
Jahrhunderts als Mittel der Armenpolizei geschaf-
fen worden. Ziel war es, den Missbrauch von Unter-
stützungsgeldern zu verhindern sowie «liederliche» 
und «arbeitsscheue» Männer und Frauen zur Arbeit 
zu erziehen und vor dem Abdriften in die Kriminalität 
zu bewahren. Im Gegensatz zu strafrechtlichen Sank-
tionen, die einen richterlichen Schuldspruch voraus-
setzten, wurden administrative Versorgungen meist 
durch die kantonalen Regierungen ausgesprochen, 
wobei keine oder nur beschränkte Rechtsmittel zur 
Verfügung standen. Rechtssystematisch nicht unter 
den Begriff der administrativen Versorgung fallen 
Anstaltsversorgungen aufgrund vormundschafts-
rechtlicher Bestimmungen (Art. 406 und 421 ZGB). 
Zum einen handelt es sich dabei um bundesrecht-
liche Normen, zum andern sind in diesem Fall die 
Möglichkeit eines Rekurses vorgesehen (Art. 420 
ZGB). Die kantonale Rekursinstanz musste jedoch 
nicht zwingend eine richterliche Behörde sein. In der 
Praxis lag es jedoch oft im Ermessen der Behörden, 
ob sie den Weg einer administrativ- oder einer vor-
mundschaftlichen Versorgung einschlagen wollten 
( Bossart 1965: 26).
Eine Untersuchung zur Versorgungspraxis im Kan-
ton Thurgau im späten 19. und frühen 20. Jahrhun-
dert zeigt, dass die Kantons- und Gemeindebehörden 
ihre Disziplinierungsbefugnisse gegenüber armenge-
nössigen Personen überaus flexibel nutzten, wobei 
– ähnlich wie im Fall der Versorgung von Kindern – die 
finanzielle Stabilisierung der Haushalts- und Famili-
enverhältnisse oft massgebend war (Lippuner 2005). 
Bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts erfuhr diese 
Eingriffsfürsorge eine stetige Ausweitung. Gemäss 
den kantonalen Versorgungsgesetzen, die nun nach 
und nach erlassen oder revidiert wurden, konnte 
eine ganze Bandbreite von «lästigen» und «gefähr-
lichen» Personengruppen auf faktisch unbestimmte 
Zeit in Anstalten versorgt werden, wobei die Anwen-
dungsvoraussetzungen bewusst unbestimmt formu-
liert blieben. Dazu gehörten – je nach Kanton – auch 
die Einweisung von Alkoholikern und geisteskran-
ken Personen. Bis zum Inkrafttreten des schweizeri-
schen Strafgesetzbuches erfassten einzelne Erlas-
se auch strafrechtliche Sanktionen, etwa die Ver-
wahrung von Rückfälligen (Rietmann 2013; Collaud 
2013; Badran 2012; Hauss et al. 2012: 69; Rossier 2010; 
 Germann 2007; Rietmann 2006; Germann 2004). 
Administrative Versorgungen hatten lang eine stark 
kriminalpolitische Dimension, obwohl sie selbst nicht 
Teil des Strafrechts waren.16 Noch in den 1950er-Jah-
ren wurden solche Freiheitsentziehungen damit 
gerechtfertigt, dass Männer, denen man «Liederlich-
keit» und «Arbeitsscheu» attestierte, auf die Bahn 
des Verbrechens zu geraten drohten. Bei Frauen, 
denen die Behörden einen «lasterhaften Lebens-
wandel» unterstellten, wurde dagegen die Gefahr 
angeführt, in die Prostitution abzudriften. Diesbe-
züglich zeigen sich ähnlich geschlechtsspezifische 
Begründungsmuster, die auch die Versorgung jün-
gerer Frauen in Erziehungsanstalten rechtfertigten 
(Strebel 2010: 28, 31; Rietmann 2004: 40). Bezüglich 
des Vollzugs kam es auch nach der Einführung des 
schweizerischen Strafgesetzbuchs zu Überschnei-
dungen. So wurden straf-, administrativ- und vor-
mundschaftsrechtliche Versorgungen oft in ein und 
derselben Einrichtung vorgenommen (Strebel 2010; 
Huonker / Niederhauser 2008: 152; Huonker et al. 
2003). In den Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit 
gelangt ist in diesem Zusammenhang vor allem die 
Strafanstalt Hindelbank, in der bis 1980 – mangels 
alternativer Unterbringungsmöglichkeiten – adminis-
trativ und zivilrechtlich versorgte und zum Teil min-
derjährige Frauen zusammen mit verurteilten Straftä-
terinnen eingesperrt wurden (EKF 2010; Strebel 2010).
Aufgrund der vorhandenen Daten ist davon auszuge-
hen, dass die Zahl der administrativ versorgten Per-
sonen zwischen der Wirtschaftskrise der 1930er-Jah-
re und den 1950er-Jahren einen Höhepunkt erreichte. 
Erst danach setzte ein Rückgang ein (Collaud 2013; 
16  Nach dem Strafgesetzbuch von 1937 galten «Liederlichkeit» und 
«Arbeitsscheu» ebenfalls als Voraussetzung für strafrechtliche 
Massnahmen (Art. 42 und 43 StGB). Deren Anwendung setzte jedoch 
die Begehung einer Straftat und ein richterliches Urteil voraus.
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Badran 2012: 59; Huonker / Niederhauser 2008: 151; 
Rietmann 2004: 319). Es ist allerdings auch denkbar, 
dass der Einstellungswandel bezüglich Freizeitver-
halten, Geschlechterrollen und Sexualität, der in den 
1960er-Jahren spürbar wurde, die behördlichen Prä-
ventionsbedürfnisse in Einzelfällen sogar eher noch 
verstärkten. Dies würde es zumindest erklären, wes-
halb noch in den 1970er-Jahren aufmüpfige Jugend-
liche und neue Randgruppen administrativ versorgt 
wurden (Strebel 2010).
Die administrative Versorgung geriet seit der Zwi-
schenkriegszeit verschiedentlich unter Kritik 
( Rietmann 2004: 41). Die Kritik an der mangelnden 
Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens erreichte aller-
dings erst unter dem Eindruck der antiautoritären 
Institutionskritik nach 1968 und unter dem Druck zur 
Ratifizierung der Europäischen Menschenrechts-
konvention die kritische Schwelle. 1981 ersetzte das 
Institut der Fürsorgerischen Freiheitsentziehung (Art. 
397a ZGB), die deutlich restriktiver gefasst und der 
richterlichen Überprüfung zugänglich war, schliess-
lich die kantonalen Versorgungsgesetze.
5.5.3 Präsenz und Macht der Experten: Medizin, 
Psychiatrie und Fürsorge
Verschiedene Studien haben auf die zunehmende 
Präsenz von Experten, insbesondere von Ärzten und 
Psychiatern, im Fürsorgebereich und ihre Wirkung 
auf den Umgang mit Klientinnen und Klienten hin-
gewiesen. Inder Tat bildete eine engere Kooperati-
on zwischen Amtsvormündern, Fürsorgerinnen und 
wissenschaftlich legitimierten Experten eine wichti-
ge Voraussetzung für die Modernisierung des Vor-
mundschaftswesens und der Jugendfürsorge. Sol-
che Verwissenschaftlichungs- und Medikalisie-
rungstendenzen, die durch das Kinderschutz- und 
Vormundschaftsrecht des ZGB und die Entwicklun-
gen im Jugendstrafrecht verstärkt wurden, gingen 
ebenfalls von den grossen Städten aus.
Wie verschiedene Studien gezeigt haben, bekamen 
in diesem Rahmen vor allem psychiatrische, teilwei-
se auch heilpädagogische Experten eine wachsende 
Bedeutung. Bereits in der Zwischenkriegszeit hatte 
sich die Psychiatrie auch im Vormundschaftswesen 
als Begutachtungsinstanz etabliert. Eine wichtige 
Rolle spielten dabei die psychiatrischen Polikliniken, 
die ab 1913 in den grösseren Städten entstanden 
und auch ambulante Begutachtungen und Behand-
lungen erlaubten. Sie wurden ergänzt durch regel-
mässige Besuche und psychiatrische Sprechstun-
den in geschlossenen Einrichtungen. Bereits vor dem 
 Ersten Weltkrieg entstanden zudem in Verbindung 
mit bestehenden psychiatrischen Einrichtungen, zum 
Teil aber auch auf privater Basis, spezielle Kliniken 
und Beobachtungsstationen für Kinder und Jugend-
liche. Eine Vorreiterrolle spielte Genf, wo 1913 das 
privat getragene Institut Jean-Jacques Rousseau 
eröffnet wurde. 1930 entstand zusätzlich ein staat-
licher Beobachtungsdienst (Droux / Ruchat 2012; 
Hofstetter 2010; Ruchat 2009; Droux / Ruchat 2007: 23; 
Ruchat 2003a; Avvanzino 1993: 135). Der Zürcher Uni-
versitätsklinik Burghölzli wurde 1923 das Kinderhaus 
 Stephansburg angegliedert, zudem richtete die Stif-
tung Pro  Juventute in enger Verbindung mit dem Heil-
pädagogischen Seminar der Universität eine Beob-
achtungsstation ein (Huonker 2003; Ramsauer 2000: 
240). Im Kanton Wallis entstand 1930 ein ambulanter 
Service médico-pédagogigque, der mit Schulen und 
Kinderheimen zusammenarbeitete (Fussinger 2003; 
Praz 1985). Im Kanton Waadt führte erst die Einfüh-
rung des Strafgesetzbuches zur Schaffung eines ähn-
lichen Dienstes, wobei stationäre Begutachtungen 
an die Maison d’éducation de Vennes ausgelagert 
wurden, die auch die Funktion einer Beobachtungs-
station wahrnahm (Heller 2012: 72; Avvanzino 1993: 
139). Aufgrund des rasanten Ausbaus des Begutach-
tungs- und Therapieangebots für Minderjährige ist 
davon auszugehen, dass psychiatrische und pädia-
trische Gutachten auch bei Kinderschutzmassnah-
men und Platzierungsentscheiden eine zunehmend 
wichtigere Rolle spielten ( Ramsauer 2000: 220). Beim 
derzeitigen Stand der Forschung bleibt allerdings 
offen, in welchem Ausmass dies der Fall war.
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Erst ansatzweise erforscht sind die Wirkungen sol-
cher Medikalisierungstendenzen. Die vorliegenden 
Befunde weisen jedoch eindeutig darauf hin, dass 
der rechtlich-administrative Scharnierbegriff der 
«Verwahrlosung» seit den 1920er-Jahren zuneh-
mend mit medizinischen, insbesondere mit psycho-
pathologischen Zuschreibungen überformt wur-
de. Je nach Fall und medizinischem Zugang wurden 
Erziehungsschwierigkeiten und Verhaltensauffällig-
keiten, die Anlass zu einer behördlichen Interven-
tion gaben, als Folge einer «erblichen Belastung», 
einer «inneren Haltlosigkeit», aber auch als Anzei-
chen erhöhter Suggestibilität oder einer hormonel-
len Entwicklungsstörung gedeutet. Entsprechend 
erhöhte sich der Bedarf nach kinderpsychiatrisch 
ausgebildeten Experten und den entsprechenden 
Untersuchungsverfahren (Droux / Kaba 2006). Das 
Strafgesetzbuch von 1937 (Art. 90) sah schliesslich 
sogar explizit vor, dass die Behörden nicht nur die 
Erziehungs- und Lebensverhältnisse, sondern auch 
den körperlichen und geistigen Zustand von fehl-
baren Kinder und Jugendlichen abzuklären hatten. 
Zu untersuchen bleibt, welche Auswirkungen sol-
che medizinisch-juristischen Erfassungslogiken auf 
einzelne Fallverläufe und die weiteren Lebensläu-
fe der betroffenen Kinder und Jugendlichen hatten. 
In diesen Kontext gehören auch die jüngst bekannt 
gewordenen Vorfälle im Erziehungsheim des Klos-
ters Fischingen, bei denen in den 1970er-Jahren 
in Zusammenarbeit mit der Psychiatrischen Klinik 
Münsterlingen psychopharmazeutische Wirkstoffe 
an Heimkindern getestet wurden (Tagesanzeiger, 20. 
November 2012 und 21. Januar 2013; zum weiteren 
Kontext:  Brandenberger 2012).17 Auch dabei ist die 
Ambivalenz solcher Massnahmen im Auge zu behal-
ten. Medizinisch-psychiatrische Massnahmen öff-
neten zwar den Weg zu spezifischen Hilfsangeboten, 
damit verbunden konnte aber auch eine lebenslange 
Stigmatisierung der Betroffenen sein.
17  Das Kloster Fischingen hat inzwischen eine Untersuchung zur Klä-
rung der erhobenen Vorwürfe in Auftrag gegeben. Beauftragt wur-
de die Beratungsstelle für Landesgeschichte AG in Zug (Dr.  Thomas 
Meier). Bei Abschluss dieses Berichts war diese Untersuchung 
noch am Laufen.
5.5.4 Exkurs: Sterilisationen in Fürsorge und 
Psychiatrie
Bereits zu Beginn der 1990er-Jahre wiesen For-
schende darauf hin, dass im Kontext des Vormund-
schafts- und Fürsorgewesens seit der Zwischen-
kriegszeit eine grössere Zahl von Sterilisationen vor-
genommen worden sei. Angesichts des bekannten 
Engagements führender Schweizer Psychiater für 
eine eugenisch motivierte Geburtenkontrolle lag die 
Vermutung nahe, dass ein Grossteil dieser Eingriffe, 
die in erster Linie Frauen betrafen, zum Zweck der 
Verhütung «erblich belasteter» Kinder und gegen den 
Willen der Betroffenen durchgeführt wurde. Auch 
fiskalische Motive und Bestrebungen zu einer staatli-
chen Kontrolle der Sexualität von Frauen wurden ver-
mutet (zum Beispiel Huonker 2003; Ramsauer 2000; 
Wecker 1998;  Gossenreiter 1992). Als interpretations-
bedürftig erwies sich ebenfalls der Umstand, dass in 
der Schweiz nur der Kanton Waadt eine gesetzliche 
Regelung der Sterilisation kannte (Gesetz von 1928). 
In einigen weiteren Kantonen bestanden zumindest 
behördliche Richtlinien (Kanton Bern 1931) oder ärzt-
liche Standesregeln (Kanton Basel-Stadt 1937), die 
allerdings am Prinzip der (formalen) Freiwilligkeit 
des Eingriffs festhielten. Zu einer gesamtschwei-
zerischen Regelung, etwa im Rahmen des Strafge-
setzbuches, kam es dagegen nie. Dagegen kannte 
das ZGB ein Heiratsverbot für geisteskranke Part-
ner, selbst wenn diese urteilsfähig waren (ZGB Art. 
97). Diese Bestimmung und die sich darauf stützen-
de Praxis waren nachweislich, wenn auch nicht aus-
schliesslich durch die Sorge um die Gesundheit des 
Nachwuchses motiviert (Imboden / Ritter 2013; Ritter 
2009: 237, 301).
Inzwischen gehört die Sterilisationsproblematik zu 
den am gründlichsten untersuchten Bereichen der 
Fürsorge- und Sozialpolitik. Die im Rahmen des 
Nationalen Forschungsprogramms 51 entstandenen 
Untersuchungen haben die anfangs vorherrschen-
de Vorstellung einer expansiven und primär euge-
nisch und fiskalisch motivierten Sterilisationspra-
xis mit stark disziplinierender Komponente korrigiert 
(Wecker et al. 2013; Wecker et al. 2012; Ritter 2009; 
bereits: Meier 2004). Ebenfalls relativiert worden ist 
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die Bedeutung des Waadtländer Sterilisationsge-
setzes von 1928. Dieses legitimierte, so der Befund 
einer einschlägigen Untersuchung, lediglich eine 
eng begrenzte Zahl von Eingriffen, die ohne Zustim-
mung der Betroffenen, meist geistig behinderte Frau-
en, durchgeführt wurden. Eugenische Überlegungen 
spielten dabei nur eine untergeordnete Rolle. Unter-
strichen wurden auch die protektiven Funktionen des 
Gesetzes (Heller et al. 2002).
Neuere Fallstudien zur Fürsorgepraxis in den Städten 
Bern und St. Gallen weisen ebenfalls darauf hin, dass 
Begründungs- und Handlungsmuster, die auf die Ver-
hütung erbgeschädigter Kinder abzielten, in der Für-
sorgepraxis nur eine untergeordnete Rolle spielten. 
Sterilisations- und Kastrationsempfehlungen, die in 
enger Zusammenarbeit zwischen Fürsorgebehör-
den und Psychiatrie zustande kamen, waren ab den 
1920er-Jahren zwar Bestandteil fürsorgerischer Pra-
xis. Rechtlich gesehen, waren sie jedoch keine spe-
zifisch fürsorgerischen oder vormundschaftlichen 
Massnahmen. Die Zahl der Fallkonstellationen, bei 
denen Sterilisationen diskutiert oder durchgeführt 
wurden, blieb allerdings, bezogen auf die Gesamtzahl 
der Fürsorgefälle, marginal (Hauss et al. 2012: 126, 
158; Hauss / Ziegler 2012: 81; Hauss / Ziegler 2010: 196). 
Betroffen waren, so der Konsens der Forschung, vor 
allem jüngere, meist ungewollt schwangere Frauen. 
Die im Rahmen dieser Studien untersuchten Einzel-
fälle lassen vermuten, dass minderjährige Mädchen 
und Frauen, die als «sittlich gefährdet» galten, eher 
in Heime eingewiesen und kaum sterilisiert wurden. 
Beim Erreichen des Mündigkeitsalters konnten sie 
allerdings vor die Alternative einer weiteren Bevor-
mundung und Heimunterbringung oder einer Sterili-
sation gestellt werden.
Gleichzeitig hat sich gezeigt, dass die Sterilisierung 
von Frauen stärker als bisher angenommen im Kon-
text der Problematik von Abtreibung und Geburten-
kontrolle zu lokalisieren ist. Dabei spielten informel-
le Absprachen zwischen den beteiligten Ärzten und 
Behörden eine wichtige Rolle. Anders als vermutet, 
bildete der Wunsch der betroffenen Frauen, abtreiben 
zu dürfen, eine wichtige Triebfeder. Hinzu kamen die 
Bemühungen von Ärzten und Behörden, prekäre Fami-
lien- und Eheverhältnisse zu stabilisieren. Gezeigt hat 
sich dabei, dass auch hier eine differenzierte Beur-
teilung von Zwang nötig ist. Zwar blieb in der Regel 
die formale Freiwilligkeit gewahrt, dennoch sahen 
sich die betroffenen Frauen in Zwangslagen versetzt, 
die durch ökonomische und familiäre Umstände, aber 
auch dadurch bedingt war, dass Ärzte eine Abtrei-
bung von der Zustimmung zur Sterilisation abhän-
gig machen konnten. Diese Praxis dürfte bis zum 
Aufkommen neuer Kontrazeptiva in den 1960er-Jah-
ren bestimmend geblieben sein. (Dubach 2013; Mot-
tier / Mandach: 43, 47, 55, 59; Heller et al. 2002: 192).
Mit der Sterilisationsproblematik verbunden ist die 
Frage der Kastration. Gemäss dem heutigen Kennt-
nisstand wurden in der Schweiz vor allem Männer 
kastriert. Im Gegensatz zur Sterilisation überwog 
in diesem Fall der kriminalpolitische Kontext. Kas-
triert wurden vor allem Sittlichkeitsdelinquenten, 
zum Teil auch homosexuelle Männer. Auch in die-
sem Fall sahen sich die Betroffenen systemischen 
Zwangslagen ausgesetzt, wurde die freiwillige Kas-
tration doch von Behördenseite oft als Alternative 
zu einer (langjährigen) Anstaltsinternierung ins Spiel 
gebracht (Wecker et al. 2013: 77; Hauss et al. 2012: 
128;  Schlatter 2002; Stuker 1998).
5.5.5 Fürsorge und Aktenführung
Ein vergleichsweise neuer Forschungsansatz bildet 
die Untersuchung der Aktenführung im Zusammen-
hang mit institutionellen Platzierungen. Behörden-
akten werden dabei nicht nur als Quellen betrachtet, 
die – mehr oder weniger unverfälscht – Zeugnis über 
die Vergangenheit ablegen. Vielmehr interessiert die 
Aktenführung als solche. Es hat sich gezeigt, dass die 
oben angesprochenen Rationalisierungs- und Pro-
fessionalisierungsprozesse in der Regel mit einer 
Zunahme der personenbezogenen Aufzeichnungs-
praktiken verbunden waren (Heller 2012; allgemein: 
Vismann 2001). Exemplarisch zu nennen sind in die-
sem Zusammenhang Personenregister im Fürsorge- 
oder Justizbereich, vor allem aber Fallakten wie Vor-
mundschafts- und Zöglingsdossiers oder Kranken-
akten psychiatrischer Einrichtungen. Allerdings ist 
D
er
 h
is
to
ri
sc
he
 F
or
sc
hu
ng
ss
ta
nd
 z
ur
 S
ch
w
ei
z
48 / 67Die Fremdplatzierung von Kindern und Jugendlichen als Bestandteil der schweizerischen  Fürsorge- und  Sozialpolitik
auch diesbezüglich von unterschiedlichen Aufzeich-
nungspraktiken und, je nach Zeitraum und instituti-
onellem Kontext, deutlichen Professionalisierungs-
gefällen auszugehen (Brändli et al.2009; Nellen et 
al. 2007).
Ausgangspunkt der Überlegungen bildet die Beob-
achtung, dass behördliche Interventionen oft mit 
einer «Verdoppelung» der betroffenen Personen 
in Form einer «Akten-Persönlichkeit» einhergehen. 
Aktenführung und -aufbewahrung, die das Gedächt-
nis einer Organisation bilden, erweisen sich dabei als 
überaus zweischneidige Prozesse: einerseits stel-
len sie die Nachvollziehbarkeit des behördlichen 
Handelns sicher, andererseits tragen sie Wesent-
lich zur Verfestigung personenbezogener Beurtei-
lungen über den Zeitverlauf und über institutionelle 
Grenzen hinweg bei (Kaufmann / Leimgruber 2008). 
Wenn zwangsläufig situative und subjektive Akten-
vermerke von den zuständigen Behörden und Per-
sonen nicht regelmässig validiert werden, tendieren 
sie dazu, eine Realität sui generis anzunehmen, die 
sich ihrerseits als handlungsleitend erweisen kann. 
Beispielhaft haben etwa Untersuchungen zur inter-
institutionellen Bildung und Zirkulation von Akten im 
Umfeld des Hilfswerks für die Kinder der Landstrasse 
gezeigt, dass Schriftakte, die – etwa in Form psych-
iatrischer Gutachten – lange Zeit unhinterfragt blie-
ben, massgeblich zur Stigmatisierung der Betroffe-
nen beitrugen (Galle / Meier 2009).
Aus solchen Erkenntnissen lässt sich die Notwen-
digkeit ableiten die institutionelle Perspektive, die 
sich in behördlichen Aufzeichnungen niederschlägt 
und zwangsläufig einseitig ist, mit andern Zeugnis-
sen kritisch zu kontrastieren. Teil solcher Dezent-
rierungsversuche können zum Beispiel persönliche 
Aufzeichnungen oder aber nachträgliche Interviews 
von betroffenen Personen (Oral History) sein ( Tanner 
2008).
5.5.6 Verfachlichung und Professionalisierung 
der Sozialen Arbeit
Ein weiteres Untersuchungsfeld, das eng mit der 
Modernisierung des Vormundschafts- und Fürsor-
gewesens verbunden ist, ist die Verfachlichung der 
Sozialen Arbeit. Dabei handelt es sich um ein Feld, 
auf dem sich genderspezifische Forschungsstrate-
gien als besonders gewinnbringend erwiesen haben. 
In der Tat spielte die Geschlechterrollenzuweisung 
bei der Verberuflichung der Sozialen Arbeit eine 
wichtige Rolle. 
Bereits gut erforscht ist die Entstehung der sozia-
len Frauenschulen, die Frauen aus der Mittel- und 
Oberschicht vergleichsweise früh einen Zugang zu 
einer ausserhäuslichen Erwerbstätigkeit boten (Mat-
ter 2011; Ramsauer 2000: 97). Ab den 1920er-Jahren 
bildete vor allem das (städtische) Vormundschafts- 
und Fürsorgewesen ein wichtiges Aufgabengebiet 
für die Absolventinnen dieser Schulen. Von Bedeu-
tung war insbesondere die Tätigkeit dieser Frauen 
als Gehilfinnen der (männlichen) Amtsvormünder, die 
Anzeigen nachgingen, Informationen in der Nach-
barschaft sammelten und Hausbesuche vornahmen. 
Stärker als die städtischen Beamten standen sie 
dabei in direktem Kontakt mit den betroffenen Klien-
ten und Familien. Die Beurteilung der Haushaltfüh-
rung spielte bei solchen «Inspektionen» eine zentrale 
Rolle. Denn in den Augen der Fürsorgerinnen waren 
die haushälterischen Fähigkeiten und das Verhalten 
von Frauen und Müttern aus der Unterschicht oft ent-
scheidend, wenn es darum ging abzuklären, ob Kin-
der «gefährdet» waren und eine Fremdplatzierung 
angebracht war (Ramsauer 2000). Bis in die Nach-
kriegszeit hinein bildeten die Sozialen Schulen eine 
wichtige Stütze der Sozialen Arbeit. Zu einer teilwei-
sen Akademisierung des Fachs kam es tatsächlich 
erst in den 1970er-Jahren mit der Einrichtung von 
Lehrstühlen für Sozialpädagogik an verschiedenen 
Universitäten.
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Ab 1950 wurden auch in der Schweiz neue Ansätze 
der Sozialen Arbeit, insbesondere die aus den USA 
stammende Methode des Case Management rezi-
piert. Eine wichtige Rolle spielten dabei Austausch-
stipendien, die Schweizer Sozialarbeiterinnen im 
Rahmen eines UNO-Programms Studienaufenthalte 
in den USA ermöglichten. Die anschliessende Inte-
gration des neuen Wissens in den Methodenkanon 
des Fachs verlief jedoch eher zaghaft und zeitverzö-
gert (Matter 2011; Avenir social 2011). Wann und in 
welchem Ausmass Ansätze, die der Autonomie und 
Selbständigkeit der Klienten grösseres Gewicht ein-
räumten, in der Praxis der Fürsorge und im Vormund-
schaftswesen wirksam wurden, ist erst in Ansät-
zen erforscht worden (Sutter 2007). Zu untersuchen 
bleibt ebenfalls, ob und wann die fachinterne Metho-
dendiskussion auch zu einer veränderten Einstellung 
gegenüber Fremdplatzierungen und zu einer stärke-
ren Berücksichtigung partizipativer Momente führte.
Nur ansatzweise untersucht worden sind bisher die 
Ausbildungsgänge im Heimsektor, die im Vergleich 
zu den Sozialen Schulen stärker praxisorientiert 
waren. Dieser Aspekt ist nicht nur für die Geschich-
te der Sozialen Arbeit bedeutsam. Die mangelhafte 
Qualifikation des Personals gehörte bis in die Nach-
kriegszeit hinein zu den dringendsten Problemen 
des Heimsektors. Bereits früh in den Fokus der For-
schung geriet die Herausbildung des Armenerzie-
herberufs, die in engem Zusammenhang mit der Ent-
stehung der Rettungs- und Erziehungsanstalten im 
19. Jahrhundert stand (Sutter 1994; Tuggener 1985; 
Hofer 1984; Tuggener 1981). Ebenfalls liegen Untersu-
chungen zur Tätigkeit der Schwesternorden vor, die 
in katholischen Heimen ähnliche Leitungsfunktionen 
ausübten (Expertenkommission Ingenbohl 2013; Bet-
schart 2002). Noch kaum erforscht sind dagegen die 
Schulen für Heimerziehung, die ab den 1950er-Jah-
ren in der Deutsch- wie in der Westschweiz entstan-
den und zu einem nachholenden Verfachlichungs-
schub in diesem Bereich führten (einzelne Angaben 
in:  Avenir Social 2011). Zu fragen ist insbesonde-
re, inwiefern diese Institutionen zu einer Erneue-
rung des Fürsorgeverständnisses im Heimbereich 
beitrugen. Eine neuere Untersuchung zur Maison 
d’éducation de Vennes im Kanton Waadt weist zum 
Beispiel darauf hin, dass die Zahl der ausgebilde-
ten Erzieherinnen und Erzieher, die im Heimbereich 
tätig waren, ab 1950 im Zunehmen begriffen war und 
es dabei zu einer engen Kooperation zwischen Hei-
meinrichtungen und neu entstehenden Ausbildungs-
stätten wie das Centre de formation d’éducateurs 
spécialisés kam (Heller 2012: 242). Ebenfalls am Bei-
spiel der Westschweiz ist auf die aktive Rolle der 
Berufsverbände der Erzieherinnen und Erzieher bei 
der Verbesserung der Arbeits- und Erziehungsbedin-
gungen in den Einrichtungen hingewiesen worden 
(Droux / Ruchat 2012: 79).
5.6  Zwischenbilanz: Aktueller 
 Forschungsstand und Forschungsdesi-
derate 
Dieses Kapitel fasst den Stand der Forschung, wie 
er in den vorangehenden Kapiteln präsentiert wurde, 
zusammen und listet die wichtigsten Forschungsde-
siderate auf. Es macht zudem eine grobe Schätzung 
des finanziellen und zeitlichen Aufwands, in dessen 
Rahmen sich eine angemessene Aufarbeitung bewe-
gen könnte.
Forschungsstand und Forschungsdesiderate
Der aktuelle Forschungsstand zum Thema Fremdplat-
zierung ist disparat und fragmentiert. Es liegt zwar 
eine grössere Zahl von Einzelstudien vor. Verschie-
dene Aspekte sind relativ gut untersucht. Andere 
wichtige Felder sind dagegen noch kaum erforscht. 
Zudem fehlen analytische Überblicke, die es erlau-
ben, die vorliegenden Einzelfallstudien in einen 
gesamtschweizerischen Rahmen einzubetten und 
vergleichend einzuschätzen. Der zeitliche Schwer-
punkt der bisherigen Forschung liegt auf dem 19. und 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, vor allem aber 
auf der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen. Den-
noch ist der gesellschaftliche und rechtliche Rah-
men, in dem im 20. Jahrhundert Kinder und Jugend-
liche fremdplatziert wurden, in Umrissen bekannt. 
Auch der Kernbereich der betroffenen Minderjähri-
gen lässt sich recht konzise eingrenzen.
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Schwerpunktmässig beschäftigte sich die Forschung 
bisher mit dem Pflege- und Verdingkinderwesen in 
ausgewählten Kantonen, mit der Entwicklung und 
Organisation einzelner Heimeinrichtungen sowie 
der Modernisierung und Professionalisierung der 
Jugendfürsorge in verschiedenen Städten. Ebenfalls 
liegen mehrere Sammlungen von Erlebnisberichten 
ehemaliger Pflege- und Heimkinder vor, die allerdings 
erst zum Teil ausgewertet wurden. Vor allem neuere 
Studien, die von einzelnen Kantonen oder Heimträ-
gerschaften in Auftrag gegeben wurden, enthalten 
auch vertiefte Überlegungen zu den juristischen und 
ethischen Verantwortlichkeiten. Bereits in verschie-
denen Studien aufgearbeitet worden ist die Sterili-
sationspraxis, die die Fremdplatzierungsproblema-
tik allerdings nur am Rande betrifft. 
Die folgenden Absätze bieten einen Überblick über 
die zentralen Herausforderungen und Themen, die 
sich für die künftige Forschung, als Basis einer 
gesellschaftlichen Aufarbeitung der Fremdplatzie-
rungen, stellen. Wir beschränken uns darauf, die 
übergeordneten Forschungsdesiderate zu beschrei-
ben. Auf eine nochmalige Auflistung der zu untersu-
chenden Gegenstände (zum Beispiel einzelne Ein-
richtungen, Betroffenengruppen) wird bewusst ver-
zichtet. Zur besseren Strukturierung wird zwischen 
allgemeinen und spezifischen Forschungsdesidera-
ten unterschieden.
Allgemeine Forschungsdesiderate
A Eines der wichtigsten Anliegen ist die zeitliche 
Erweiterung der Forschung auf die Zeit nach 1940. 
Erst dadurch lassen sich die Erinnerungen der heu-
te noch lebenden Zeitzeuginnen und Zeitzeugen 
angemessen in den historischen Kontext einbet-
ten und beurteilen. Im Vordergrund sollte die Fra-
ge stehen, wie sich die Praxis der Fremdplatzierun-
gen angesichts des beschleunigten gesellschaftli-
chen Wandels in der Hochkonjunktur der 1950er- und 
1960er-Jahre verändert hat. Wie haben sich Verän-
derungen des gesellschaftlichen Umgangs mit Armut 
und sozialer Randständigkeit sowie die Liberalisie-
rung der Familien- und Geschlechterverhältnisse 
auf die Bewertung und die Praxis von Fremdplatzie-
rungen und die damit zusammenhängenden Auffas-
sungen ausgewirkt? Ein besonderes Augenmerk ist 
dabei auf die Gleichzeitigkeit respektive Ungleich-
zeitigkeit von institutionellen Reformprozessen 
(Anstaltsreformen, Verstärkung der Aufsichtspflich-
ten, neue Methoden der Sozialen Arbeit, Verbesse-
rung der Stellung von unehelichen und adoptierten 
Kindern) zu legen, wobei auch die verschiedenen 
Wissensfelder, die für Fremdplatzierungen relevant 
sind (Psychiatrie, Pädiatrie, Sozialpädagogik), ein-
zubeziehen sind.
B Ein Gesamtbild der Problematik ist nur möglich, 
wenn das Untersuchungsfeld breit abgesteckt wird 
und die Fragestellungen ereignisoffen formuliert sind. 
Es ist wichtig, die verschiedenen Gruppen von Kin-
dern und Jugendlichen, die von Fremdplatzierungen 
betroffen waren, möglichst umfassend zu untersu-
chen. Dabei sollte der soziale Hintergrund, aber auch 
der spezifische Umgang mit einzelnen Gruppen und 
ihre unterschiedlichen Erfahrungsmuster verglei-
chend rekonstruiert werden. Dies bedingt der Ein-
bezug von Betroffenengruppen, die bislang nur am 
Rande beachtet worden sind, beispielsweise straf-
rechtlich verurteilte Jugendliche, Minderjährige 
mit Behinderungen oder mit Migrationshintergrund. 
Ebenfalls einzubeziehen wären in einem weiteren 
Schritt die Bezüge zwischen der Fremdplatzierung 
von Minderjährigen und freiheitsentziehenden Sank-
tionen gegen Erwachsene, insbesondere in Form der 
administrativen Versorgung.
C Angesichts der föderalistischen Struktur der 
Schweiz ist die Fremdplatzierungsproblematik in 
ihrer regionalen, sozialräumlichen und konfessionel-
len Diversität zu untersuchen. Wichtig ist vor allem, 
dass Fallstudien von vornherein in einer verglei-
chenden Perspektive konzipiert werden. Besondere 
Beachtung ist den regional unterschiedlichen Plat-
zierungsformen, Zuweisungs- und Aufsichtsregimes 
zu schenken. Erst eine solche vergleichende Pers-
pektive wird es erlauben, einzelne Fallbeispiele in 
ihrem historischen Kontext zu beurteilen und Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten aufzuzeigen.
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Spezifische Forschungsdesiderate
D Genauer zu untersuchen sind die Indikationslogi-
ken und die Begründungsfiguren, die für Fremdplatzie-
rungen im Untersuchungszeitraum ausschlaggebend 
waren. Dazu gehört die genaue Rekonstruktion des 
normativen Rahmens und seiner Veränderung, aber 
auch eine sozial-, rechts-, verwaltungs- und medi-
zingeschichtliche Kontextualisierung massgebender 
Begriffskonstrukte wie den Begriffen der «Verwahr-
losung» und der «Gefährdung». Zu fragen ist, wie sich 
solche Semantiken und die damit in Verbindung ste-
henden bürokratischen Verfahren und Praktiken der 
Aktenführung zu den Lebensverhältnissen der betrof-
fenen Personen standen. Ebenfalls zu fragen ist nach 
der Geschlechtsspezifität solcher Zuschreibungen. 
Einzubeziehen ist in diesem Zusammenhang auch die 
Entwicklung und Ausdifferenzierung der Wissensfel-
der, die mit der Fremdplatzierungsproblematik ver-
bunden sind. Dazu gehören insbesondere die nor-
mativen und fachlichen Konzepte der Heimerziehung, 
die massgeblichen juristischen, sozial- und sonder-
pädagogischen sowie psychiatrischen Diskurse, aber 
auch die Professionalisierung der damit zusammen-
hängenden Arbeitsfeldern, insbesondere der Sozi-
alpädagogik und der Sozialen Arbeit. Von zentraler 
Bedeutung ist auch in diesem Fall die Transformati-
on der handlungsleitenden Konzepte und institutio-
nellen Formen im zeitlichen Verlauf.
E Mittels vergleichender Fallstudien zu untersu-
chen sind die rechtlichen und administrativen Platzie-
rungsverfahren und -formen. Hierzu gehört auch die 
Adoptionsproblematik, die historiographisch bisher 
eine terra incognita bildet. Dabei ist nach den Funk-
tionen, Motivationen und Handlungsspielräumen und 
Mitwirkungsmöglichkeiten der involvierten Akteure 
(Betroffene, Eltern, Versorger, Einrichtungen, Pflege-
familien, Vermittlungsinstanzen, Aufsichtsbehörden), 
aber auch nach der unterschiedlichen Behandlung 
von Mädchen und Knaben zu fragen. Ebenfalls von 
zentraler Bedeutung ist die Rolle öffentlich-privater 
Strukturen respektive die Übertragung von Aufgaben 
der Fremderziehung an Privatpersonen und private 
Körperschaften sowie die dadurch bedingten Prob-
leme bezüglich Aufsicht und Kontrolle.
F In die Untersuchung einzubeziehen sind weiter 
die finanzpolitischen und personellen Rahmenbe-
dingungen von Fremdplatzierungen. Es ist danach 
zu fragen, welche Ressourcen generell aber auch 
einzelnen Einrichtungen zur Verfügung standen, um 
ihre Aufgaben wahrzunehmen. Damit verbunden ist 
die Frage nach den politischen Prioritätensetzungen 
und finanziellen Interessen, die hinter Allokations-
entscheiden stehen, die sich mittelbar oder unmit-
telbar auf die Behandlung der betroffenen Kinder 
und Jugendlichen auswirkten. Zu untersuchen ist in 
diesem Zusammenhang auch die Wirkung des nach 
1942 sukzessive neu geordneten und ausgebauten 
Subventionswesens. Ebenfalls zu fragen ist nach der 
Gewichtung von ökonomischen Anreizen und Überle-
gungen auf der Ebene von Einzelfällen, etwa bei Ent-
scheiden über die Auflösung von Familien oder über 
bestimmte Platzierungsformen.
G Es ist weiter unabdingbar, die Perspektive der 
betroffenen Personen konsequent einzubeziehen. 
Dies betrifft sowohl die Ebene der Fragestellungen 
(zum Beispiel Untersuchung der Langzeitfolgen), die 
Auswahl der Quellen (Interviews, Personendossiers), 
als auch die Organisation der Forschung (Einbezug 
partizipativer Formen). In diesem Zusammenhang ist 
auch nach den individuellen Bewältigungsstrategi-
en und gesellschaftlichen Auswirkungen von Fremd-
platzierungen zu fragen. Welche stigmatisierenden 
Effekte lösten Fremdplatzierungen aus? Die Betroffe-
nenperspektive lässt sich am besten durch interdiszi-
plinäre Ansätze angemessen rekonstruieren.
H Von zentraler Bedeutung ist schliesslich die Fra-
ge nach der historischen Verantwortung privater und 
staatlicher Akteure respektive nach den rechtlichen 
und administrativen Strukturen und Rahmenbedin-
gungen, die zu Missständen und Ungerechtigkeiten 
sowie zum Auseinanderklaffen von Ziel, Norm und 
Praxis geführt haben. Was die staatlichen Akteure 
anbelangt, sind die Rollen von Bund (rechtlicher Rah-
men, Finanzierung von Einrichtungen), Kantone (Auf-
sichtsfunktionen) und Gemeinden (Vollzugsfunktio-
nen) zu berücksichtigen. Zu fragen ist insbesondere 
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auch, wie sich diese Strukturen und Verantwortlich-
keiten im Lauf der Zeit veränderten und wie die invol-
vierten Akteure miteinander kooperierten.
Umfang und zeitlicher Rahmen der Aufarbeitung
Die angeführten Forschungslücken können nur durch 
eine grössere Zahl von Einzelstudien geschlossen 
werden, die zusammen genommen ein umfassendes, 
kooperativ durchgeführtes Forschungsprojekt bilden. 
Ein solches kollektives Forschungsprogramm müss-
te inhaltlich, methodisch und administrativ koordi-
niert werden sowie einer fachlichen Leitung unter-
stehen, die die Einzeluntersuchungen betreut und 
aus ihnen eine Synthese zieht. Die Leitung eines 
solchen Projekts sollte auch umfangreiche Vermitt-
lungs- und Kommunikationsaufgaben wahrnehmen 
können. Die Aufteilung der Arbeiten sollte sowohl 
nach regionalen, einrichtungsspezifischen und funk-
tionalen Kriterien erfolgen. Sollen die umfangreichen 
Forschungsdesiderate angemessen adressiert wer-
den, ist mit mindestens 15 bis 20 Einzel- und Fall-
studien zu rechnen. Diese Studien können je nach 
Organisationsform von wissenschaftlichen Mitar-
beiter / innen (Vollzeitstellen), Doktorand/innen oder 
Post-Doktorand / innen bearbeitet werden. Hinzu 
kommt der erfahrungsgemäss hohe Aufwand für die 
Leitung, Koordination und Administration eines solch 
grossen Projekts (ca. 3 – 5 Vollzeitstellen). Die Lauf-
zeit sollte so angesetzt sein, dass auch substanziel-
le Forschungsleistungen erbracht werden können. 
Dies dürfte mit einer drei bis vier jährigen Laufzeit 
sicher gestellt sein.
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6  OPTIONEN ZUR HISTORISCHEN 
 AUFARBEITUNG
Dieses Kapitel beinhaltet Überlegungen zu mögli-
chen Optionen für eine Aufarbeitung der Fremdplat-
zierungsproblematik. Unabhängig davon, welche 
Option schliesslich gewählt wird, setzt eine solche 
Aufarbeitung eine vielschichtige Auseinanderset-
zung mit der Vergangenheit voraus. Zumindest drei 
Ebenen der Aufarbeitung sind zu unterscheiden: 
a)  die juristisch-finanzielle Ebene (Klärung rechtli-
cher Verantwortlichkeiten, Entschädigungsfra-
gen);
b)  die historische Ebene (Rekonstruktion des ver-
gangenen Geschehens inklusive dessen Folgen, 
Bewertung der Verantwortlichkeiten im zeitge-
nössischen Kontext);
c)  die gesellschaftspolitische Ebene (Anhörung, 
Anerkennung und Unterstützung der Betroffe-
nen, Begleitung bei der Akteneinsicht, Wieder-
gutmachung in einem umfassenden Sinn).
Es macht Sinn, diese drei Ebenen – was Organisa-
tion und Zuständigkeit anbelangt – klar zu trennen. 
Denn es geht letztlich um unterschiedlich gelager-
te Anliegen, deren Befriedigung unterschiedliches 
Fachwissen und unterschiedliche organisatorische 
Strukturen nötig macht. So käme es einer Überforde-
rung der Beteiligten gleich, wenn das Anliegen der 
historischen Aufarbeitung funktional mit der Betreu-
ung von betroffenen Personen gekoppelt würde. In 
der Tat setzt eine historische Aufarbeitung zwangs-
läufig die Konfrontation unterschiedlicher Zeugnis-
se voraus, was für die involvierten Betroffenen unter 
Umständen mit zusätzlichen Belastungen verbunden 
sein kann. 
Dennoch ist es wichtig, dass die Zusammenhänge 
zwischen den Ebenen nicht aus den Augen verloren 
gehen. So setzt eine juristische Aufarbeitung eine 
sorgfältige historische Rekonstruktion der Sachver-
halte voraus. Historische Erkenntnisse sind zugleich 
eine wichtige Bedingung, um eine gesellschaftliche 
und politische Diskussion über die Anerkennung von 
Unrecht und eine Wiedergutmachung führen zu kön-
nen. In diesem Sinne müssen die drei Ebenen von 
Beginn an koordiniert werden. Dabei können, wie 
die hier evaluierten Beispiele zeigen, unterschiedli-
che Formen der Koordination und Kooperation gefun-
den werden.
Die Skizzierung unterschiedlicher Organisationsmo-
delle (u Kapitel  6.1, S.  53) geht, dem Auftrag des 
Berichts entsprechend, bewusst von der Ebene der 
historischen Aufarbeitung aus. Zugleich wird bei der 
Diskussion der Fallbeispiele darauf geachtet, wie im 
konkreten Fall jeweils Verknüpfungen zu juristischen 
und gesellschaftspolitischen Anliegen hergestellt 
wurden (u Kapitel 6.2, S. 59).
6.1  Mögliche Organisationsformen
Im Folgenden werden verschiedene Organisations-
formen skizziert, die in den letzten Jahrzehnten im 
Zusammenhang mit der Aufarbeitung von proble-
matischen Vorfällen und Entwicklungen in der Ver-
gangenheit erprobt wurden (zum Gesamtkontext: 
 Schürer 2009). Die Auswahl der Fallbeispiele orien-
tiert sich einerseits an den Erfahrungen von ande-
ren Ländern, die mit einer vergleichbaren Proble-
matik konfrontiert sind (Deutschland: Runder Tisch; 
Irland: Versöhnungs- und Wahrheitskommission), 
andererseits an den in der Schweiz bisher erprob-
ten Lösungsansätzen (Nationales Forschungspro-
gramm, Historikerkommission). Die Fallbeispiele 
werden jeweils kurz bezüglich ihrer Eigenheiten vor-
gestellt und anschliessend bezüglich der Verknüp-
fungen, die sie zwischen den verschiedenen Ebenen 
herstellen, diskutiert.
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Was die Adaptation der verschiedenen Optionen auf 
die aktuelle Fremdplatzierungsproblematik anbe-
langt, schliesst sich eine Kombination verschiedener 
Organisationsformen keineswegs aus. Es ist sogar 
denkbar, dass nur eine solche Kombination geeig-
net ist, unterschiedliche Aufarbeitungsanliegen zu 
befriedigen.
6.1.1 Option Historikerkommission
Vor allem im Zusammenhang mit der Aufarbeitung der 
Geschichte des Zweiten Weltkriegs und des National-
sozialismus haben seit den 1990er-Jahren verschie-
dene Regierungen staatlich mandatierte Historik-
erkommissionen eingesetzt. So zum Beispiel jene in 
Österreich, Liechtenstein oder auch Deutschland im 
Zusammenhang mit der Aufarbeitung der Vergangen-
heit des Auswärtigen Amts. Mandat und Befugnis-
se dieser Kommissionen waren unterschiedlich. Ein 
gemeinsames Kennzeichen des Modells ist jedoch 
die Zusicherung der wissenschaftlichen Unabhän-
gigkeit von der Verwaltung, was ebenfalls den unge-
hinderten Zugang zu staatlichen (und teilweise auch 
privaten) Dokumenten einschliesst. In der Schweiz 
wurde das Modell der Historikerkommission im 
Zusammenhang mit der Diskussion um die nachrich-
tenlosen Vermögen in den 1990er-Jahren angewen-
det. Im Zusammenhang mit der Fremdplatzierungs-
problematik hat auch die Schwesterngemeinschaft 
Ingenbohl eine solche unabhängige Kommission ein-
gesetzt. Das Modell der Historikerkommission wird 
hier am Beispiel der 1996 eingesetzten Unabhängi-
gen Expertenkommission UEK («Bergier-Kommissi-
on») illustriert.
Die Einsetzung der UEK erfolgte am 13. Dezember 
1996 mit dem Bundesbeschluss betreffend die histo-
rische und rechtliche Untersuchung des Schicksals 
der infolge der nationalsozialistischen Herrschaft in 
die Schweiz gelangten Vermögenswerte. Über die 
Zusammensetzung und das detaillierte Mandat ent-
schied der Bundesrat am 19. Dezember 1996. Gemäss 
Bundesbeschluss erhielt die UEK unbeschränkten 
Zugang zu allen relevanten Unterlagen (Archivpri-
vileg), im Gegenzug unterstanden die Kommissions-
mitglieder dem Amtsgeheimnis. Sie war interdiszipli-
när und international zusammengesetzt. Das Mandat, 
das schliesslich über den ursprünglichen Rahmen 
hinausging und zum Beispiel auch die Flüchtlings-
problematik miteinschloss, war auf fünf Jahre befris-
tetet. Die UEK publizierte mehrere Zwischenberichte 
sowie 2001 einen Schlussbericht, der eine Synthese 
und über zwanzig, von Kommissionsmitarbeitern ver-
fasste Einzelstudien umfasste. Das Budget der Kom-
mission betrug 22 Millionen Franken.
Die Einsetzung der UEK erfolgte unter starkem aus-
senpolitischem Druck, der die «richtige» Interpreta-
tion des Verhaltens der Schweiz in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit zu einer nationalen Schicksalsfrage 
werden liess. Die Arbeit der UEK stand deshalb von 
Beginn an unter grosser öffentlicher Beobachtung. 
Auf der einen Seite richteten sich die Erwartungen 
auf die rasche Klärung komplexer historischer Sach-
verhalte, auf der andern Seite geriet die Arbeit der 
Kommission ins Sperrfeuer der Debatte um die Revi-
sion des schweizerischen Geschichtsbilds. Vor allem 
Angehörige der «Aktivdienstgeneration» kritisierten 
die Zusammensetzung und die Arbeit der Kommis-
sion als einseitig. In der Forschung selbst hat sich 
die Kommission indes gut profiliert und substanzi-
elle Ergebnisse vorgelegt. Auch in Fachkreisen kri-
tisch diskutiert wurde allerdings das Archivprivileg 
der Kommission, das faktisch zur Benachteiligung 
anderer Forschenden führte und die Nachprüfbar-
keit der Ergebnisse erschwerte (zum Gesamtkontext: 
Ludi 2013; Maissen 2005).
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Der Auftrag der UEK beschränkte sich im Wesentli-
chen auf die historische Aufarbeitung. Nicht Aufga-
be der Expertenkommission war es, Rechtsansprü-
che von Betroffenen abzuklären und abzugelten. 
Ein beschränktes Mandat für solche Abklärungen 
im Bereich der Nachrichtenlosen Vermögen wurde 
1996 einer separaten Kommission (Volcker-Kommis-
sion; Independent Comittee of Eminent Persons ICEP) 
übertragen. Ebenfalls nicht Gegenstand der Aufga-
ben der Kommission war es, eine Wiedergutma-
chung im gesellschaftspolitischen Sinn in die Wege 
zu leiten. Bereits vor der Einsetzung der Kommissi-
on hatte sich der Bundesrat am 7. Mai 1995 für die 
Rückweisung von Flüchtlingen an der Grenze ent-
schuldigt. Auch der Einbezug von Zeitzeugen gehör-
te nicht zu den Hauptanliegen der UEK. Das Projekt 
einer Anlaufstelle für Zeitzeugen musste im Laufe 
der Arbeiten sogar gestoppt werden. Allerdings darf 
der symbolische Aspekt, der mit der Einsetzung und 
Finanzierung der Kommission verbunden war, nicht 
unterschätzt werden. Allein die Tatsache, dass die 
politischen Instanzen einen Effort zur Aufarbeitung 
unternehmen, kann auf Seite der Betroffenen als Akt 
der Anerkennung und Wiedergutmachung empfun-
den werden.
Wie das Beispiel der UEK zeigt, ermöglicht das Einset-
zen einer Historikerkommission eine wissenschaft-
lich fundierte, problemfokussierte, international ver-
netzte und vergleichsweise zeitnahe historische Auf-
arbeitung. Aus wissenschaftlicher Perspektive als 
problematisch erweisen können sich ein Zugangs-
privileg sowie die unter Umständen höchst unter-
schiedlichen politischen und emotionalen Erwartun-
gen, die sich an die Kommissionarbeit richten. Für 
die Glaubwürdigkeit einer solchen Kommission ist 
es unabdingbar, dass sie von den politischen Behör-
den unabhängig ist und ihren Auftrag selbständig 
umsetzen kann. Dies schränkt allerdings zugleich die 
Indienstnahme der Kommission für rechtliche und 
gesellschaftspolitische Aufarbeitungsanliegen ein. 
Eine solche Koordination ist vor allem im Rahmen der 
Mandatsgestaltung möglich. Im Fall der UEK definier-
ten Parlament und Bundesrat das Mandat der Kom-
mission. Es ist aber auch denkbar, die verschiedenen 
Anliegen über die Formulierung des Mandats stärker 
zu koordinieren, zum Beispiel im Rahmen eines Run-
den Tisches.
Im Gegensatz zum Aufgabenbereich der UEK, der in 
erster Linie die aussenpolitische und -wirtschafts-
politische Verstrickung der Schweiz betraf, steht im 
Fall der Fremdplatzierungsproblematik die Verant-
wortung der Kantone und Gemeinden im Vordergrund. 
Aus diesem Grund wäre eine gemischte Trägerschaft, 
unter Einbezug von Bund und Kantonen, allenfalls 
auch Gemeinden, sinnvoll. Ob eine solche Kommis-
sion über vergleichbare und aus Gründen der Gleich-
behandlung problematische Zugangsprivilegien ver-
fügen soll, müsste diskutiert werden. Denkbar sind 
verschiedene Varianten, zum Beispiel Beschränkung 
des Zugangs auf staatliche Unterlagen oder ledig-
lich eine Absichtserklärung der beteiligten Gemein-
wesen. Im Auge zu behalten wären dabei auch die 
in den letzten Jahren verschiedentlich erfolgte Ver-
schärfung der Zugangshürden, zum Beispiel bezüg-
lich Klinikakten. Auf jeden Fall wäre den Interessen 
der Betroffenen ein grösseres Gewicht einzuräumen, 
insbesondere wäre sicherzustellen, dass Zeitzeu-
genberichte Eingang in die Untersuchungsmateria-
lien finden. Auch bei der Zusammensetzung der Kom-
mission wäre auf den Einbezug der Betroffenengrup-
pen zu achten – Stichwort: partizipative Forschung.
6.1.2 Option Nationales Forschungsprogramm
Nationale Forschungsprogramme (NFP) sollen wis-
senschaftlich fundierte Beiträge zur Lösung dringen-
der Probleme von nationaler Bedeutung leisten. Die 
Themen werden vom Bundesrat vorgegeben. Jede 
Person kann Vorschläge für ein NFP einreichen. Mit 
einer Ausschreibung werden die Forschenden ein-
geladen, Projektvorschläge zu unterbreiten. Bei der 
Auswahl werden die Projekte von einer Leitungs-
gruppe aufeinander abgestimmt. Bei der definitiven 
Zusammensetzung wird auf Inter- und Transdiszipli-
narität sowie auf die Umsetzungsrelevanz geachtet. 
NFP dauern vier bis fünf Jahre und haben ein Bud-
get von 5 bis 20 Millionen Franken.
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In jüngster Zeit haben sich zwei NFP mit Fragekom-
plexen beschäftigt, die die Fremdplatzierungsproble-
matik betreffen oder zumindest streifen. Zum einen 
das NFP 51 Integration und Ausschluss (2003 – 2008), 
in dem verschiedene historisch ausgerichtete For-
schungsprojekte durchgeführt wurden unter ande-
rem zur Geschichte des Fürsorge- und Vormund-
schaftswesens sowie der Psychiatrie und Eugenik. 
Im Fall des Hilfswerks für die Kinder der Landstra-
sse erfolgte die historische Aufarbeitung – nach 
einer ersten, durch den Bund finanzierten Vorstu-
die – sogar gezielt im Rahmen dieses NFP. Zu die-
sem Zweck wurden im Rahmen des Programms drei 
verschiedene, vom Fokus her unterschiedlich ausge-
richtete Forschungsprojekte bewilligt. Zum andern 
das NPF 52 Kindheit, Jugend und Generationenbezie-
hungen im gesellschaftlichen Wandel (2003 – 2008), 
in dessen Rahmen auch eine gegenwartsbezoge-
ne Studie zu Pflegefamilien- und Heimplatzierun-
gen durchgeführt wurde (Bühler et al. 2008). Beide 
NFP unternahmen gezielte Umsetzungsmassnahmen 
(Publikationen, Veranstaltungen).
Aufgabe eines NFP ist es, ein von der Politik vorge-
gebenes Thema oder Problem wissenschaftlich zu 
bearbeiten. Die Vorbereitungszeit dauert relativ lan-
ge, in der Regel drei bis vier Jahre. Die Durchführung 
erfolgt dann im Rahmen von disziplinär und metho-
disch unterschiedlich ausgerichteten Projekten, die 
von den Forschenden selbst vorgeschlagen werden. 
Zumindest in den Geisteswissenschaften beinhalten 
die Projekte meist mehrere akademische Qualifika-
tionsarbeiten. Im Vergleich zu einer amtlich manda-
tierten Kommission ist der Koordinationsgrad also 
deutlich geringer. Erfahrungsgemäss erfolgen der 
Abschluss der einzelnen Projekte und die Publika-
tion der Forschungsergebnisse gestaffelt, zum Teil 
auch erst (lange) nach Programmabschluss.
Sieht man vom symbolischen Effekt der Programm-
lancierung einmal ab, vermag ein NFP juristische 
und gesellschaftspolitische Aufarbeitungsanliegen 
als solche nur bedingt zu befriedigen. Das Förde-
rungsinstrument ist primär forschungsorientiert aus-
gerichtet, so dass Aufarbeitungsanliegen auf die 
akademische Ebene verlagert werden. Die Befrie-
digung anderer Aufarbeitungsanliegen kann durch 
den Einbezug von Betroffenen in bestimmte For-
schungsvorhaben und durch gezielte Umsetzungs-
arbeiten zwar zum Teil gewährleistet werden. Denk-
bar ist, die betroffenen Interessensgruppen stärker, 
als dies bei den genannten NFP der Fall war, bei der 
Programmanregung und -gestaltung sowie allenfalls 
in die Auswahl der Forschungsprojekte einzubezie-
hen (zum Beispiel innerhalb der Leitungsgruppe). Da 
NFP in der Regel auf kooperativen Strukturen beru-
hen, erfolgt die Definition der Forschungsinhalte – 
im Rahmen des Projektwettbewerbs – allerdings zu 
einem guten Teil durch die Forschung selbst.
6.1.3 Option Runder Tisch
Das Modell des Runden Tisches ist im Zusammen-
hang mit der Fremdplatzierungsproblematik vor allem 
aus Deutschland bekannt. Der Bundestag regte 2008 
bei der Bundesregierung und den Bundesländern 
die Einsetzung eines Runden Tisches an. Der Run-
de Tisch Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren 
(RTH) konstituierte sich im Frühjahr 2009 unter Vor-
sitz von Bundestagspräsidentin a. D. Antje Vollmer 
selbst, war jedoch rechtlich dem Bundestag unter-
geordnet. Im Gremium vertraten waren die Exponen-
tinnen und Exponenten der Betroffenenverbände, der 
Trägerschaften von Heimen, der Wohlfahrtsverbände, 
der Kirchen, des Bundes und der Länder sowie Expo-
nenten der Wissenschaft. Der RTH richtete eine Info-
stelle für die Betroffenen ein und hörte zahlreiche 
betroffene Personen direkt an. Ende 2010 publizierte 
der RTH seinen Abschlussbericht, der verschiedene 
Empfehlungen zuhanden der politischen Instanzen 
enthielt. Empfohlen wurden insbesondere Massnah-
men zur Wiedergutmachung inklusive das Einrichten 
von Anlaufstellen für betroffene Personen sowie die 
Ausrichtung von Beiträgen zur Linderung von Folge-
schäden, zur weiteren wissenschaftlichen Aufarbei-
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tung und punktuellen Anpassungen des Jugendfür-
sorgerechts. Aufgrund der Arbeiten des RTH haben 
Bund, Länder und Kirchen 2012 zwei Hilfsfonds mit 
einem Vermögen von insgesamt 160 Millionen Euro 
eingerichtet. Diese Fonds bezwecken in erster Linie 
die Linderung von Folgeschäden. Pauschale Ent-
schädigungen, wie sie aus Irland bekannt sind, sind 
– entgegen dem erklärten Willen der Betroffenenver-
einigungen – nicht vorgesehen.
Der RTH verfügte über ein Budget von 400 000 Euro für 
eine Laufzeit von gut anderthalb Jahren. Er besass 
selbst keine Forschungsressourcen, gab jedoch juris-
tische und pädagogische Gutachten in Auftrag. Diese 
bildeten eine wichtige Grundlage für den Abschluss-
bericht, der ebenfalls eine historische und juristische 
Gesamtbewertung enthielt. Auf diesen Widerspruch 
wurde von Beobachtern bereits bei der Publikation 
des Abschlussberichts hingewiesen. Die historische 
Aufarbeitung geschah (und geschieht) in Deutsch-
land de facto grösstenteils ausserhalb der Strukturen 
des RTH, primär im Rahmen von Untersuchungen, die 
von den Ländern und den Kirchen in Auftrag gegeben 
und / oder von der Deutschen Forschungsgemein-
schaft DFG finanziert wurden (u Kapitel 4, S. 17).
Das Schwergewicht der Tätigkeit des RTH lag auf der 
Anhörung von ehemaligen Betroffenen und Exper-
ten. Der RTH verfügte selbst über keine Untersu-
chungskompetenzen. Ziel war vielmehr die Erarbei-
tung eines gemeinsamen Deutungsrahmens und die 
Schaffung einer Grundlage für die juristisch-finan-
zielle Aufarbeitung. Bereits nach der Konstitution 
geriet der RHT allerdings von Seiten der Betroffe-
nenverbände unter Kritik. Stand zunächst die Vertre-
tung der Betroffenen im Zentrum der Auseinander-
setzungen, kritisierten ehemalige Heimkinder nach 
der Publikation des Schlussberichts, dass ihren For-
derungen, insbesondere nach einer pauschalen Ent-
schädigung, in den – einstimmig verabschiedeten – 
Empfehlungen des RTH zu wenig Rechnung getra-
gen worden sei.
Vom Ansatz her stellt ein Runder Tisch die Anerken-
nung und Partizipation der Betroffenen ins Zentrum. 
Er stellt eine Plattform für unterschiedliche Perspek-
tiven und Interessen dar. Das Beispiel Deutschlands 
zeigt allerdings, dass die intendierte Begegnung aller 
Beteiligten auf der gleichen Augenhöhe nicht einfach 
zu erreichen ist und Verfahrens- und Kompetenzfra-
gen aufwerfen kann. Transparenz und Fairness müs-
sen, um zum Erfolg zu führen, von allen Beteiligten 
aktiv gelebt werden. Ebenfalls sinnvoll ist eine klare 
Begrenzung der Funktion des Gremiums. Eine histori-
sche Aufarbeitung kann – allein aus zeitlichen Grün-
den – im Rahmen eines Runden Tisches nur bedingt 
geleistet werden, etwa im Rahmen von Expertenstu-
dien. Denkbar wäre, dass ein Runder Tisch in einer 
Anfangsphase als übergreifendes Koordinationsorg-
an für verschiedene Aufarbeitungsaktivitäten ein-
gesetzt und auch beim Aufgleisen von Forschungs-
vorhaben einbezogen würde, die anschliessend in 
einem andern Rahmen durchgeführt werden. Prob-
lematisch bleibt auch in diesem Fall die Deutungs-
hoheit über das historische Geschehen: liegt dieses 
beim RTH oder den Forschenden, die ihre differen-
zierten Schlussfolgerungen unter Umständen erst 
Jahre später präsentieren? Ähnliches gilt für juris-
tisch-finanzielle Aufarbeitungsfragen. Mangels eige-
ner Kompetenzen haben die Beschlüsse eines Run-
den Tisches primär Empfehlungscharakter für die 
politischen Instanzen.
6.1.4 Option Wahrheits- und 
 Versöhnungskommission
Wahrheits- und Versöhnungskommissionen sind vor 
allem aus Ländern bekannt, um damit den Übergang 
von einer Diktatur oder Gewaltherrschaft zur Demo-
kratie zu meistern. Dabei stehen Aufklärung, Trans-
parenz und Versöhnung im Vordergrund. Demgegen-
über werden Strafverfolgungs- und zivilrechtliche 
Haftungsansprüche zurückgestellt. Bekanntes-
tes Beispiel für dieses Modell der Vergangenheits-
bewältigung dürfte die südafrikanische Truth and 
 Reconciliation Commission TRC sein. Ähnliche Kom-
missionen wurden aber auch in andern Ländern 
eingesetzt, insbesondere in Lateinamerika (Chile, 
 Guatemala).
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Eine gewisse Ähnlichkeit zu solchen Wahrheits- und 
Versöhnungskommissionen weist die Commission to 
Inquire into Child Abuse CICA (Ryan Commission) auf, 
die zwischen 2000 und 2009 im Auftrag der irischen 
Regierung Missbrauchsfälle in Kinderheimen unter-
sucht hat. Eine ähnliche Kommission wurde auch 
in Québec im Zusammenhang mit der Aufarbeitung 
des Schicksals der Duplessis-Waisen eingesetzt 
(u Kapitel  4, S.  17). Angesichts der verwandten 
Problematik und ihrer grossen Bekanntheit wird hier 
näher auf die irische Kommission eingegangen.
Rechtsgrundlage der Kommission bildete der Com-
mission to Inquire into Child Abuse Act von 2000 (mit 
einem Amendment von 2005), der von einem brei-
ten Missbrauchsbegriff ausging. Die Kommission 
bestand aus sieben Mitgliedern (Juristen, Sozial-
arbeiter, Ärzte) und verfügte über mehrere Dutzend 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die CICA publizier-
te 2009 einen umfangreichen Schlussbericht, der auf 
Zeitzeugenberichten, eigenen Abklärungen und ver-
schiedenen Expertengutachten beruhte (CICA 2009, 
u Kapitel  4, S.  17). Aufgabe der CICA war es in 
erster Linie, betroffene Personen anzuhören und mit 
deren Einwilligung einzelne Missbrauchsvorwürfe 
abzuklären. Eine historische Aufarbeitung gehörte 
dagegen nicht zu den Hauptaufgaben der Kommis-
sion. Wie der Schlussbericht zeigt, legte die CICA 
jedoch grossen Wert darauf, ihre Befunde in den his-
torischen Kontext zu stellen.
Die Kommission bestand aus zwei Komitees. Das 
Confidential Comittee diente als Ansprechstelle für 
die Betroffenen und führte Anhörungen im geschlos-
senen Rahmen durch. Das Investigation Comittee 
führte auf Wunsch der Betroffenen weiterführen-
de Abklärungen und Nachforschungen durch. Es 
verfügte dazu über Zwangsbefugnisse, konnte Zeu-
gen vorladen, Dokumente einsehen und Betroffe-
ne mit Vertretern der beschuldigten Einrichtungen 
konfrontieren. Angehört wurden ebenfalls Vertreter 
der Regierung, der Glaubensgemeinschaften und 
der Betroffenenorganisationen. Die Ergebnisse bei-
der Komitees flossen in anonymisierter Form in den 
Schlussbericht ein (CICA 2009, Teile II und III). Auf 
Druck der katholischen Orden, aber auch auf Emp-
fehlung der CICA selbst wurde das Gesetz von 2000 
im Jahr 2005 punktuell angepasst. Um die Abklärun-
gen zu erleichtern, sicherte das Parlament insbe-
sondere den Tätern Anonymität zu, sofern sie nicht 
bereits rechtskräftig wegen Kindsmissbrauchs ver-
urteilt worden waren. Anders als in Südafrika behiel-
ten die Opfer jedoch das Recht, rechtlich gegen ihre 
ehemaligen Peiniger vorzugehen.
Ursprünglich war vorgesehen, dass die CICA auch 
Grundsätze für eine Entschädigungspolitik festlegen 
sollte. Diese Erwartung erwies sich indes – ähn-
lich wie in Südafrika – rasch als illusorisch. Das iri-
sche Parlament übertrug diese Aufgabe deshalb 2002 
einem Residential Institutions Redress Board (RIRB). 
Dieses nahm bis 2010 Anträge auf Kompensations-
leistungen (awards) entgegen und entschied über 
die Ausrichtung. Insgesamt gingen rund 15 000 Anträ-
ge ein. Die Höhe der Zahlungen richtete sich nach 
dem Grad der Betroffenheit (Schwere der Misshand-
lung respektive der physischen und psychischen 
Verletzung, emotionale und soziale Folgen, Arbeits-
platzverlust). Die durchschnittliche Entschädigung 
betrug 63 000 Euro. Mit der Annahme der Entschä-
digung verzichten die Entschädigten auf alle weite-
ren zivil- und strafrechtlichen Ansprüche. Insgesamt 
wurden bis Ende 2010 847,7 Millionen Euro ausge-
richtet (RIRB, Annual Report 2010). Die Entschädi-
gungssumme wurde – nach langem politischem Seil-
ziehen – schliesslich zu knapp der Hälfte von den Kir-
chen selbst aufgebracht.
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Wie das Modell des Runden Tisches stellt das Modell 
der Wahrheits- und Versöhnungskommission die Aner-
kennung des geschehenen Leids und Unrechts ins 
Zentrum. Zentrales Merkmal bildet die Anhörung der 
Betroffenen, die selbst über weiterführende Untersu-
chungshandlungen entscheiden. Eine historisch-wis-
senschaftliche Aufarbeitung gehörte nicht zum Haupt-
auftrag der CICA. Ihre umfassende Berichtspflicht, die 
sich nicht nur auf die Ergebnisse der Zeitzeugenbefra-
gung, sondern auch auf strukturelle Aspekte erstreck-
te, machte aber den Einbezug von historischem Hin-
tergrundwissen unabdingbar. Die Kommission gab zu 
diesem Zweck verschiedene Expertenberichte in Auf-
trag, die von unabhängigen Historikern, Juristen und 
Erziehungswissenschaftlern verfasst wurden. Als pro-
blematisch erwies sich die Verknüpfung von Aspek-
ten der Wiedergutmachung mit juristisch-finanziellen 
Aufarbeitungsanliegen. Bereits früh erfolgte deshalb 
die Trennung dieser Anliegen.
6.2   Koordination der juristischen, histo-
rischen und  gesellschaftspolitischen 
 Aktivitäten zur  Aufarbeitung
Für die Aufarbeitung der Fremdplatzierungspro-
blematik in der Schweiz stellt sich vermutlich die 
Frage, wie die Befriedigung von Anliegen auf der 
 juristisch-finanziellen, historischen und gesellschafts-
politischen Ebene organisatorisch sinnvoll koordiniert 
werden kann. Aufgrund der vorangehenden Diskus-
sion der unterschiedlichen Organisationsformen sind 
dabei unter anderem folgende Optionen denkbar:
A Kombination Diskussionsplattform (Runder 
Tisch) / Historikerkommission: In diesem Fall wür-
de eine breit zusammengesetzte Diskussionsplatt-
form (Betroffene, Verantwortliche, Behördenver-
treter), deren Schwerpunkt auf gesellschaftspoli-
tischen Anliegen (Anhörung und Anerkennung der 
Opfer, Unterstützung beim Aktenzugang, Empfehlun-
gen betreffend Entschädigung) liegt, mit einer fach-
lich fundierten Aufarbeitung im Rahmen einer His-
torikerkommission kombiniert. Um den Einbezug der 
Betroffenen in die Forschung sicherzustellen, kann 
die Diskussionsplattform aktiv in die Formulierung 
des Forschungsmandats einbezogen werden. Der 
Vorteil dieser Option ist, dass die unterschiedlichen 
Anliegen zwar koordiniert, die Forschungsarbeiten 
jedoch vom politischen Handlungsdruck entlastet 
werden. Problematisch kann die Option insofern sein, 
als die Deutungshoheit über das historische Gesche-
hen auf zwei Gremien verteilt wird, deren Mandats-
dauer unter Umständen unterschiedlich lang ist.
B Kombination Diskussionsplattform (Runder 
Tisch) / Nationales Forschungsprogramm: Diese Opti-
on entspricht in den Grundzügen der Option A. Die 
Koordination zwischen gesellschaftspolitischen und 
historischen Anliegen hätte in diesem Fall auf der 
Ebene des Forschungsplans für ein Nationales For-
schungsprogramm zu erfolgen. In diesem Fall ist die 
Koppelung der Forschungsarbeiten an die Ausgangs-
problematik sowie die forschungsinterne Koordinati-
on prioritär, und damit die Chance auf eine zeitnahe 
historische Aufarbeitung deutlich geringer.
C Diskussionsplattform (Runder Tisch) mit Beizug 
externer Experten: In diesem Fall liegt die Steuerung 
der historischen Aufarbeitung bei der Diskussions-
plattform selbst. Denkbar ist auch diese Steuerungs-
funktion einer der Verwaltung (administrativ) ange-
gliederten Fach- und Koordinationsstelle zu übertra-
gen. Der Nachteil dieser Option ist, dass, angesichts 
der beschränkten Mandatsdauer der Plattform, nur 
eine punktuelle Aufarbeitung möglich ist und die 
bestehenden Forschungsanstrengungen nur infor-
mell koordiniert werden können.
D Wahrheits- und Versöhnungskommission mit 
Beizug externer Experten: In diesem Fall steht der 
politische Wille zu einer umfassenden und langfris-
tigen Aufarbeitung mit zumindest punktuellen Ein-
schnitten in die Rechtsordnung im Vordergrund. Die 
Problematik der historischen Aufarbeitung präsen-
tiert sich ähnlich wie in Option C.
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Stellt man, wie es dieser Bericht tut (u Kapitel 5.6, 
S.  49), die Notwendigkeit einer umfassenden, zeit-
nahen und fachlich fundierten historischen Aufarbei-
tung in den Vordergrund, ergibt sich eine klare Prä-
ferenz für Option A (allenfalls für Option B).
6.3  Zwischenfazit: Optionen der 
 Aufarbeitung
Die wichtigsten Erkenntnisse zu den Organisati-
onsformen einer historischen Aufarbeitung wer-
den im Folgenden in einer Tabelle zusammengestellt 
(u Tabelle 2, nächste Seite). Zunächst werden die 
verschiedenen Organisationsformen kurz charakte-
risiert (Zeilen 1 – 3). Anschliessend (Zeilen 4 – 6) wer-
den die Wirkungen zusammengefasst, die die ver-
schiedenen Optionen auf den drei Aufarbeitungsebe-
nen erzielen. Die Tabelle zeigt, dass die diskutierten 
Optionen die verschiedenen Aufarbeitungsanliegen 
in unterschiedlicher Weise abdecken – einen Königs-
weg, der alle Erwartungen erfüllt, gibt es kaum. Die 
Tabelle verdeutlicht weiter, dass jeder Entscheid für 
die eine oder andere Option (oder für mehrere Opti-
onen) eine Koordination unterschiedlicher Anliegen 
nötig macht (Zeile 7).
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Tabelle 2: Übersicht über die  Optionen zur historischen Aufarbeitung und ihr Verhältnis zu unter-
schiedlichen  Anliegen der Aufarbeitung
Option 
Historikerkommission
Option 
Nationales Forschungs-
programm
Option 
Runder Tisch
Option 
Wahrheits- und Versöh-
nungskommission
1 Auftraggeber Parlament oder 
 Bundesrat (Mandat)
Bundesrat, National-
fonds (Forschungsplan)
Parlament oder Bun-
desrat, ev. Kantone und 
Gemeinde (Mandat)
Parlament (Mandat)
2 Rechtliche 
 Kompetenzen
Ev. Archivprivileg Keine Keine, Beschlüsse mit 
Empfehlungscharakter
Formelle Unter-
suchungsbefugnisse, 
Beschlüsse mit Emp-
fehlungscharakter
3 Vorbereitungszeit, 
Mandatsdauer
Kurzfristig realisierbar, 
Arbeitsbeginn ab hän-
gig von der Verfügbar-
keit des benötigten Per-
sonals. Mandatsdauer: 
3 – 4 Jahre
2 – 3 Jahre Vorberei-
tungszeit. Mandats-
dauer: 3 – 4 Jahre
Kurzfristig realisierbar. 
Mandatsdauer: 1 bis 1,5 
Jahre je nach Sitzungs-
kadenz
Kurzfristig realisierbar, 
Arbeitsbeginn abhän-
gig von der Verfügbar-
keit des benötigten Per-
sonals. Mandatsdauer: 
5 – 6 Jahre
4 Wirkungen auf der 
juristisch-finanzi-
ellen Ebene
Keine Wirkungen Keine Wirkungen Beschlüsse mit 
 Empfehlungscharakter, 
separater Entscheid 
betreffend Entschädi-
gung
Beschlüsse mit Emp-
fehlungscharakter, 
 Frage der (partiellen) 
 Amnestie, separater 
Entscheid betreffend 
Entschädigung
5 Wirkungen auf der 
historisch-wissen-
schaftlichen Ebene
Fachlich  fundierte, 
interdisziplinär und 
international vernetzte, 
konzis konzipierte und 
zeitnah realisier bare 
Forschung
Fachlich fundierte, 
interdisziplinäre, eher 
locker koordinierte 
 Forschung
Punktuelle und zeit-
nah realisierbare Auf-
träge an externe Exper-
ten, Anhörung wissen-
schaftlicher Experten
Punktuelle Aufträ-
ge an externe Exper-
ten, Anhörung wissen-
schaftlicher Experten
6 Wirkungen auf 
der gesellschafts-
politischen Ebene
Symbolcharakter, 
Chance der partizipati-
ven Forschung
Symbolcharakter, Chan-
ce der partizipativen 
Forschung, Umset-
zungsmassnahmen
Plattform für Wieder-
gutmachung und Ver-
söhnung, Anerkennung 
der Betroffenen, Grund-
lage für Entschädi-
gungsregelung
Anhörung der Betrof-
fenen, Schlussbericht 
als Zeichen der Aner-
kennung und Wieder-
gutmachung, Grundla-
ge für Entschädigungs-
regelung
7 Abstimmungs- und 
Koordinations-
bedarf
Einbezug gesellschafts-
politischer Anliegen auf 
der Ebene Mandats-
gestaltung und im Rah-
men partizipativer For-
schung
Einbezug gesellschafts-
politischer Anliegen auf 
der Ebene Programm-
gestaltung und im Rah-
men partizipativer For-
schung
Einbezug der histo-
risch-wissenschaft-
lichen Ebene mit-
tels Experten, eventu-
ell im Rahmen eigener 
Arbeitsgruppen oder 
einer Fach- und Koordi-
nationsstelle
Einbezug der histo-
risch-wissenschaft-
lichen Ebene mittels 
Experten, eventuell im 
Rahmen einer eigenen 
Forschungsstelle
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